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			1	Alter Wein in neuen Schläuchen? Linker Extremismus in Deutschland – ein Überblick

			1.1	Verletzt ein Antifa-Button die Würde des Deutschen Bundestages?

			»Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kollegin Renner trägt an ihrem Revers einen Sticker der Antifa. Ich erteile ihr dafür einen Ordnungsruf […] und behalte mir vor, nach Erörterung im Präsidium des Deutschen Bundestages weiter gehende Ordnungsmaßnahmen gegen sie zu verhängen« (hier und im Folgenden Deutscher Bundestag 2019c: 14067). Wolfgang Kubicki (FDP), Vizepräsident des Deutschen Bundestages, hatte einige Zeit gebraucht, um zu dieser Reaktion auf den Button der Linken-Abgeordneten Martina Renner zu gelangen. Den hatte sie sich angeheftet, um bei einer Plenardebatte am 26. September 2019 ihre Solidarität mit »der Antifa« zu bekunden, einer politischen Szene, die sich der Bekämpfung von Rechtsextremisten verschrieben hat und ebenso fluiden wie heterogenen Charakters ist (Hitzler/Niederbacher 2010: 34–39; Schuhmacher 2014: 71–81). Gegenstand der Sitzung war ein Antrag der AfD-Fraktion, der unter anderem eine Distanzierung des Bundestages von »der Antifa« forderte. Nachdem Renner ihre Argumente vorgebracht hatte, rief sie der Bundestagsvizepräsident zu sich, wohl durch Alice Weidel (AfD) aufmerksam gemacht. Diese hatte sich während Renners Rede mehrfach ungehalten gezeigt: »Die hat einen Antifa-Anstecker! Das ist ja unfassbar!« Kurze Zeit später: »Und tun Sie diesen Sticker ab! Von der Antifa! Was muss man sich hier alles bieten lassen! Diesen Sticker da! Sie sollten sich schämen! Sie sollten sich wirklich schämen!«

			Die Episode steht beispielhaft für den schwierigen Umgang mit Linksextremismus: für die häufig zu beobachtende politische Instrumentalisierung, fehlende Äquidistanz und mangelnde Differenzierung. All dies ließ sich in wenigen Minuten im Bundestag in nuce beobachten.

			Zur politischen Instrumentalisierung

			Der AfD-Antrag forderte, dass »man sich gemeinsam und in ­glaubhafter Form gegen alle extremistischen Strömungen rechter, linker oder islamistischer Art einsetzt« (Deutscher Bundestag 2019b). Das klingt nach einem unverfänglichen Appell – wer kämpfte nicht gern für die offene Gesellschaft und ein gewaltfreies Miteinander? Doch wer den Kontext des Antrags ausblendet, der übersieht die Sprengkraft des Themas. Denn der Antrag nennt nur »die Antifa« namentlich. Wenn die Fraktion jener Partei, die zuvor vom Verfassungsschutz als Prüffall behandelt wurde und deren Jugendverband Junge Alternative und innerparteiliche Gruppe Der Flügel als »Verdachtsfall« eingestuft wurden, einen Antrag zum »antiextremistischen Konsens« stellt, erweckt das den Eindruck getroffener Hunde, die bellen: »Die anderen sind viel schlimmer.« CDU und CSU spielten lange Zeit ein ähnliches Spiel. Bei einer Analyse von Verbotsdiskursen kam die Politikwissenschaftlerin Julia Gerlach (2012: 476) zu dem Ergebnis: »Insbesondere Mitglieder der Union tendieren zu einer ostentativen, ritualisierten Abgrenzung, die oftmals zu Redebeiträgen über Linksextremismus führt, wenn es um Rechtsextremismus geht.« Der Kampf gegen (linken) Extremismus wird mithin schon seit Jahrzehnten dazu missbraucht, um von anderen Themen abzulenken. Das schadet, weil es die Glaubwürdigkeit der streitbaren Demokratie unterhöhlt, der Auseinandersetzung mit Linksextremismus.

			Zur fehlenden Äquidistanz

			Das Äquidistanzgebot ist jene Maxime, nach der Demokratiefeindschaft zu bekämpfen ist, egal aus welchem politischen Lager sie stammt. Nähme die wehrhafte Demokratie ausschließlich Rechtsextremisten oder »die Antifa« oder Islamisten ins Visier, übersähe sie nicht nur relevante Gefahren, sondern geriete auch rasch in den Verdacht, lediglich politisch unliebsame Opponenten zu drangsalieren. Ein Mangel an Äquidistanz ist es, der Politikern und Politikerinnen der Partei Die Linke und von Bündnis 90/Die Grünen von der AfD vorgeworfen wurde. Martin Hess (AfD): »Aber ein großer Teil dieses Hauses hat ein veritables Linksextremismus-Problem. Anke Domscheit-Berg von den Linken schrieb am 29. Juli auf Twitter: Ich bin Antifa. Am 29. Juli sagte Grünenchefin Baerbock bei der ARD: Für mich ist die Antifa nicht per se eine linksextremistische Organisation. Und ganz aktuell fordert Frau Renner auf Twitter: Mehr Personal bei der Antifa statt bei der Polizei und den Sicherheitsbehörden« (Deutscher Bundestag 2019c: 14060).

			Die Retoure folgte auf dem Fuß – und zwar nicht allein aus den Fraktionen von der Linken und den Grünen. Es war nicht schwer, der AfD den eigenen Mangel an Äquidistanz vorzuhalten. Kein Wort verliert ihr Antrag etwa über die Identitäre Bewegung, Combat 18 oder die Deutsche Muslimische Gemeinschaft e. V. Stellvertretend für die Union äußerte sich unter anderen Christoph Bernstiel, der zunächst dem AfD-Antrag recht gab, indem er Kontakte zwischen der Linken und »der Antifa« anprangerte, dann aber sagte: »Aber damit Sie nicht denken, das sei hier eine einseitige Schelte der Linkspartei: Wir haben nicht nur ein Problem mit der Antifa hier im Deutschen Bundestag, sondern wir haben auch ein Problem mit den Neurechten der Identitären Bewegung und der sogenannten rechtsextremistischen Szene.«

			Doch warum wirft Martina Renner der AfD nicht ihre mangelnde Äquidistanz vor? Die Begründung ist einfach, erkennt sie schließlich das Äquidistanzgebot selbst nicht an, wie folgender Passus nahelegt. Hier werden Vorwürfe erhoben, denen sich auch Befürworter des Äquidistanzgebotes ausgesetzt sehen: »Stattdessen möchte ich auf die unheilvolle Tradition der Abneigung gegenüber linker Politik und Antifaschismus im Besonderen hinweisen. Diese Tradition und die damit einhergehende Gleichsetzung von Faschismus und Antifaschismus, von rechts und links, sind verheerend, geschichtsvergessen und falsch. Wer käme eigentlich auf die Idee, Holocaustleugner und Holocaustforscher zum jeweiligen Befürworter zweier extremer Positionen zu erklären, deren Wahrheit irgendwo in der Mitte liegt? Wer würde behaupten, man müsste mit beiden Seiten reden?« Die Linke sieht im Äquidistanzgebot eine Diffamierung jedweder linken Politik und sähe stattdessen gern eine antifaschistische Klausel im Grundgesetz verankert (vgl. Jelpke 2006). Dabei folgt aus dem Äqui­distanzgebot keineswegs eine Gleichsetzung von »Faschismus« und »Antifaschismus«, von »links« und »rechts« und schon gar nicht von »Holocaustleugnern« und »Holocaustforschern«. Vielmehr ist zivilgesellschaftliches Engagement gegen Rechtsextremismus (wie gegen jede andere Form von Extremismus) begrüßenswert, weil eine Demokratie ohne einen gesellschaftlich relevanten Anteil an Menschen, der sie verteidigt, langfristig nicht existenzfähig ist. Nur: Wo Antifaschismus Menschen prinzipiell die Teilhabe- und Menschenrechte aberkennt, wo er ihnen die Menschenwürde abspricht und Gewalt legitimiert, schießt er gewissermaßen über das Ziel hinaus, weist er eine Parallele zum Rechtsextremismus auf. Und dagegen muss sich eine Demokratie wenden, will sie wehrhaft sein. Die Motivlagen spielen dabei keine Rolle, dürfen keine Rolle spielen, weil sonst unzulässig diskriminiert würde.

			Zur mangelnden Differenzierung

			Was spricht – ungeachtet der Instrumentalisierung des Themas durch die Politik – für eine Verurteilung extremistischer Umtriebe von »der Antifa« bis hin zu Combat 18? Warum gilt »die Antifa« in Teilen als linksextrem? Sollten sich Demokraten nicht freuen, dass jemand etwas gegen »Nazis« unternimmt? »Denn wäre die Antifa nicht da, gäbe es viel mehr Nazis in meinem Leben«, frohlockte der Journalist Sebastian Leber (2014) im Tagesspiegel vor einigen Jahren. Teile »der Antifa« gelten allerdings nicht deswegen als linksextrem, weil sie gegen Rechtsextremisten vorgehen oder links sind, sondern weil sie das staatliche Gewaltmonopol infrage stellen und selbst Gewalt gegen politische Gegner – das sind neben Rechtsextremisten auch Polizisten – anwenden. Wohlgemerkt: Teile. Es gibt keinen Antifa-Club oder Verein mit einer einheitlichen Ausrichtung, nur eine heterogene, in lokale Gruppen zersplitterte Szene, deren Mitglieder sich selbst als »Antifa« bezeichnen. 

			Wer sich umgekehrt etwa gegen Rechtsextremismus, soziale Ungerechtigkeit, Umweltzerstörung und Sicherheitsmaßnahmen des Staates engagiert, ist deswegen noch lange kein Linksextremist, vorausgesetzt, die Spielregeln der konstitutionellen Demokratie bleiben gewahrt. Doch dass »die Antifa« etwas gegen »Nazis« unternimmt, macht sie nicht per se zu einer Verteidigerin der Demokratie. Das Sprichwort »Der Feind meines Feindes ist mein Freund« ist darum ein schlechter Rat beim Umgang mit Extremismus. Entscheidend ist die Haltung zu den Elementen des demokratischen Verfassungsstaates im Allgemeinen und zum Gebot der Gewaltfreiheit im Besonderen. 

			1.2	Warum »Wir gegen die« nicht weiterführt

			Freund-Feind-Denken führt bei der Auseinandersetzung mit Linksextremismus aus drei Gründen nicht weiter: Erstens ist Linksextremismus nicht das »Gegenteil« von Rechtsextremismus, sondern Links- und Rechtsextremismus stehen – ebenso wie der Islamismus – mit den Prinzipien und Werten der konstitutionellen Demokratie auf Kriegsfuß, und zwar aus ganz unterschiedlichen Gründen. Das bedeutet weder, sie gleichzusetzen, noch heißt es, Links- und Rechtsextremismus würden einander nicht bekämpfen. Wer gegen Rassismus und übersteigerten Nationalismus auf die Straße geht, muss sich noch nicht mit Linksextremisten gemeinmachen; und wer Autonome und »die Antifa« ablehnt, muss noch kein verkappter »Nazi« sein. Auch in der Weimarer Republik bekämpften sich Rechtsextremisten (Nationalsozialisten) und Linksextremisten (Kommunisten) bis aufs Messer, beide wendeten sich aber darüber hinaus gegen die junge Demokratie. Die blutigen Auseinandersetzungen führten zu Hunderten Toten, zumeist aufseiten der Kommunisten, die rechtsextremen Mörder erhielten lächerlich geringe Strafen. Der Mathematiker Emil Julius Gumbel (1922) wies in seiner Statistik darauf hin. Doch Extremisten zum Opfer zu fallen, macht einen noch nicht zum Demokraten.

			Zweitens führt die »Wir-gegen-die«-Schablone zu Polarisierung und Bunkermentalität. Zählt nur die Zugehörigkeit zu einer Gruppe (wir – die), spielt es kaum eine Rolle, was gesagt wird, sondern wer es sagt. Da­­durch ge­­raten anstatt einer inhaltlichen Auseinandersetzung einzelne ­Personen ins Fadenkreuz politischer Konfrontation. Wenn etwa »die Antifa« ­einzelne »Nazis« outet, verprügelt oder deren Autos anzündet, dürfte sie eher den Zusammenhalt und das politische Welt- und Feindbild am rechten Rand zementieren als der gesellschaftlichen Bedrohung durch Rassismus und Hassgewalt effektiv entgegenwirken. Ähnliches gilt für die Auseinandersetzung mit Linksextremismus: Es kann nicht darum gehen, einzelne Menschen oder deren Anliegen grundsätzlich zu disqualifizieren. Stattdessen sollte auf problematische Konsequenzen hingewiesen werden, die sich aus einzelnen ihrer Ziele und Mittel ergeben.

			Drittens ist das Denken im Freund-Feind-Schema beim Linksextremismus hinderlich, weil es den Linksextremismus ebenso wenig gibt wie den Rechtsextremismus. Manche streben eine stalinistische Einparteiendiktatur an, andere untergraben »nur« das staatliche Gewaltmonopol, indem sie selbst Gewalt gegen politische Gegner anwenden. Manche unterwandern größere Organisationen, andere demonstrieren nur. Manche sind von einer einheitlichen Großideologie (z. B. Maoismus) durchdrungen, manche sympathisieren lediglich mit einzelnen Ideen (etwa »autonomen Freiräumen«). Manche betätigen sich in einer straff organisierten Kaderpartei, andere lehnen Autoritäten und Hierarchien rundheraus ab. Die Gegner der Demokratie sind also ebenso vielfältig, wie es die Demokratie selbst ist. Die Vielfalt beim Linksextremismus und dessen Aktualität zeigt ein Blick in die deutsche Geschichte.

			1.3	Historische und aktuelle Schlaglichter eines vielfältigen Phänomens

			Die KPD und ihr Verbot

			Die erste größere linksextreme Bestrebung auf bundesdeutschem Boden war die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD). Sie hatte nach zwölfjährigem Verbot 1945 die Lizenz zur Neuformierung von den Besatzern erhalten und übernahm sogar in – anfangs recht üblichen – Allparteienkoalitionen Regierungsverantwortung (z. B. in Bremen und Niedersachsen). Die KPD war in den meisten Landtagen, im Parlamentarischen Rat (Max Reimann und Hugo Paul, ab Oktober 1948 Heinz Renner als Nachrücker für Paul) und im ersten Deutschen Bundestag (15 Mandate bei 5,7 Prozent der Zweitstimmen) vertreten. Allerdings verspielten die Kommunisten rasch ihren politischen Vorteil, den sie durch ihre Widerstandstätigkeit im Nationalsozialismus errungen hatten, weil sie unter dem Einfluss der Sowjetunion und der DDR-Führung standen. Unter diesem Eindruck geriet die KPD in die politische Isolation und ins Visier des Staates. Der »Adenauer-Erlass« von 1950, der es öffentlichen Bediensteten verbot, Mitglied unter anderem in der KPD zu sein, war das Präludium zum Verbot der KPD im Jahr 1956. Es war – nach 1919, 1923 und 1933 – das vierte Verbot. Das Bundesverfassungsgericht begründete das Urteil (1956) mit dem Marxismus-Leninismus der Partei und mit ihrer Gewaltbefürwortung, die beide gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung stünden. Noch am Tag der Urteilsverkündung am 17. August 1956 wurde das gesamte Parteivermögen beschlagnahmt. In der Folge gab es Tausende Ermittlungsverfahren gegen Parteifunktionäre und Sympathisanten. Obschon diese nicht immer zu Verurteilungen führten, zogen sie dennoch erhebliche Konsequenzen wie Arbeitsplatzverlust für die Betroffenen nach sich. Was aus Perspektive der Exekutive konsequent gewesen sein mag, war politisch hochproblematisch, betraf es doch auch ehemalige KZ-Häftlinge, die nun erneut verfolgt wurden.

			Das KPD-Urteil sollte 60 Jahre später noch einmal Schlagzeilen machen: Beim NPD-Verbotsverfahren von 2017 distanzierte sich das Bundesverfassungsgericht von der 1956 getroffenen Maxime, wonach es für ein Verbot keine Rolle spielt, »wenn für die Partei nach menschlichem Ermessen keine Aussicht darauf besteht, dass sie ihre verfassungswidrige Absicht in absehbarer Zukunft werde verwirklichen können« (Bundesverfassungsgericht 2017: RN 574). Seit 2017 heißt es: Um verboten zu werden, muss eine verfassungsfeindliche Partei auch eine gewisse »Potenzialität« entfalten. Die NPD entging 2017 einem Verbot also, weil sie chancenlos war, die KPD wiederum wurde 1956 verboten, obwohl sie chancenlos war – eine juristische Kehrtwende.

			Nun entscheidet »Karlsruhe« nicht darüber, ob ein Parteiverbot politisch opportun ist, sondern nur, ob es rechtens ist. Das war bei der KPD so, das war bei der NPD so. Darüber, ob ein Verbot angestrengt werden soll, befindet die Legislative (Bundestag/Bundesrat) oder die Exekutive (Bundesregierung). Im Fall der KPD ergriff die Bundesregierung die Initiative. Ihr Verbotsantrag aus dem Jahr 1950 – das Gericht hatte sich bis zum Urteil also sechs Jahre Zeit gelassen – stand unter dem Eindruck der sich verhärtenden Fronten im Kalten Krieg: Die Sowjetunion hatte schon frühzeitig keinen Zweifel daran gelassen, dass sie politischen Druck auf Deutschland ausüben wollte, wie ihre Einflussnahme auf die westdeutsche KPD zeigt. Doch nicht erst hier war das Tischtuch zwischen Ost und West zerschnitten: Schon im April 1946 – noch in den Kriegstrümmern – trieb Moskau die Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) in der Sowjetischen Besatzungszone voran.

			Von der Staats- zur Oppositionspartei – von der SED zur Linken

			Nachdem der Hegemonialanspruch der neu gegründeten SED an den Landtagswahlen zerschellt war (nirgendwo erlangte sie die absolute Stimmenmehrheit, obwohl Manipulationen unübersehbar waren), ­verzichtete man auf die Legitimation durch Wahlen mit minimalem demokratischen Standard. Dabei stand schon 1945 fest, dass man Wahlen ohnehin nur dann akzeptieren würde, wenn sie zum »richtigen« Ergebnis ­führten: »Es muß demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben«, hieß es bei Walter Ulbricht (zitiert nach Leonhard 2005: 484). Und auch mit Gewaltenteilung und Freiheitsgarantien nahm man es nicht so genau.Die Debatte darum, ob die DDR ein »Unrechtsstaat« war, wird unabhängig davon geführt, dass viele sich in ihr gut aufgehoben fühlten, größere Sicherheit und stärkeren Zusammenhalt verspürten als nach der Wieder­vereinigung. Denn das Regime »kümmerte« sich auch um seine Gegner. Zur (traurigen) Bilanz gehören der Mauerbau, der das Land zu einem Ge­­fängnis für seine Bürgerinnen und Bürger machte und 140 Todesopfer allein an der Berliner Mauer forderte (vgl. Hertle/Nooke 2017), ebenso wie Drangsalierungen und berufliche Nachteile bei »unzuverlässigem« Verhalten, Folter und gegenseitige Bespitzelung auch unter Familienangehörigen.

			Die DDR hinterließ somit der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) eine beträchtliche politische Hypothek, die abzutragen nach 1990 keine leichte Aufgabe war. Die abwehrende Haltung der SED bei der Auflösung des Ministeriums für Staatssicherheit, bei der Wiedervereinigung, mit Blick auf eine etwaige Parteineugründung sowie beim Umgang mit der Stasi-Vergangenheit vieler Funktionäre verleiteten Beobachter dazu, 1990 die Totenglocken für die Postkommunisten zu läuten. Verfrüht, wie sich herausstellte. Als jüngere beziehungsweise stärker reformorientierte Politiker wie Gregor Gysi, Hans Modrow, Dieter Klein, André und Michael Brie führende Köpfe der alten Nomenklatura (Erich ­Honecker, Erich Mielke, Egon Grenz, Günter Schabowski) ersetzten, begann eine – zunächst zaghafte – Umorientierung, anfangs symbolisiert durch die Um­­benennung in SED-PDS, später PDS. Die nächsten Jahre lavierte die Partei inhaltlich zwischen Reformorientierung und orthodoxen Positionen, vertrat erst die früheren Systemprofiteure, später die »Wendeverlierer« aus dem Osten und noch später (unter anderen) das alternative linke Milieu.

			Inwieweit dies mit einer generellen extremistischen Grundhaltung korrespondiert, darüber schieden und scheiden sich die Geister (siehe Jesse /Lang 2012; Neu 2004; Stöss 2013) – allerdings wohl weniger ­grundlegend, als vielfach suggeriert wird: Die Linke, wie der Parteiname seit 2007 lautet, heißt zwar orthodoxe Anhänger des Marxismus-Leninismus und Trotzkisten (z. B. Kommunistische Plattform, Marxistisches Forum, marx21) – auch im Parteivorstand – willkommen, setzt sich wenig kritisch mit der DDR auseinander und solidarisiert sich mit der autoritären politischen Führung Kubas ebenso wie mit gewaltbereiten Linksextremisten (»die Antifa«). Sie übernimmt aber – vor allem im Osten – regelmäßig politische Verantwortung, ohne die freiheitliche demokratische Grundordnung zu attackieren. Und prinzipiell spricht ihre Kapitalismuskritik ebenso wenig für eine Demokratiegegnerschaft wie ihre Sozialismusforderung – im Einzelnen kommt es hier auf das Kapitalismus- und Sozia­lismusverständnis an, das die Partei aber wiederum im Dunkeln lässt. All diese Punkte schließen einander nicht aus. Vielmehr ringen unterschiedliche politische Strömungen um Macht in der Partei – zumal seit deren Westausdehnung, die 2005 durch die Vereinigung mit der Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtigkeit (WASG) einen Schub erhielt. Inhaltliche Vagheit gewährleistet seither die Integration nach innen. Letztlich liegt es an der Partei selbst, klare Positionen zu extremistischen Zusammenschlüssen zu beziehen und Zweifel an einzelnen ihrer Forderungen (etwa: Sozia­lismus) auszuräumen.

			Linker Terrorismus – die Rote-Armee-Fraktion (RAF)

			Zum nicht parteiförmigen Linksextremismus gehörte die Rote-Armee-Fraktion. Ihre Geburtsstunde war die Befreiung Andreas Baaders am 14. Mai 1970 aus der JVA Tegel unter anderen durch Gudrun Ensslin und Ulrike Meinhof. Baader und Ensslin hatten zwei Jahre zuvor gemeinsam mit Thorwald Proll und Horst Söhnlein zwei Kaufhäuser in der Frankfurter Zeil in Brand gesteckt. Nach der vorläufigen Entlassung aus der Untersuchungshaft waren beide untergetaucht, Baader wurde jedoch wieder gefasst. Nach seiner Befreiung formierte sich die RAF, auf deren Konto innerhalb von fast drei Jahrzehnten über 30 politische Morde, mehrere Geiselnahmen, Banküberfälle und Sprengstoffattentate mit Hunderten Verletzten gehen sollten (siehe Aust 2017; Kraushaar 2006; Pflieger 2011; Terhoeven 2017). Wiewohl »lediglich« 60 bis 80 Personen zum »harten Kern« der insgesamt drei RAF-Generationen zählten, wurden fast 1000 Personen wegen Unterstützung und mehr als 500 weitere Personen wegen Mitgliedschaft rechtskräftig verurteilt (vgl. Sontheimer 2010: 8). Im Frühjahr 1998 verkündete die RAF in einem Bekennerschreiben ihre Selbstauflösung.

			Die Vereinigung, die keine geschlossene Ideologie, sondern ­lediglich marxistische, antiimperialistische und systemkritische Versatzstücke und das Konzept der »Stadtguerilla« vertrat, beeinflusste die Gesellschaft nachhaltig: Einige der frühen RAF-Anwälte traten später den von Rudi Dutschke angekündigten »Marsch durch die Institutionen« an, darunter Otto Schily und Hans-Christian Ströbele; Horst Mahler hingegen wandelte sich vom Links- zum Rechtsextremisten und sitzt seit einigen Jahren unter anderem wegen Holocaustleugnung im Gefängnis. Der RAF-Terrorismus trug zur Einführung der Rasterfahndung und zur Schaffung eines neuen Straftatbestandes bei: der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung (§ 129a Strafgesetzbuch).

			Maifeiertag, G20 und »Hambi« – linke Demonstrationen und linksextreme Gewalt

			Während die RAF (ähnlich wie die Bewegung 2. Juni und die Revolu­tionären Zellen) in der westdeutschen Studentenbewegung der späten 1960er-Jahre wurzelte, rekrutierte sich die autonome Subkultur in den 1980er-Jahren aus »undogmatischen Gruppierungen, seltener aus K-Gruppen [kleineren, meist orthodox-marxistischen Zusammenschlüssen – die Verfasser], sondern aus der militanten Hausbesetzerszene und den militanten Teilen der Anti-AKW-Bewegung. Die meisten von ihnen hatten eine politische Vorgeschichte, beispielsweise bei den ›Spontis‹, den Stadtindianern oder den Anarchisten« (Baron 2011: 232). Die Autonomen haben seither besonders in größeren Universitätsstädten – Berlin und Hamburg etwa, seit der Wiedervereinigung auch in Leipzig – Fuß gefasst und sind der breiten Bevölkerung vor allem aufgrund von Gewaltausbrüchen bekannt, sei es am 1. Mai, bei der Räumung besetzter Gebäude, bei Anti-AKW-Demonstrationen, bei Castor-Transporten oder internationalen Großereignissen, wobei neben dem G8-Gipfel in Heiligendamm (2007) vor allem der G20-Gipfel in Hamburg (2017) durch seine Gewaltintensität eine größere gesellschaftliche Debatte anstieß.

			Im Vorfeld und während des G20-Gipfels in Hamburg mobilisierte die autonome Szene in großem Umfang Sympathisanten aus dem europäischen Ausland, um gegen den durch die Teilnehmerstaaten symbolisierten ­Kapitalismus und Imperialismus zu demonstrieren. An der »Welcome-to-Hell«-Demonstration nahmen etwa 12 000 Menschen teil, darunter etwa 1000 im Schwarzen Block, einer Formation innerhalb von Protesten, die besonders von Autonomen gewählt wird, um als Einzelne in der homogenen Masse unterzutauchen und so die Gefahr von Strafverfolgung zu bändigen. Die circa 5000 bis 6000 an den Ausschreitungen Beteiligten – nicht alle gewaltbereite Linksextremisten, sondern vielfach auch erlebnisorientierte Jugendliche – setzten Barrikaden, Läden und Autos in Brand, plünderten zahlreiche Geschäfte, warfen Böller und Steine auf Polizisten (Weserkurier 2017). Bilanz: 600 verletzte Einsatzkräfte (vgl. ­Deutscher Bundestag 2017a) und zwölf Millionen Euro Sachschaden (vgl. Zeit online 2017). 942 Tatverdächtige – die Mehrheit aus Hamburg und Umgebung – wurden festgestellt (vgl. Hamburger Abendblatt 2019). Die Vorgänge riefen erhebliche Kritik nicht nur gegenüber und in der linksextremen Szene hervor, sondern auch an den Sicherheitsbehörden, die – je nach Perspektive – nicht ausreichend für die Wucht der Proteste gewappnet gewesen beziehungsweise unverhältnismäßig hart mit den Randalierern umgegangen seien. 154 Ermittlungsverfahren gegen Polizisten wurden eingeleitet, 94 davon waren im Frühjahr 2019 schon eingestellt (vgl. NDR 2019).

			Ähnlich hitzig, aber deutlich weniger gewaltsam verliefen die Proteste in den Jahren ab 2014 im Hambacher Forst. Die wenigsten, die dort gegen die Rodung des Waldes oder die Braunkohleverstromung insgesamt protestierten, waren Linksextremisten. Und Klimaschutz widerspricht nicht nur nicht dem demokratischen Verfassungsstaat, sondern sichert dessen Bestandsvoraussetzungen. Allerdings wirkten bei der Kampagne »Ende Gelände« neben Demokraten auch Linksextremisten in Gestalt der Interventionistischen Linken (IL) mit, für die der Kampf um Klimaschutz einerseits ein Selbstzweck sein mag, die aber andererseits auch auf eine »Zusammenführung von verschiedenen zivilgesellschaftlichen Bündnissen mit linksextremistischen Akteuren zugunsten einer erhöhten Handlungsfähigkeit« (Bundesamt für Verfassungsschutz 2018) zielt. Die IL verhehlt nicht, dass es ihr um weit mehr als Klimaschutz geht (»Systemwandel statt Klimawandel«): »Eine Klimabewegung wird bei aller Dringlichkeit ihres Anliegens nicht als Ein-Punkt-Bewegung erfolgreich sein können. Sie muss sich vielmehr in Beziehung setzen und verbinden mit weiteren Kämpfen u. a.für Solidarität mit Geflüchteten, Care-Revolution, Recht auf Stadt, gegen Austerität, das herrschende Arbeits- beziehungsweise Prekaritätsregime, Militarismus sowie jegliche weitere Herrschaftsformen« (Interventionistische Linke 2015). Der spezifische Charakter der IL ergibt sich aus dem strategischen (Bündnisse schmieden) und inhaltlichen (breites Themenspektrum abdecken) Vernetzungsgedanken in Verbindung mit ihrem linksextremistischen Charakter (Systemüberwindung). Dabei pflegt die IL ein taktisches Verhältnis zur Gewalt – sie propagiert es zwar nicht, duldet es aber, wenn auf Polizisten Böller und Steine, vereinzelt auch Fäkalien niedergehen.

			Alter Wein in neuen Schläuchen? Die historischen und aktuellen Schlaglichter von der KPD bis zum Hambacher Forst veranschaulichen viererlei: erstens die lange Tradition des Linksextremismus in Deutschland – sie reicht weiter als die der Autonomen; zweitens die ­Heterogenität des Linksextremismus in Deutschland – das Spektrum ist größer als die RAF  oder als autonome Antifa-Gruppen; drittens die politische Brisanz des Themas – bei der Debatte um und mit Linksextremisten werden häufig Kämpfe um politische Deutungshoheit ausgefochten; viertens die militante Haltung im Linksextremismus – sie meint etwas anderes als Gewaltbereitschaft, kann sie aber einschließen. Alle vier Aspekte verdienen es berücksichtigt zu werden.

			1.4	Über das Buch

			Der Vielgestaltigkeit des Linksextremismus in Deutschland soll dieses Buch Rechnung tragen und die zentralen Facetten des Themas ­beschreiben, diskutieren und bewerten. Das Augenmerk der folgenden acht Kapitel liegt auf vier Schwerpunkten: einem theoretisch-konzeptionellen Überblick, zentralen Themenfeldern, den wichtigsten Akteuren sowie einer Bilanz und Handlungsempfehlungen. 

			In Kapitel 2 werden die zentralen Begriffe »Extremismus« und »Links­extremismus« geklärt, alternative Labels wie »Populismus«, »Radikalismus« und »linke Militanz« vorgestellt sowie die ideologischen Ursprünge heutiger linksextremer Denkformen aufgezeigt. Dass es sich, wie einführend dargelegt, bei der Linksextremismusfrage um ein »heißes Eisen« handelt, soll Kapitel 3 tiefergehend erörtern. Zu überprüfen sind dabei sowohl berechtigte Kritik am Linksextremismusbegriff (z. B. nicht sagen zu können, wann eine linksextremistische Position anfängt bzw. eine demokratische aufhört) als auch unberechtigte Vorwürfe (z. B. von einer »Gleichsetzung von Ungleichem«). Bilanzierend soll dann geklärt werden, was unter Abwägung von Pro- und Kontraargumenten für und gegen eine Verwendung des Linksextremismusbegriffs spricht.

			In Kapitel 4 ist bezüglich der Themenfelder im Linksextremismus eine Reihe schwieriger Grenzziehungen vorzunehmen. Exemplarisch an den drei Bereichen Antikapitalismus, Antifaschismus und Antigentrifizierung soll aufgezeigt werden, bei welchen politischen Zielen es sich um linksextreme Forderungen handelt und bei welchen nicht. Daran anschließend zielt Kapitel 5 darauf, zu verdeutlichen, welche Kernabsichten warum problematisch sind (»kalte« Enteignungen, Revolutionsforderungen und Errichtung einer »Diktatur des Proletariats«, Instrumentalisierung des Einzelnen sowie Abschaffung des Staates).

			Die Kapitel 6 und 7 behandeln die wichtigsten (aber nicht sämtliche) Akteure im linksextremistischen Spektrum. Ein Überblick widmet sich zunächst den Parteien und hier neben den bei Wahlen bedeutungslosen Splitterparteien wie der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) und Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD) auch dem »Sonderfall« Die Linke, dessen demokratischer oder linksextremistischer Charakter sich nicht zweifelsfrei klären lässt. Neben den historischen Entwicklungen werden ideologisch-programmatische, innerorganisatorische und bündnisstrategische Aspekte beleuchtet. Anschließend stehen der bewegungsförmige Linksextremismus und hier die Autonomen im Mittelpunkt. Drei Fragen sollen beantwortet werden: Wer sind die Autonomen? Welche Ziele verfolgen sie? Und wie trachten sie, diese zu erreichen (Stichwort: Gewaltverständnis)?

			Die abschließenden zwei Kapitel sind als Bilanz und Handlungsempfehlung zu verstehen. Ziel von Kapitel 8 ist es, einerseits zu klären, was eigentlich der Begriff einer (links)extremistischen Gefahr meint, anderer­seits die verschiedenen Phänomene wie Parteien und Szenen einer entsprechenden Bedrohungsanalyse zu unterziehen. Kapitel 9 setzt sich schließlich mit den Möglichkeiten beziehungsweise den Instrumenten zur Abwehr und Verhinderung des Linksextremismus auseinander. Dies umfasst Repressionsmaßnahmen (Strafverfolgung, streitbare Demokratie) ebenso wie Präventionsansätze (Jugendarbeit, politische Bildung). Ein kritischer Blick auf den »Kampf gegen Linksextremismus« soll nicht zuletzt dazu beitragen, die Qualität und dadurch die Akzeptanz des staatlichen Umgangs mit Linksextremisten zu verbessern.

			Ein Buch wie dieses hat selbstverständlich Lücken. (Links-)Extremismus stellt das Gegenstück zum demokratischen Verfassungsstaat dar; daher beziehen sich die Ausführungen zu den Jahren vor 1990 überwiegend auf die Bundesrepublik, nicht auf die DDR-Diktatur (»Linksextremismus an der Macht«), gleichwohl es auch jenseits der SED oppositionelle links­extreme Gruppen gab. Historische Phänomene wie die RAF kommen relativ knapp vor, nicht zuletzt, da hierzu eine ganze Reihe ausgezeichneter Darstellungen vorliegt. Zudem werden intellektuelle Bestrebungen, zum Beispiel in Kunst und Publizistik, zwar im Kontext von linksextremistischen Themenfeldern und Zielen gewürdigt, nicht aber in Form eines eigenständigen Abschnitts. Bei den zentralen Akteuren wie den Parteien und den Autonomen geht es in erster Linie um eine aktuelle Bestandsaufnahme, weniger um eine ausführliche zeitgeschichtliche Darstellung. Ziel der Autoren war es, das umstrittene wie umfassende Thema Linksextremismus einerseits möglichst tiefgründig und kontrovers auszuleuchten und andererseits dennoch verständlich und knapp darzustellen. Mögen die Leserinnen und Leser beurteilen, ob dieses Unterfangen geglückt ist.

		


	
			2	Was ist eigentlich »Extremismus«? Und was ist eigentlich »links«?

			2.1	Extremismus und Demokratie – wie Feuer und ­Wasser?

			Wer erklären will, was unter dem vielgestaltigen Phänomen des Linksextremismus überhaupt zu verstehen ist und was im Umkehrschluss eben nicht als linksextremistisch zu gelten hat, muss sich zum einen mit dem Begriff des politischen Extremismus auseinandersetzen. Zum anderen ist eine plausible Abgrenzung der politischen Richtungsbegriffe »rechts« und »links« vorzunehmen. Beides ist weder einfach noch unumstritten. Vor allem am Terminus »Extremismus« scheiden sich die Geister – Befürworter (vgl. Jesse 2018b: 29–34) und Gegner des Begriffs (vgl. zuletzt Fuhrmann 2019: 81–98), Kritik und Gegenkritik stehen sich nicht selten unversöhnlich gegenüber (dazu ausführlich Kapitel 3).

			Hatten die Autoren Uwe Backes und Eckhard Jesse mit der massiven und über drei Jahrzehnte andauernden Kritik am Extremismuskonzept gerechnet, als sie noch vor dem Zusammenbruch des »Linksextremismus an der Macht« (Courtois 2018) in der Erstausgabe ihres Standardwerkes Politischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland (1989) den Begriff bestimmten? Wohl kaum. Kritiker und Verteidiger der Extremismusforschung wissen sich nur in einem Punkt einig: mit welcher Schärfe die Kontroverse geführt wird, »wie emotional viele […] die Register der Insinuation und Bösartigkeiten ziehen« (Backes/Jesse 2005: 28), »nicht frei von verkürzten Darstellungen, selektivem Zitieren und (absichtlichen) Missverständnissen« (Fuhrmann 2019: 81). Dabei ist die grundlegende Erklärung des Begriffs so simpel wie leicht zu verstehen (wobei »Verständlichkeit« von Kritikern nicht selten zu »Vereinfachung« und »Unterkomplexität« uminterpretiert wird): In erster Linie handelt es sich beim Terminus »politischer Extremismus« um eine Negativdefinition. Vornehmlich wogegen er sich richtet, stellt den Wesenskern des Begriffs dar – die Demokratie. Entsprechend soll er »als Sammelbezeichnung für unterschiedliche politische Gesinnungen und Richtungen fungieren, die sich in der Ablehnung des demokratischen Verfassungsstaates einig wissen« (Backes/Jesse 1989: 40). Oder noch einfacher: Extremismus ist die Gegnerschaft zur Demokratie – ein dichotomes Gegensatzpaar. Ein Entweder-oder, wie Feuer und Wasser.

			Die Faustformel gilt es zu präzisieren. Denn Demokratie ist nicht gleich Demokratie, ebenso wenig wie Extremismus gleich Extremismus ist. Die bloße Vorstellung von Demokratie als das Prinzip der Volksherrschaft greift zu kurz, schließlich kann auch eine Diktatur »Volkswille« sein. Der Begriff des demokratischen Verfassungsstaates eignet sich daher besser, um den Gegenpart zum Extremismus zu markieren. Verfassung ist hierbei weniger formalistisch im Sinne eines Rechtsdokumentes zu verstehen (das Vereinigte Königreich kennt beispielsweise gar keine »klassische« Verfassung), sondern vielmehr als eine ungeschriebene Übereinkunft über das menschliche Zusammenleben (vgl. Friedrich 1959: 9). Das Konzept des demokratischen Verfassungsstaates umfasst eine demokratische und eine konstitutionelle Komponente: Die demokratische meint die Volkssouveränität und die fundamentale menschliche Gleichheit, die konstitutionelle die Regeln zur Begrenzung und Kontrolle politischer Macht (checks and balances) sowie den Schutz persönlicher Freiheitsrechte. Beide Grundsätze hängen in der Praxis eng miteinander zusammen. Das demokratische Prinzip (Mehrheitsregel) ist nicht ohne das konstitutionelle Prinzip (Minderheitenschutz) denkbar. Der Mehrheitsentscheidung sind dort Grenzen gesetzt, wo die Rechte der Minderheit gefährdet sind. Nicht die Vorstellung eines einzigen homogenen Volkswillens – der Einheit von Regierenden und Regierten –, sondern die Anerkennung von unterschiedlichen Interessen und Chancengleichheit im politischen Wettbewerb kennzeichnen die Demokratie. Entsprechend werden in der Literatur – ungeachtet von Unterschieden im Detail – übereinstimmend als die vier Eckpfeiler des demokratischen Verfassungsstaates Volkssouveränität und Pluralismus sowie Gewaltenkontrolle und Menschenrechte genannt (siehe Jesse/­Mannewitz 2018: 15). Wer sich gegen mindestens eines dieser Prinzipien richtet, hat als extremistisch zu gelten.

			Ein solches Verständnis von Demokratie (und somit auch von Extremis­mus) orientiert sich an einem Ideal, was sein soll (bzw. nicht sein soll): der allgemeingültigen Akzeptanz eben dieser Säulen demokratischer Herrschaftsform, deren Bestand nicht zur Disposition steht. Der ­demokratische Verfassungsstaat gilt als die erstrebens- beziehungsweise bewahrenswerte politische Ordnung – der Extremismus umgekehrt als unerwünschte Antithese. Die Rede ist deswegen auch vom »normativen Extremismuskonzept«. In der Vergangenheit beließen es die Vertreter eines solchen Ansatzes jedoch nicht bei der Formel »Extremismus = Feindschaft zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung«. Vor allem Uwe Backes und Eckhard Jesse verweisen auf die begriffsgeschichtlichen Ursprünge des Extremismus in der Antike, wonach der Wortstamm aus dem Lateinischen übersetzt »das Äußere« bezeichnet. Demnach gelte die »Mitte« als demokratisch, während die »Ränder« extremistisch seien. Diese Metaphorik findet insbesondere beim sogenannten Hufeisenmodell Niederschlag, in dem einer »demokratischen Mitte« die beiden Extremismen (rechts und links) gegenüberstehen. Links- und Rechtsextremismus sind dabei einerseits durch die größtmögliche Distanz zueinander gekennzeichnet, andererseits jedoch an den beiden Enden des Hufeisens benachbart (vgl. Backes 1989: 252), weil sie antidemokratisch sind.

			
			Abbildung 1: Extremismus und Demokratie – ein dichotomes Gegensatzpaar
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						Eigene Darstellung

					

				

			

			Dieser etymologische Ansatz scheint einen Großteil der Sozialwissenschaft und der Öffentlichkeit unwissentlich auf die »falsche Fährte« zu locken. Oder er lässt sich als Vorwand für das absichtliche Missverstehen der Ex­­tremismusforschung nutzen. Denn Gegner des Begriffs beziehen sich meist nicht auf die Definition »Extremismus = Demokratiefeindschaft«, sondern nehmen den Begriff »Extremismus« (das Äußerste) wörtlich. Damit geht der Einwand einher, der Extremismusbegriff verunglimpfe alles, was nicht der politischen Mitte im Sinne von Vorstellungen des Mainstreams beziehungsweise des Staates entspreche. Die Extremismusforschung sei demnach die wissenschaftliche Pseudolegitimation konservativer Etatisten, die um jeden Preis den politischen Status quo (= die Mitte) einfrieren und gegen alles Kritische verteidigen wollen. Dabei ist Extremismus aber gerade nicht die Ablehnung der – gleich wie definierten – Mitte, sondern der Gegenentwurf zum demokratischen Verfassungsstaat. Wer meint, der Extremismusbegriff habe etwas mit im Wortsinn »Äußerem« zu tun, gegen das eine »Mitte« in Stellung gebracht wird, könnte auch, der gleichen Logik folgend, meinen, ein Zitronenfalter falte Zitronen. Kurzum: Der auf dem lateinischen Wortsinn beruhende Ansatz führt zu einem Denkfehler.

			Diesem (Miss-)Verständnis entspringt die Konstruktion eines »dynamischen« Extremismusbegriffs. Seine Befürworter wie Hans-Gerd Jaschke und Samuel Salzborn wenden sich gegen die Verortung des Extremismus an den Rändern des politischen Spektrums und die Vorstellung einer »idealisierten« demokratischen Mitte. Ihrer Ansicht nach lässt der normative Ansatz zu stark die Wandelbarkeit von Extremismen außer Acht. Zudem seien extremistische Verhaltensweisen und Einstellungen sowie deren Ursachen keine politischen Randerscheinungen, sondern Teil der Gesamtgesellschaft und somit auch Phänomene der politischen Mitte. Die von der normativen Extremismusforschung gezogene Trennlinie sei entsprechend unscharf und nicht bestimmbar. Ein dichotomes Verständnis von demokratischer Mitte und extremistischen Rändern führe lediglich dazu, einerseits den Ist-Zustand der Demokratie positiv zu verklären, andererseits radikale (aber nicht antidemokratische) Positionen mehr oder weniger willkürlich zu denunzieren. Politischer Extremismus ist in diesem Sinne für Hans-Gerd Jaschke (2006: 30) eine »politische Normabweichung, die von außen kontrolliert und in vielfältiger Weise zugerichtet wird. Politischer Extremist, Chaot, Verfassungsfeind, gewalttätiger Störer ist nicht derjenige, der objektiv, aber von anderen unbemerkt, von den Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung abweicht – durch Meinen und Handeln. Zur gesellschaftlichen Tatsache, eine Person oder eine Gruppe sei ›extremistisch‹, bedarf es der Feststellung, einer mit Definitionsmacht ausgestatteten Etikettierung. Es ist genau diese, eine politische Normabweichung feststellende Attribuierung, die den Umgang mit Extremisten leitet und voraussetzt.« Jaschkes Äußerung lässt allerdings einige Fragen offen: Was ist mit »objektiv, aber von anderen unbemerkt« gemeint? Der autonome Steinwurf ist als Zeichen der Systemablehnung ebenso sichtbar wie die Losung »Weg mit dem Scheißsystem« bei einer Demonstration. Und handelt es sich bei der Orientierung der normativen Extremismusforschung an den zentralen Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates tatsächlich um subjektive Setzungen von Normabweichungen, die ein »dynamischer« Extremismusbegriff zu umgehen vermag (vgl. Salzborn 2011: 18)? Drei Einwände sprechen dagegen: Erstens handelt es sich bei der Bezugnahme auf die wesentlichen Demokratieelemente wie politischen Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit nicht um subjektive, sondern um – zumindest in der westlichen Hemisphäre – weithin anerkannte Prinzipien. Die Idee der Menschenrechte, auf der diese politischen Vorkehrungen beruhen, ist überdies universeller Natur.

			Zweitens beziehen sich die Verfechter eines dynamischen Extremismusverständnisses auf dieselben demokratietheoretischen Grundlagen wie die Anhänger der normativen Extremismustheorie. So orientiert sich Samuel Salzborn an der Pluralismustheorie Ernst Fraenkels (1964). Der Werte­kodex einer Gesellschaft sei kein Naturgesetz, sondern das Ergebnis eines kontroversen Willensbildungsprozesses und entsprechend veränderlich. Als extremistisch gelten in diesem Sinne Personen, Bewegungen oder Parteien, die den demokratischen Pluralismus ablehnen und ihre Vorstellungen von einer homogenen Gesellschaft umzusetzen versuchen. Dies um­­fasse Handlungen ebenso wie Einstellungen und politische Ziele. Diese seien »aber eben reversibel und unterliegen der öffentlichen Auseinandersetzung im demokratisch-pluralen Kontext« (Salzborn 2011: 19). Was eine solche Interpretation Fraenkels jedoch übersieht: Pluralismus ist nicht das Ergebnis des demokratischen Prozesses, sondern seine zentrale Voraussetzung. Ebendies meint das Böckenförde-Dilemma: Die Demokratie lebt von Voraussetzungen, die sie selbst nicht garantieren kann (Böckenförde 1991: 112).

			Drittens bezweifeln auch Vertreter des normativen Extremismuskonzepts nicht, dass sozialer Wandel ebenso wie Kritik an politischen Fehlentwicklungen zu den Grundbedingungen einer funktionierenden Demokratie gehören. Der Status quo ist eben keine »heilige Kuh« – wohl aber existieren »rote Linien«, nämlich die Grundprinzipien der freiheitlichen Demokratie, ohne die auch eine Kritik an und eine Reformierung der Demokratie unmöglich wären.

			Zwischen Demokratie und Extremismus existieren aus den verschiedensten Gründen Abgrenzungsschwierigkeiten, die nicht kleinzureden sind (siehe Kapitel 3). Diese lassen sich mit einem »dynamischen« Extre­mismusansatz aber nicht mindern: Wie soll eine saubere Abgrenzung ge­­lingen, wenn weder Extremismus noch Demokratie klar umschrieben sind? Der bloße Verweis auf den Antipluralismus, der von den ­Verfechtern des dynamischen Ansatzes als einziges Kriterium geltend gemacht wird, löst das Problem nicht. Denn auch die Frage, wo die Akzeptanz von Vielfalt aufhört und wo ihre Ablehnung beginnt, kann unterschiedlich beantwortet werden. Der normative Ansatz hat da mehr zu bieten, denn neben der Bezugnahme auf die vier zentralen Merkmale des ­demokratischen Verfassungsstaates (Volkssouveränität, Pluralismus, Gewaltenkontrolle, Menschenrechte) beziehungsweise die sich daraus ergebenden ­politischen Institutionen (vgl. Mannewitz 2018) nimmt dieser ­Extremismusansatz zugleich die gemeinsamen Strukturmerkmale von unterschiedlichen antidemokratischen Strömungen auf: Er erweitert die Negativdefinition (wo­­gegen der Extremismus ist) um eine Positivdefinition (wofür bzw. was der ­Extremismus ist). Hierzu gehören die Forderung nach Autoritarismus beziehungsweise die Befürwortung einer Diktatur, ein identitätstheoretisch geprägtes Demokratieverständnis, das von einem einheitlichen Volkswillen und der Interessensübereinstimmung von Regierenden und Regierten ausgeht, ideologischer Dogmatismus, Freund-Feind-Stereotype sowie das Ziel der Schaffung wie auch immer gearteter homogener Gesellschaften (vgl. ­Mannewitz u. a.2018: 7). Ungeachtet dieser Analogien existieren zwischen den verschiedenen Extremismen vielfältige und tief greifende Unterschiede.

			2.2	Linksextremismus

			Rechts- und Linksextremismus gelten analog zu den »zwei Gesichtern des Totalitarismus« (Luks 2007)1 als die beiden Hauptvarianten des politischen Extremismus des 20. Jahrhunderts. Zentrales Unterscheidungskriterium der Links-rechts-Dimension ist das Verhältnis zum Gleichheitsprinzip. Beim Rechtsextremismus handelt es sich um eine »Ideologie der Ungleichwertigkeit« (Heitmeyer 2008). Das Ethos universeller Gleichheit wird strikt abgelehnt mit dem Ziel, einen ethnisch homogenen Nationalstaat zu schaffen. Dies geht mit Rassismus und/oder einem übersteigerten Nationalismus einher. Der Linksextremismus dagegen verneint nicht die Gleichheit, sondern setzt sie absolut und überlagert dadurch das Freiheitsprinzip. Das Ethos universeller Gleichheit wird überhöht mit dem Ziel, eine klassenlose Gesellschaft zu schaffen, wobei der Begriff »Kapitalismus« meist als Metapher für den demokratischen Verfassungsstaat verwendet wird (vgl. Jesse/Thieme 2011: 16 f.). Die universellen Menschenrechte nicht – wie im Rechtsextremismus – abzulehnen, sondern in der Tradition der Aufklärung zu stehen und allumfassend Gleichheit und Freiheit und somit die »wahre« Demokratie anzustreben, geht bei Linksex­tremisten häufig mit einem moralischen Überlegenheitsgefühl einher. Da­­raus leiten sie das Privileg ab, ihre Gesellschaftsvorstellungen um jeden Preis durchzusetzen, wofür der Zweck die Mittel heilige. Die Geschichte hat dabei jedoch schon mehrfach gezeigt, dass »die Verwirklichung ihrer Utopien […] in die Sackgasse der Diktatur« (Lang 2018: 339) führt oder in die Anarchie.

			Nach der Zäsur des 11. September 2001 trat neben den »brauen« und »roten« Extremismus der religiös geprägte Fundamentalismus als dritte Variante in den Fokus der Aufmerksamkeit. Speziell in seiner islamistischen Ausprägung gilt dieser derzeit als eine der größten Gefahren für die innere Sicherheit. Jedoch sind dezidiert antidemokratische Glaubensauslegungen keine Erscheinung des 21. Jahrhunderts. Religiöse Dogmen und Absolutheitsansprüche lassen sich als wesentliche Hindernisse der Demokratisierung im 19. und 20. Jahrhundert ausmachen (vgl. ausführlich Schmidt 2010). Als weitere Spielart ist der separatistische Minderheitenextremismus zu nennen. Das Problem für Wissenschaft wie Praxis: Beide Varianten lassen sich nicht entlang des Kriteriums der Gleichheit auf einer Links-rechts-Achse einordnen. Der religiöse Fundamentalismus verwirft die Demokratie mit Verweis auf ein höherstehendes göttliches Ordnungsprinzip. Als Aufgabe der Herrschaftsform wird nicht die Durchsetzung der individuellen Menschenrechte betrachtet, sondern die Verwirklichung religiöser Gebote mit dem Ziel, die Weltvorherrschaft der jeweiligen Religion zu erlangen und einen Gottesstaat auf der Grundlage klerikaler Gesetze zu errichten. Das Prinzip der Gleichheit wird gleichermaßen verworfen (gegenüber Un- und Andersgläubigen) und verabsolutiert (gegenüber »wahren« Gläubigen). Ebenso kann extremistischer Separatismus mit dem Ziel der territorialen Autonomie beziehungsweise Unabhängigkeit einerseits mit chauvinistischen und rassistischen Positionen verbunden sein (z. B. bei der baskischen ETA oder der Korsischen Nationalen Befreiungsfront), andererseits geht deren Sezessionsstreben nicht selten mit linksextremen Gesellschaftsvorstellungen einher (z. B. bei der kurdischen PKK).

			Die Leistungsfähigkeit des Links-rechts-Kriteriums ist wegen seiner Eindimensionalität vielfach bezweifelt worden (vgl. u. a. Neugebauer 2001: 17; Thieme 2005). Die traditionelle Sitzordnung in der französischen Nationalversammlung nach 1789 nach Republikanern (links) und Monarchisten (rechts) gilt manchem heute spöttisch als Relikt »politischer Gesäßgeographie« (Decker 2013: 285). Beanstandet wird zuvörderst die Austauschbarkeit der Idealtypenbildung rechts- und linksextremer Zuschreibungen. Die massive Ungleichheit zwischen Regierenden und Regierten im real ­existierenden Kommunismus sei demnach eher Merkmal einer »rechten« Ideologie; die Gesellschaftsvorstellungen im »Dritten Reich« von einem »nationalen Sozialismus« entsprächen hingegen eher einer »linken« (Decker 1998: 42). Dass sich religiöser Fundamentalismus und Separatismus nicht eindeutig in das Links-rechts-Schema einordnen lassen, kommt erschwerend hinzu. Somit ist der Zweck sozialwissenschaftlicher Modellbildung – nämlich die Reduktion politischer Komplexität – zugleich ihr »Pferdefuß« (im Sinne einer als unzulässig empfundenen Vereinfachung). Das macht die Kategorien jedoch nicht obsolet – im Gegenteil: Im Alltag nutzen Menschen vielfach die Links-rechts-Unterscheidung zur Selbstverortung und zur Entscheidung dafür, welcher Partei sie sich am nächsten fühlen. Auch die Abgrenzung von Demokratie und Diktatur fällt in der Praxis nicht immer leicht, wie die gegenwärtigen Beispiele Russland oder Türkei zeigen – doch niemand käme auf die Idee, die Begriffe deswegen aufzugeben. Der tatsächlichen und vermeintlichen Austauschbarkeit von »lechts« und »rinks« (Ernst Jandl) zum Trotz ist die Unterscheidung nicht nur in der Alltagssprache allgegenwärtig und unverzichtbar. Was den Extremismus angeht, existiert hierfür mit dem Verhältnis zur »Gleichheit« ein eindeutiges Kriterium zur Unterscheidung – allumfassender Egalitarismus einerseits, Antiegalitarismus andererseits.

			Ungeachtet gemeinsamer Schnittmengen kennzeichnen Rechts- und Linksextremismus unterschiedliche Formen der Demokratiefeindschaft (vgl. Mannewitz 2018). Während sich der Rechtsextremismus zumeist gegen die Anerkennung der demokratischen Spielregeln in Form von freien, gleichen und fairen Wahlen sowie die allgemeine Geltung der Menschenrechte wendet (Herkunft, Sprache und politische Überzeugung entscheiden über das aktive wie passive Wahlrecht sowie über Grundrechte), richtet sich die Systemfeindschaft im Linksextremismus gegen die Prinzipien von Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit. Denn das Postulat der Befreiung des Menschen von allen politischen, sozialen, ökonomischen und kulturellen Zwängen und die Schaffung einer klassenlosen beziehungsweise sozial homogenen Gesellschaft verlangt einerseits die vollständige Unterordnung aller individuellen Lebensbereiche unter dieses eine und einzige gesellschaftliche Ziel, andererseits die Aufopferung der Gewaltenteilung, da es unterschiedliche, gar gegensätzliche Interessen nach diesem Weltbild per se nicht geben kann. Linksextremisten wähnen sich im Besitz der einzig gültigen Wahrheit – ihre Doktrinen missachten folglich »die Einsicht von der Fehlbarkeit, Begrenztheit und Imperfektibilität des Menschen und seines Strebens« (Backes/Jesse 1989: 53 f.). Ein solcher Absolutheitsanspruch der linksextremen Utopien geht zwangsläufig mit der Missachtung von Menschenwürde beziehungsweise Menschenrechten einher, zum Beispiel durch die Ablehnung von Eigentum, Besitz, Meinungsfreiheit und individueller Selbstentfaltung.

			2.3	Alternativbegriffe – Populismus, Linksradikalismus und linke Militanz

			Wer es ablehnt, von »Linksextremismus« zu sprechen, weist die Bezeichnung entweder aus grundsätzlichen Vorbehalten gegen die Extremismustheorie zurück. Oder die Bedenken sind wissenschaftlich immanenter Natur, weil mitunter die zweifelsfreie Klassifizierung bestimmter Phänomene als linksextremistisch (oder nicht) schwerfällt. Doch die Einwände gegenüber einer solchen Terminologie lösen das Problem einer möglichst eindeutigen, trennscharfen und aussagekräftigen Begriffsbestimmung nicht auf. Denn Begriffe und Definitionen sind die Voraussetzung dafür, »sich über bestimmte Befunde und Phänomene aus der Realität unmissverständlich und nicht profan oder oberflächlich zu unterhalten« (Pickel /Pickel 2018: 6 f.). Oder anders ausgedrückt: Unter welchem alternativen Label sollten sich stattdessen politische Bestrebungen fassen lassen, die maßgeblich durch ihre Gegnerschaft zum demokratischen Verfassungsstaat geprägt sind?

			In den vergangenen Jahren hat sich in Öffentlichkeit und Wissenschaft der Begriff des »Populismus« etabliert – einerseits als Gegenentwurf zum Extremismusansatz, andererseits in Fällen, in denen sich bestimmte Phänomene nicht glasklar dem extremistischen oder demokratischen Lager zuordnen lassen. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird Populismus quasi als »Extremismus-light-Variante« (miss)verstanden, was jedoch nicht zur analytischen Schärfe beiträgt – im Gegenteil. Da die Gretchenfrage nach der Haltung zur Demokratie ausgeklammert bleibt, werden unter Populismus mehr oder weniger beliebig normabweichende Randphänomene subsumiert. Besitzt der Extremismusansatz mit der Haltung zur liberalen, konstitutionellen Demokratie ein valides Zuordnungskriterium, sind die Kriterien für Populismus unpräzise und dehnbar. So existieren verschiedene Verständnisse: einmal Populismus als politisches Stilmittel, einmal als eigenständige inhaltliche Kategorie. Dem erstgenannten Verständnis nach wird Populismus begriffen als die Instrumentalisierung des Gegensatzes von Volk und Elite, indem Populisten eine politische Dauerkrise kultivieren, einfache Lösungen propagieren und gezielt Tabus brechen, was gleichermaßen die eigene Protesthaltung und die Abgehobenheit des politischen Gegners belegen (»Man wird doch wohl noch sagen dürfen …«) sowie eine mediale Gegenöffentlichkeit schaffen soll. Populismus nach dem zweitgenannten Verständnis, als politischer Inhalt, verweist ebenfalls auf die Unterscheidung von Volk und Eliten, »wobei sich die Populisten auf der Seite ›des Volkes‹ sehen und vorgeben, das, was sie für den Volkswillen halten, durchzusetzen helfen« (Spier 2014). Zur »dünnen ­Ideologie« (Mudde 2004: 541–563) wird Populismus zudem im Zusammenspiel mit anderen Ideologien – in Verbindung mit dem Nationalismus als Rechts­populismus, in Kombination mit Sozialismusforderungen als Linkspopulismus.

			Als Stilmittel und Politikmethode mag die Definition von ­Populismus plausibel sein, zum Beispiel mit Blick auf die Sozialpsychologie der Wählerinnen und Wähler, auf die Rolle der Medien oder die Bedeutung einer charismatischen Führungsfigur. Die Vorstellung vom Populismus als »ge­­mäßigtem Extremismus« ist es dagegen nicht. Denn Populismus und Extremismus liegen nicht auf ein und derselben Analyseebene. Populismus kann in demokratischer und extremistischer Ausprägung auftreten. Genauso gibt es demokratische und extremistische Phänomene, die nicht populistisch sind. Dass die Kategorie des Populismus entsprechend viel zu weit gefasst ist, öffnet politischer Instrumentalisierung Tür und Tor. Zudem: Populismus muss (anders als Extremismus) aus Sicht der Demokratie nicht per se negativ sein. Ist er nicht auch ein »Korrektiv« (Decker 2006), das »die Probleme der ›kleinen Leute‹ ernst nimmt, sie artikuliert, und […] sich in direkter Kommunikation mit dem Volk vollzieht« (­Nohlen 2015: 514)?

			Auch der Terminus »Radikalismus« als Gegenentwurf zum Extremismusbegriff besitzt keine ausschließlich negative Konnotation. Während es sich beim Extremismus (zumindest hierzulande)2 ausschließlich um eine negative Zuschreibung von außen handelt, dient die Etikettierung als (links)radikal durchaus als Selbstbezeichnung. Abgeleitet von lateinisch radix (Wurzel) steht Radikalismus für politische Haltungen, die gesellschaftliche Probleme und Konflikte grundlegend ändern, das Übel »von der Wurzel« her anpacken wollen. Als radikal im historischen Kontext galten die Anhänger der (links)liberalen europäischen Demokratiebewegungen ab dem Ende des 18. Jahrhunderts, deren Radikalität sich gegen Monarchie, Autokratie und kirchliche Vorrechte zugunsten der individuellen Freiheit und Gleichheitsrechte der Bevölkerung richtete. Erst in der Weimarer Republik wandelt sich die Bedeutung hin zur Bezeichnung für zunächst links-, später auch für rechtsgerichtete »staatsfeindliche« Bestrebungen. Daran anknüpfend, wurden in der Bundesrepublik bis zum Beginn der 1970er-Jahre verfassungsfeindliche Phänomene offiziell als »radikal« bezeichnet – seitdem verwenden die Sicherheitsbehörden den Extremismusbegriff.
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						Der Extremismusbegriff wird unter Linksextremen abgelehnt. Die Selbstbezeichnung als »linksradikal« wie auf einem Plakat am Rand von linken Protesten gegen den Bundesparteitag der Partei Pro Deutschland am 17. Juli 2010 in Berlin ist indes an­erkannt und geläufig. Bildnachweis: imago images/IPON

					

				

			

			Aus der Vorgeschichte und dem Bedeutungswandel des Begriffs »Radikalismus« resultieren heutzutage dreierlei Verständnisse. Erstens werden »Extremismus« und »Radikalismus« weitgehend synonym verwendet, wenn zum Beispiel die Anhänger gewalttätiger Szenen als Rechts- und Linksradikale firmieren, die zugleich eindeutig Extremisten sind. Ein solches Alternativlabel stößt zwar möglicherweise auf weniger Vorbehalte als der umstrittene Extremismusbegriff, löst aber das Problem der konzeptionellen Unschärfe und damit der Abgrenzung nicht auf. Wer sagen will, was als demokratisch und was als extremistisch zu gelten hat, muss dies gleichermaßen für die Unterscheidung demokratisch und radikal tun.

			Darum hat sich zweitens vor allem bei der Begriffsverwendung innerhalb der Sicherheitsbehörden eine Vorstellung von Radikalismus etabliert, die diesen »als konsequente und kompromisslose Denk- und Handlungsweise [versteht], die sich jedoch nicht gegen die Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates wendet« (Bundesamt für Verfassungsschutz o. J.). Doch auch eine solche Herangehensweise lindert nicht die Not einer diffusen Abgrenzung – im Gegenteil: Muss im binären, dichotomen Verständnis Demokratie versus Extremismus differenziert werden, ist unter der Hinzunahme des Begriffs »Radikalismus« nun eine doppelte Grenzziehung vorzunehmen – einmal zwischen demokratisch/nicht radikal und radikal und einmal zwischen radikal und extremistisch. Wenn im Zweifelsfall Phänomene, bei denen die Zuordnung schwerfällt, zu dem so verstandenen Zwischentypus »Radikalismus« zählen, kann dies entweder zu Verharmlosung oder zu Dämonisierung führen. In der Praxis resultiert daraus nicht selten die »schiefe« Unterscheidung von Rechtsextremismus und Linksradikalismus.

			Drittens wird Radikalismus als Sammelbegriff für sowohl demokratische als auch extremistische Flügelgruppierungen angewandt. Im Fokus steht mithin die relative Position einer Partei, eines Vereins oder einer Person innerhalb des politischen (Parteien-)Spektrums. Die Rede ist dann zumeist von »Radikaler Rechte« und »Radikaler Linke« (siehe jeweils exemplarisch Langebach/Speit: 2013 und Peters: 2014). Eine solche Gesamtbetrachtung der »Ränder« des politischen Spektrums ist mit Blick auf Zusammenhänge, Interaktionen und Netzwerke sinnvoll. Doch weil eine solche Perspektive die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit zwar berücksichtigt, aber nicht als zentral erachtet, besteht die Gefahr, bestimmte Positionen zu diskreditieren. Mehr oder weniger willkürlich wird dann alles in einen Topf »Radikale Rechte beziehungsweise Linke« geworfen. Um also nicht dem Vorwurf völliger Beliebigkeit ausgesetzt zu sein, muss auch beim Radikalismus klar aufgezeigt werden, wo radikal rechte und linke Positio­nen anfangen beziehungsweise aufhören. Das Abgrenzungsproblem löst sich somit nicht auf, sondern verschiebt sich nur in Richtung der weiter gefassten Kategorie »Radikalität«.

			In jüngster Zeit hat vor allem die Rede von »linker Militanz« in Abgrenzung zum Linksextremismusbegriff Verbreitung gefunden. Befürworter des Militanz-Ansatzes führen an, der Extremismusbegriff sei statisch und könne Wandlungsprozesse vermeintlicher Linksextremisten nicht adäquat abbilden (vgl. hier und im Folgenden Gmeiner/Micus 2018). Zudem fixiere er sich zu stark auf formale Strukturen und Programme. Darüber hinaus sei er eine bloße Fremdzuschreibung und seine pejorative Verwendung verschließe die Zugänge zur wissenschaftlichen Untersuchung linker Militanz. Alle drei genannten Einwände münden jedoch in dem folgenden gravierenden Widerspruch: Wenn sie denn zuträfen (Kapitel 3 wird eine solche Auseinandersetzung liefern), müssten dann nicht die gleichen Bedenken gegenüber dem Terminus des Rechtsextremismus gelten? Dieser Begriff wird jedoch anerkannt und verwendet – es stehen sich somit »rechter Extremismus« und »linke Militanz« gegenüber. Zur Begründung dieser – vermeintlichen oder tatsächlichen – »Schieflage« heißt es, »dass der Extremismusbegriff mit seiner Betonung der Verfassungsfeindschaft zwar radikal rechte Strömungen vielleicht adäquat erfasst, nicht aber radikal linke – markiert doch deren forderndes Insistieren auf Gleichheit zugleich eine der elementarsten Forderungen und Errungenschaften der Demokratie« (ebd.: 31). Anders formuliert: Als Gegenpol von Demokratie wird nicht der politische Extremismus aufgefasst, sondern die Repräsentanten einer »Ideologie der Ungleichwertigkeit«. Dazu zählen der Rechtsextremismus und der religiöse Fundamentalismus (als die Ungleichheit von »wahren« Gläubigen hier und Un- bzw. Andersgläubigen da), nicht aber der Linksextremismus.

			Da der antidemokratische Charakter linker politischer Auffassungen grundlegend bezweifelt wird, spielt auch die Frage der Verfassungsmäßigkeit beim Begriffsverständnis »linker Militanz« keine Rolle. Militanz wird bestimmt »als eine a) kämpferische (aber nicht unbedingt automatisch gewalttätige), b) tatbetonende politische Strategie mit c) radikalen Absichten und Zielen« (ebd.: 31). Spezifisch links sei das Agieren auf den Themenfeldern Antikapitalismus, Antifaschismus, Antimilitarismus, Anti­globalisierung, Antisexismus, Antirepression, Antiatomkraft: »Sie agitieren gegen Herrschaftsverhältnisse jeder Art, ob entlang von Schicht- und Klassengrenzen, zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern oder im Umgang der Geschlechter miteinander; gegen Ausbeutung des Menschen am Arbeitsplatz ebenso wie von natürlichen Ressourcen; und gegen Diskriminierung, sei es von Migranten oder anderen Minderheiten. Dementsprechend vertreten die Akteure eine radikale Kritik am kapitalistischen System, prangern soziale Ungleichheit, Umweltzerstörung und einen vermeintlich allgegenwärtigen Rassismus an« (ebd.: 32). Statt auf ideologisch begründete Demokratiefeindschaft wie beim Rechtsextremismus stellt der Militanzbegriff überwiegend auf Handlungsorientierungen ab – linke Militanz und Gewalt seien Identitätsunsicherheiten und entsprechende Suchbewegungen in Phasen des biografischen Übergangs, die für Angebote linksmilitanter Subkulturen empfänglich machten. Dies gilt jedoch, so ist einzuwenden, für die Sozialisationsbedingungen von Rechtsextremisten und Beitrittsmotive zum Rechtsextremismus nicht minder. Gibt es nicht auch im Rechtsextremismus »subkulturellen Lifestyle« und »jugendliches Protestverhalten«? Ebenso kann »linke Militanz« wiederum mit ideologisch motivierter Demokratiefeindschaft einhergehen.

			2.4	Ideologiefamilien

			Die Extremismusforschung kennt verschiedene Spielarten von Extremismen, neben Rechts- und Linksextremismus wurden bereits religiöser Fundamentalismus und extremistischer Separatismus genannt. Indes gibt es auch grundlegende Differenzen innerhalb der jeweiligen ideologischen Ausformungen. Für den Linksextremismus stechen Unterschiede wie zwischen (Alt-)Kommunisten und Anarchisten ins Auge. Und selbst innerhalb der jeweiligen Ideologiefamilien koexistieren zum Teil verfeindete Unterströmungen: aus historischer Sicht beispielsweise im Kommunismus zwischen Stalinisten und Trotzkisten. Zumeist prägen Überschneidungen und Mischformen die Realität.

			Die zwei zentralen Ideenströmungen Kommunismus und Anarchismus unterscheiden sich in drei wesentlichen Merkmalen: Erstens nach ihren Zielen – Kommunisten streben nach einer klassenlosen Gesellschaft. Um diese herzustellen, wenden sie sich gegen die sozioökonomischen Strukturen des Kapitalismus beziehungsweise der Markwirtschaft, nicht gegen die Abschaffung des Staates. Anarchisten verlangen dagegen nach einer grundsätzlich herrschaftslosen Ordnung, um den Einzelnen aus jedweden Zwängen von Unterdrückung und Autoritäten zu befreien.

			Zweitens nach ihren Organisationformen – im Kommunismus steht eine straff geführte und ideologisch gefestigte (Kader-)Partei an der Spitze des angestrebten »Klassenstaates«, die als geistige Avantgarde der neuen Weltordnung fungiert. Im Anarchismus gilt indes jede Form von Organisation als Ausdruck von Über- und Unterordnung und somit als repressive Gefahr.
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						Obwohl sich das Scheitern des Realsozialismus 1989/90 negativ auf die Strahlkraft der Theorien von Karl Marx und Friedrich Engels auswirkte, gibt es bis heute linksextremistische Strömungen, die sich auf deren Ideen beziehen. Präsent sind die beiden Vordenker auch nach wie vor in zahlreichen deutschen Stadtbildern wie im Marx-Engels-Forum in Berlin. Bildnachweis: ZB – Fotoreport

					

				

			

			Drittens nach ihren Strategien – die Utopie der kommunistischen Welt­gesellschaft geht mit einer längerfristig angelegten und theoretisch grundierten Revolutionsstrategie einher. Der Anarchismus kommt demgegen­über ohne umfassend systematische Theoriebildungen aus. Taten domi­nieren gegenüber Debatten. 

			Wenngleich der Kommunismus als Ideologie angesichts des Scheiterns der real existierenden politischen Systeme ab 1989 heutzutage an Anziehungskraft eingebüßt hat, bestehen zum einen noch immer die unterschiedlichen Spielarten fort, zum anderen kam es zu vielfältigen Modifikationen. Zuvörderst zählen zu den kommunistischen Strömungen Leninismus, Stalinismus, Trotzkismus, Maoismus, Rätekommunismus sowie verschiedenartige Reformkonzeptionen, die sich unter der Bezeichnung Neokommunismus subsumieren lassen. Ausgangspunkt aller sind die Theorien von Karl Marx (1818–1883) und Friedrich Engels (1820–1895). Deren Kernthese lautet: Da der Kapitalismus zu Verelendung und Entfremdung führe, »gerieten die Produktivkräfte (Basis) in Widerspruch mit den realen gesellschaftlichen, politischen und ideologischen Verhältnissen (Überbau), was unweigerlich zur Revolution führen und, nach dem Sozialismus als Übergangsstadium, am Ende den Kommunismus hervorbringen werde« (Lang 2018: 352). Die marxistische Theorie wurde nach der Oktoberrevolution 1917 durch die Bolschewiki unter Wladimir Iljitsch Lenin zunächst in der Sowjetunion zur Praxis, später in ganz Osteuropa sowie in großen Teilen Asiens.

			Tatsächlichen Differenzen der verschiedenen kommunistischen Strömungen stehen konstruierte Gegensätze gegenüber. Lenins Revolutionstheorie einer straff hierarchischen, elitären Parteiendiktatur widersprach nicht nur Marx’ Vorstellungen einer »sozialistischen« Massenbewegung, sondern auch jenen von Rätekommunistinnen wie Rosa Luxemburg, wonach die politische Macht allein von der Arbeiterschaft in den Betrieben auszugehen habe. Eine solche Variante der wirtschaftlichen Selbstverwaltung stellt eine Mischform aus Kommunismus und Anarchismus dar. Dagegen sind Stalinismus (»Sieg des Sozialismus in einem Lande«) und Trotzkismus (»permanente Revolution«) nach Auffassung von Uwe Backes eher Ausdruck von Machtfragen um die Nachfolge Lenins gewesen: »In Wirklichkeit war – selbst bei immanenter Betrachtung – der Hauptgegensatz zwischen Trotzkis hochabstraktem Theoriekonstrukt und dem pragmatischen Lösungsmodell Stalins aufgebauscht« (Backes 2018: 132).

			Gemeinsam ist allen kommunistischen Strömungen die vollkommene Unterordnung des Einzelnen unter das Kollektiv. Anarchisten legen dagegen ihr Augenmerk auf Individualismus und Selbstorganisation ohne jegliche Hierarchisierung. Feste Organisationsstrukturen widersprechen ihrem Ziel der »Abschaffung einer Herrschaft von Menschen über Menschen«, weswegen jegliche Staatlichkeit an sich abgelehnt wird. Die Vorstellungen von alternativen Ordnungsprinzipien zum Staat bleiben indes abstrakt und theoretisch – vor allem mangelt es an praktikablen Gegenentwürfen zum staatlichen Gewaltmonopol und zur Sanktionierung von Delinquenz.

			Die Auseinandersetzung der Urväter des Kommunismus (Marx/Engels) und des Anarchismus (Michail Bakunin) zeigt die Gegensätzlichkeit der Ideen. Nach Bakunin führt die »Diktatur des Proletariats« nicht zum Sozia­lismus, sondern zur Verneinung von Freiheit. Umgekehrt betrachtet Marx den revolutionären Anarchismus als reine Destruktion – die vollständige Zerstörung jeglicher Gesellschaftsstrukturen (vgl. Lang 2018: 348 f.). Was beide Hauptrichtungen und Unterströmungen eint: eine strikt egalitäre Ausrichtung und die Überzeugung, eine neue und bessere Weltordnung zu errichten, in der allein die vollkommene Freiheit und Gleichheit zu verwirklichen sei. Dies geht mit einer starken Kultivierung von Feindbildern einher. Alle Linksextremisten verstehen sich als antifaschistisch (gegenüber politischen Gegnern), als antikapitalistisch (gegenüber der ökonomischen Ordnung als gesellschaftliches Grundübel) und antirepressiv (gegenüber dem als »autoritär« apostrophierten Staat). Die drei Felder stehen in enger Verbindung zueinander: Der Kampf gegen den Kapitalismus und für den Klassenstaat stellt den Gegenentwurf zu den als »bürgerlich« diffamierten Ordnungsvorstellungen dar, wobei Letztgenannten unterstellt wird, geradezu zwangsläufig zu »faschistischen Tendenzen« und zu einem repressiven Staatswesen zu führen.

			Anmerkungen

			
				
					1		Der Untertitel des Buches von Leonid Luks verweist auf den Vergleich von Bolschewismus und Nationalsozialismus.

				

				
					2	So ist der Begriff »extrême gauche« bei den relativ starken französischen Trotzkisten eine akzeptierte, teilweise selbst verwendete Bezeichnung (vgl. Backes 2011: 134).

				

			

		


	
			3	Warum ist der Linksextremismusbegriff umstritten?

			3.1	Unberechtigte Kritik am Linksextremismusbegriff

			Der Linksextremismusbegriff stößt nicht überall auf Gegenliebe. Im Ge­­genteil: Er ruft ausgesprochen häufig Kritik hervor, sei es in der Wissenschaft, der Politik oder den Medien. Ein Teil der Kritik zielt auf den Ex­­­tremismusbegriff als solchen, ein Teil auf den Linksextremismusbegriff, ein weiterer Teil auf die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die normative Extremismusforschung betreiben. Die Einwände, die sich relativ leicht entkräften lassen, laufen auf acht Kernaussagen hinaus, die wiederum teils unterschiedliche, aber zusammenhängende Aspekte kritisieren. Einige Einwände ergänzen, einige widersprechen einander:

			1) »Extremismus« als Instrument zur Ausübung politischer Deutungsmacht, um den gesellschaftspolitischen Status quo gegen Kritik zu schützen. Es heißt, zwischen Verfassungsschutzbehörden und normativer Extremismusforschung bestehe ein ungebührlich enger Zusammenhang – etwa in Gestalt von gemeinsamen Publikationen, Veranstaltungen und personellen Überschneidungen. Die Extremismusforschung übe »insgeheim« mit ihrer »Staatsnähe« politische Deutungsmacht aus und suche die Politik im Sinne einer Erstarrung der bestehenden Ordnung zu beeinflussen; umgekehrt hole sich der Staat wissenschaftliche Legitimation ab (vgl. Butterwegge 2008: 34–36, 44, 56; Fuhrmann 2019: 82-84; Keil 2019: 45; Kraushaar 2017; Pichl 2019; Schubert 2011: 102). Richtig ist: Zwischen den Sicherheitsbehörden und Akteuren der Extremismusforschung (etwa Uwe Backes, Eckhard Jesse und den Autoren dieses Buches) besteht eine unbestreitbare Nähe, die sich etwa darin ausdrückt, dass Mitarbeiter des Verfassungsschutzes (aber etwa auch der Polizeibehörden) regelmäßig im Jahrbuch Extremismus & Demokratie (Hrsg. Uwe Backes, Alexander Gallus, Eckhard Jesse, Tom Thieme) oder im Jahrbuch Extremismus- und Terrorismusforschung (Hrsg. Armin Pfahl-Traughber) publizieren, dass es gemeinsame Tagungen gibt, auf denen Sicherheitsbehörden und Extremismusforscher referieren (etwa den Veldensteiner Kreis oder Veranstaltungen der Innenministerien und Verfassungsschutzbehörden), dass einige Mitarbeiter von Sicherheitsbehörden einst »Schüler« der Extremismusforschung waren, dass Extremismusforscher an den Bildungseinrichtungen der Sicherheitsbehörden lehren und dass Extremismusforscher für Expertisen angefragt werden (Eckhard Jesse etwa war Gutachter in beiden NPD-Verbotsverfahren).

			Zur Wahrheit gehört aber auch, dass die Kooperationen zwischen Ex­tremismusforschung und Sicherheitsbehörden so geheim (und insofern verborgener Absichten verdächtig) nicht sein können, wenn es sich um allgemein zugängliche Tagungen und gemeinsame Veröffentlichungen handelt. Zudem heißt Kooperation nicht inhaltliche Übereinstimmung. Das beginnt schon bei den zugrunde gelegten Kriterien: Der Verfassungsschutz fragt, vereinfacht gesagt, nach der Vereinbarkeit mit der freiheit­lichen demokratischen Grundordnung, die Extremismusforschung nach der Haltung gegenüber den universellen Prinzipien der liberalen konstitutionellen Demokratie. Sie fragt nicht nach der »Verfassungstreue«3 (wobei die Grundpfeiler der freiheitlichen demokratischen Grundordnung – universelle Menschenwürde, Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip – sich weithin mit den Universalien konstitutioneller Demokratie decken) und schon gar nicht nach der Aufrechterhaltung eines wie auch immer definierten Status quo oder einer »Mitte«. Wer die Prinzipien und Werte der liberalen konstitutionellen Demokratie als »formale[s] staatliche[s] Institutionengefüge« (Riedl/Micus 2017: 19) abtut, um dann der Extremismusforschung zu unterstellen, sie wolle eben jenes gegen Kritik immunisieren, hantiert mit einem Strohmannargument, weil universelle Prinzipien in irreführender Weise mit der konkreten politischen Ordnung gleichgesetzt werden. Es kann schon aus logischer Sicht nicht stimmen: Kritik am »formalen staatlichen Institutionengefüge« ist nur dann möglich, wenn die Werte und Prinzipien der liberalen konstitutionellen Demokratie gelten. 

			Nicht zuletzt gehen die Einschätzungen zwischen Staat und Wissenschaft (bzw. auch innerhalb der Extremismusforschung) in der Praxis häufig auseinander: Beim zweiten NPD-Verbotsverfahren zum Beispiel sprach sich Eckhard Jesse klar gegen ein Verbot aus, sein »Schüler« Steffen Kailitz wiederum vertrat die Gegenposition. Letztgenannter war es auch, der monierte, der Verfassungsschutz sei im Fall der AfD »viel zu spät dran« gewesen (vgl. Kailitz 2019). Ebenso an der Partei Die Linke offenbaren sich Meinungsunterschiede: Positionen, die klar von einer »­extremistischen Grundausrichtung« (Jesse/Lang 2012: 286–296) sprechen, stehen solchen gegenüber, die sich deutlich zurückhaltender äußern, nicht zuletzt wegen mangelnder »inhaltliche[r] Klarheit« (Pfahl-Traughber 2014: 123) bei vielen Aussagen der Partei.

			Und was die Erstellung von Expertisen angeht, so ist es keineswegs un­­üblich, dass sich die Politik von der Wissenschaft ein Urteil einholt – nicht vor allem deshalb (aber auch), um sich so mit wissenschaftlicher Legitimation zu schmücken, sondern um sich eine sozialwissenschaftlich-analytische Perspektive von außen zu verschaffen, die den verwaltungsjuristischen Blick ergänzt. Den wechselseitigen Nutzen hat der ehemalige CIA-Mitarbeiter und Psychologe Marc Sageman (2014: 576) wie folgt pointiert auf den Punkt gebracht: »Intelligence analysts know everything but understand nothing, while academics understand everything but know nothing.« Zugleich gilt: Selbst wenn die Befunde der Extremismusforschung keine sicherheitsbehördliche Überprüfung nach sich ziehen mögen, bleibt die stigmatisierende Wirkung des Labels. Ein sorgsamer Umgang mit dem Extremismusbegriff ist mithin angezeigt.

			2) Zeitgebundenheit des Extremismusbegriffs. Wenn Extremismus (abgeleitet vom lateinischen extremus) »das Äußerste« bedeutet, müsse es eine politische Mitte geben, von dem das Extrem eben am weitesten entfernt ist, so eine Kritik. Weil sich politische Ordnungen aber wandeln, gelte heute als extrem, was gestern noch »normal« war – oder umgekehrt (vgl. Jaschke 2006: 16; Neumann 2016: 29 f.). Dieser Einwand ist insofern richtig, als der Extremismusbegriff ohne einen Referenzpunkt nicht auskommt – er wird ex negativo bestimmt, also durch das, was er ablehnt. Dieser Referenzpunkt ist aber in der normativen Extremismusforschung nicht die aktuelle politische Ordnung der Bundesrepublik, nicht der gesellschaftliche Konsens, nicht die (z. B. durch Union und SPD in Anspruch genommene) politische Mitte (siehe Kapitel 2 hierzu). Der Referenzpunkt ist vielmehr der liberale demokratische Verfassungsstaat. Das hebt den Extremismusbegriff auch von dem der »Systemilloyalität« ab, der etwa in der angloamerikanischen Diskussion dominiert. Dieser ist insofern relativer Natur, als er in einer Diktatur und in einer Demokratie jeweils mit höchst unterschiedlichen inhaltlichen Forderungen verknüpft ist.

			3) Gleichsetzung von links und rechts. Der Extremismusbegriff, so eine weitere gängige Kritik, setzt rechts und links gleich. Damit würden »linke Aktivisten« mit »Nazis« ungerechtfertigt auf eine Stufe gestellt, linkes En­gagement, das sich nicht selten gegen »rechts« richte, verunglimpft, Rechtsextremismus aber relativiert (vgl. Butterwegge 2008: 34–38; ­Falter 2011; Berendsen/Rhein/Uhlig 2019). Richtig ist: Die Extremismusforschung geht in der Tat von Gemeinsamkeiten bei Rechts- (etwa: NPD) und Linksextremisten (etwa: MLPD) aus. Sie bestehen darin, dass beide mit zumindest einem Element der liberalen konstitutionellen Demokratie brechen. Beim Rechtsextremismus ergibt sich dieser Bruch schon (aber nicht ausschließlich) aus der Ablehnung des Gleichheitsideals (Rassismus, Nationalismus, Ethnopluralismus etc.), mithin aus dem genuin rechten Element. Beim Linksextremismus wird die antidemokratische Haltung nicht am genuin linken Element deutlich, das ja für Gleichheit steht, sondern an der Instrumentalisierung des Einzelnen, an der Missachtung persönlicher Freiheitsrechte (zumal von politischen Gegnern) und vielem mehr (siehe dazu Kapitel 5). Zudem fällt die Extremismusforschung kein ethisch-moralisches Urteil. Warum auch? Jenes ist für eine Beurteilung der Gegnerschaft zum demokratischen Verfassungsstaat – und nur um sie geht es der Extremismusforschung – unerheblich. Aus demselben Grund fragen Extremismusforscher auch nicht zuallererst danach, wogegen sich bestimmte politische Bestrebungen in ihrem Selbstverständnis richten (beim Rechtsextremismus wäre das etwa die Demokratie, beim Linksextremismus der Kapitalismus), sondern nur danach, ob die Zielvorstellungen in der Konsequenz mit den Elementen des demokratischen Verfassungsstaates kompatibel sind. Diese Vereinbarkeit ist der Maßstab.

			4) Diskreditierung und Ausgrenzung linken Engagements. Der Linksextremis­musbegriff treibe Schindluder mit linken Ideen (z. B. Antikapitalismus und Sozialismus), indem diese als antidemokratisch verunglimpft würden, heißt es (vgl. Butterwegge 2008: 56; Stöss 1989: 18). Richtig ist: Während das linke politische Lager den Begriff gar nicht gebraucht, verwendet ihn vor allem das bürgerlich-liberale Lager abwertend als Kampfbegriff. Politische Gegner werden so markiert, stigmatisiert und geschwächt, weil der Extremismusbegriff negativ konnotiert ist. Solche Schläge »unterhalb der Gürtellinie« sind aus ethisch-moralischer Sicht fragwürdig, gehören aber zur Politik. Zugleich sind aber auch andere Begriffe normativ gefärbt – etwa »Kapitalismus«, »Demokratie« und »Transparenz«: Wem der Ruf anhaftet, ein glühender Kapitalismusanhänger zu sein, der ist stigmatisiert. ­Selbiges gilt für den, der sich (aus welchen Gründen auch immer) der Demokratisierung weiter Gesellschaftsbereiche widersetzt, und für den, der sich gegenüber Transparenz in der Politik skeptisch zeigt. Sollte die Wissenschaft aber auf die Verwendung der genannten Begriffe verzichten, weil sie in der Praxis normativ stark aufgeladen sind?

			Der Rechtsextremismusbegriff unterliegt dem obigen Einwand fast gar nicht. Heißt das, rechte Antidemokraten dürften im politischen Tagesgeschäft diskreditiert werden, linke aber nicht? Wenn ja: warum? In der Wissenschaft erübrigt sich dieser Schlagabtausch: Wer das Extremismuslabel – ob links, ob rechts – verwendet, ist in der Bringschuld, muss Argumente und Daten für sein Urteil vorlegen. Er oder sie plädiert damit nicht zugleich für eine bestimmte Umgangsform gegenüber Extremisten: »Wer bestimmte ideologische Positionen oder Organisationen, die sie vertritt, als ›extremistisch‹ einstuft, zieht eine Demarkationslinie, gibt einen warnenden Hinweis, weist auf eine (potenzielle) Gefahr hin, tritt aber nicht zwangsläufig für Verbote oder andere repressive Formen der Auseinandersetzung ein« (Backes 2010: 30). Zugleich dient beim Linksextremismusbegriff weder die Kritik am Kapitalismus noch die Forderung nach einem Sozialismus per se als Anhaltspunkt für antidemokratische Bestrebungen. Es hängt vielmehr von der konkreten Ausgestaltung des Sozialismus ab, von der Entschädigung etwaiger Enteignungen, von den damit verbundenen politischen Ordnungsvorstellungen und von den vorgeschlagenen »Wegen« (z. B. Revolution) zum Sozialismus (vgl. Pfahl-Traughber 2013).

			5) Mangelnde analytische Reichweite. Der Linksextremismusbegriff könne wegen seines »formalistischen«, »statischen« Ansatzes »Prozessdynamiken, Ambivalenzen und unintendierten Effekten« (Gmeiner/Micus 2018: 30) nicht auf den Grund gehen. Die Feststellung mag stimmen (oder auch nicht), der Punkt ist: All dies intendiert die Extremismusforschung nicht. Es geht ihr um die Identifikation von – um die Begriffe der ­internationalen Forschung zu gebrauchen – illoyalen und semiloyalen Opponenten in der Demokratie (vgl. zuletzt Levitsky/Ziblatt 2018). Womöglich ist der Begriff der linken Militanz für die oben genannten Zwecke geeigneter als der des Linksextremismus. Das spräche aber nicht für eine Ersetzung, sondern allenfalls eine Ergänzung des letztgenannten. Warum sollten extremismustheoretische Analysen nicht mit sozialkonstruktivistischen, sozial­psychologischen, kommunikationstheoretischen, einstellungsbasierten oder sozialisationstheoretischen Ansätzen kombiniert werden? Für all diese Anwendungen gibt es bereits empirische Beispiele. Außerdem: Konsequent zu Ende gedacht, müsste dem Begriff des Rechtsextremismus dann der der rechten Militanz beigestellt werden.

			6) Grauzonenproblematik. Der Extremismusforschung wird – ähnlich dem vorherigen Kritikpunkt – bisweilen vorgehalten, sie könne wegen ihres »klassifikatorischen« Ansatzes Grauzonen zwischen Demokratie und Ex­­tremismus nicht recht erfassen – sei es, weil damit die Dynamik politischer Entwicklungen (bei einer Person oder Organisation) übersehen werde; sei es, weil es Phänomene gebe, die weder zu 100 Prozent demokratisch noch extremistisch sind; sei es, weil die Ablehnung einzelner Demokratieelemente sowie die vollständige Zurückweisung des demokratischen Verfassungsstaates »in einen Topf geworfen werden« (siehe kritisch dazu Thieme 2018). Was die zeitliche Entwicklung angeht, so nimmt die Extremismusforschung sehr wohl Veränderungsprozesse in der politischen Landschaft wie in individuellen Biografien wahr – eben weil sie transparent mit den Kriterien des demokratischen Verfassungsstaates operiert. Die Mäßigung der Partei Die Linke wie die Radikalisierung der AfD bieten hierfür zwei Beispiele. Was wiederum Phänomene angeht, die demokratiekompatible ebenso wie extremistische Positionen vertreten: Auch diese können mithilfe des Extremismusbegriffs analysiert werden. Der Ansatz der Extremismusforschung ist typologisierender, nicht klassifikatorischer Art. Das heißt, es kann sehr wohl Parteien, Vereine oder Personen geben, die »zwischen den Stühlen sitzen«, (eher) demokratische und (eher) extremistische Strömungen beherbergen. Hier muss nach den internen Größen- und Machtverhältnissen gefragt werden. Selbst wenn ein Extremismusforscher oder eine Extremismusforscherin auf einer trennscharfen Grenzziehung bestünde, ließe diese sich einhalten, indem schlicht nicht Organisationen oder Personen als Ganzes beurteilt werden, sondern etwa einzelne Strömungen oder Aussagen. Ebenso kann nach dem »Ausmaß antidemokratischer Intensität« (Thieme 2018: 27) unterschieden werden, ohne alles »in einen Topf zu werfen«.

			7) Fremdzuschreibung. Der Linksextremismusbegriff sei eine reine Fremdzuschreibung, die den »Feldzugang« bei der sozialwissenschaftlichen Analyse versperre (vgl. Gmeiner/Micus 2018: 31). Beides stimmt, aber sollte man deshalb von einer demokratie- beziehungsweise extremismustheoretischen Einordnung Abstand nehmen? Im Kern ist es egal, welches Label dafür verwendet wird, aber die Haltung zu den Grundpfeilern des demokratischen Verfassungsstaates ist nicht zweitrangig. Das ist das inhaltliche Gegenargument. Das formale: Besteht nicht die Gefahr, dass man jemandem »auf den Leim« geht, wenn man unreflektiert und unkritisch dessen Eigenbegriff als objektive Realitätsbeschreibung anerkennt? Zumal sich so gut wie alle Extremisten als die »wahren« Demokraten verstehen. Das pragmatische Argument (Versperrung des Datenzugangs) wiegt schwerer: Wer im »Feld« offensiv mit dem Linksextremismusbegriff hantiert, riskiert, auf Ablehnung gegenüber Interviews, Beobachtungen und Inhaltsanalysen zu stoßen.

			8) Heterogenität »linksextremer« Phänomene. Die Phänomene, die unter dem Rubrum »Linksextremismus« firmieren, seien zu heterogen, um sie mit einem Oberbegriff zu belegen, lautet ein weiterer Einwand (vgl. etwa Neugebauer 2001: 23 f.). Anarchismus, Marxismus und (wenn man die Zwischenkategorie zulässt) die Autonomen verfolgen in der Tat höchst unterschiedliche Ziele. Das trifft auf den historischen ­Nationalsozialismus, die Vertreter der sogenannten Konservativen Revolution, den Flügel in der AfD und die rechtsextreme Terrorgruppe Nationalsozialistischer Untergrund gleichfalls zu – käme jemand deshalb auf die Idee, den Rechtsextremismusbegriff fallen zu lassen? Vielmehr gibt es übergreifende Gemeinsamkeiten: beim Rechtsextremismus die Ablehnung des grundlegenden Gleichheitspostulats, beim Linksextremismus dessen Verabsolutierung (nicht: dessen Erstreben); bei beiden der Konflikt mit dem demokratischen Verfassungsstaat.

			9) Außenseiterkonzeption. Der (Links-)Extremismusbegriff sei ­­untauglich, weil er kaum verwendet werde, eine Außenseiterkonzeption repräsentiere (vgl. Butterwegge 2008: 37; Jaschke 2006: 84; Neugebauer 2001: 13). Was die Extremismusforschung hier untersucht, werde ansonsten von der Bewegungs-, Diktatur-, Mentalitäts-, Parteien-, Revolutions-, Subkultur-, Terrorismus- und Transformationsforschung erfasst. Von einer eigenständigen Linksextremismusforschung könne keine Rede sein, lautete darum lange Zeit eine Kritik. Die Bedeutung dieses Forschungsbereichs ausweislich der Publikationszahlen und Suchtreffer bei Google hat in den letzten Jahren jedoch massiv an Bedeutung gewonnen. Ist der Begriff, da er nun häufiger als früher verwendet wird, tauglicher geworden? Die Argumentation mit Mehrheiten mag ein Indiz für Forschungskonjunkturen liefern, aber wer daraus eine Daseinsberechtigung eines Forschungsbereichs ableitet, verwechselt nicht nur Wissenschaft mit Politik, sondern begeht auch einen Sein-Sollen-Fehlschluss.

			10) Idealisierung der »Mitte«. Es heißt, indem der Extremismusbegriff einerseits stigmatisiert und andererseits als Gegenstück zu einer »Mitte« gedacht werde, erhalte diese eine Aufwertung, ja eine Idealisierung (vgl. Kopke/Rensmann 2000; Riedl/Micus 2017: 18 f.). Das Wort »Mitte« hängt mit dem (Links-)Extremismusbegriff nur mittelbar zusammen. Es versteht sich von selbst, dass antidemokratische Bestrebungen natürlich nicht allein an den gesellschaftlichen »Rändern« (z. B. in sozial desintegrierten Milieus) beheimatet sind oder sein müssen. Darüber hinaus gibt es Extremisten natürlich auch in der »Mitte«, also im gesellschaftlichen Mainstream, mitten »unter uns«. Es gibt sie auch in größeren Parteien, Vereinen und Gewerkschaften (nur spielen sie dort meist eine marginale Rolle). Umgekehrt heißt das: Dass jemand rechts der Union oder links der SPD steht, macht ihn nicht per se zum Extremisten. Die Einschätzung hängt auch nicht davon ab, ob sich jemand am oberen beziehungsweise unteren Ende des sozialen Schichtgefüges oder außerhalb des »Mainstreams« beziehungsweise der »Konsenskultur« befindet. Einzig die Haltung zur konstitutionellen Demokratie zählt.

			3.2	Berechtigte Kritik am Linksextremismusbegriff

			Der Linksextremismusbegriff ist auch aufgrund einiger fundamentaler Einwände umstritten, die schwer zu widerlegen oder abzuschwächen sind. Dazu zählen neben der stigmatisierenden Wirkung, die vom Extremismusbegriff in der Praxis ausgeht und die daher zum vorsichtigen Umgang mahnt, die folgenden:

			1) Schwammigkeit des (Links-)Extremismusbegriffs. Der (Links-)Extremismusbegriff sei vage, unscharf, ja mehrdeutig und verkompliziere die Typologisierung (vgl. zuletzt Fuhrmann 2019: 84 f.; Stöss 2008). Der Einwand bezieht sich darauf, dass seitens der Extremismusforschung bislang einerseits höchst unterschiedliche Werte und Prinzipien geltend gemacht wurden, um Extremismus von Demokratie zu scheiden.4 Andererseits seien diese Werte und Prinzipien abstrakt und könnten unterschiedlich verstanden werden. Gegen die Unterschiedlichkeit der Definitionen von Demokratie – sie bilden den Ausganspunkt jeder Extremismusdefinition – ist kein Kraut gewachsen. Anders als bei der sicherheitsbehördlichen Verwendung des Extremismusbegriffs ist terminologischer Pluralismus in der Wissenschaft aber gang und gäbe und darüber hinaus wünschenswert. Was die Interpretationsoffenheit der Kriterien angeht, so muss die Extremismusforschung in der Tat »nachlegen«. Eine Möglichkeit bestünde darin, statt auf die abstrakten, »schwammigen« Werte und Prinzipien der Demokratie vielmehr auf ihre konkreten politischen Institutionen (z. B. freie und faire Wahlen, effektive Gewaltenkontrolle, Rechtsstaat, politische und Bürgerrechte) zu schauen (vgl. Mannewitz 2018). Um Extremismus festzustellen, müsste man nach Anzeichen für eine prinzipielle Ablehnung dieser Institutionen fragen.

			2) Beliebigkeit der Kriterienanwendung. Indem die Extremismusforschung nicht allein die »offene« Demokratiefeindschaft in den Blick nimmt, sondern auch solche, die sich in der Öffentlichkeit zurückhält (Mimikry betreibt), öffne sie der beliebigen Anwendung ihrer Kriterien Tür und Tor (vgl. Fuhrmann 2019: 85 f.). Das Ziel der hier kritisierten Praxis ist es, auch Extremisten, die einer Legalitätstaktik folgen (wie die Nationalsozialisten), auf die Schliche zu kommen. Der Einwand dagegen ist vor allem forschungspraktischer Natur: Wenn keine offensichtlichen Anhaltspunkte für Extremismus vorliegen, begeben sich Extremismusforscherinnen und -forscher auf das Gebiet der Interpretation und Antizipation. Das gilt indes nicht nur für sie, sondern für alle, die eine Destabilisierung der Demokratie möglichst frühzeitig erkennen wollen (vgl. jüngst Levitsky/Ziblatt 2018). Das Problem ist nicht »kleinzureden«. Es wiegt für die Wissenschaft allerdings weniger schwer als für die Sicherheitsbehörden, aus deren Analysen zum Teil rechtliche Konsequenzen für die Akteure erwachsen (Überwachung, Erscheinen im Verfassungsschutzbericht, Parteiverbotsdebatten etc.). Die Forschung hat Außenstehenden gleichwohl plausibel zu machen, warum sie zu welcher extremismustheoretischen Einschätzung gelangt. Über diese Urteile lässt sich sodann diskutieren.

			3) Etablierung von Freund-Feind-Denken. Der (Links-)­Extremismusbegriff be­­fördere eben jenes Freund-Feind-Denken, das die Extremismusfor­schung an ihren Untersuchungsobjekten feststellt (vgl. Mannewitz 2018: 33). An dieser Kritik ist insofern etwas dran, als die normative Grund­position des Forschungszweigs (Verteidigung der Demokratie) in Verbin­dung mit seinem dichotomischen Ansatz (Demokratie hier, ­Extremismus da) tatsächlich derartigen Dynamiken Vorschub leistet. Das bedeutet nicht, dass die Forscherinnen und Forscher überall gleich Extremismus wittern, der Extremismusbegriff verführt aber dazu, andere demokratiegefährdende Momente, die nicht zweifelsfrei als extremistisch gelten, zu übersehen – etwa weil diese das Vertrauen in die demokratischen Institu­tionen und Politiker untergraben, Missverständnisse über die Funktionsweise des Parlamentarismus kultivieren oder übertriebene Wertmaßstäbe für die Demokratie setzen, an denen diese nur scheitern kann. All dies tun Populisten, an deren Analyse Extremismusforscher aber nur insofern teilhaben, als sie etwa deren systemtransformatives Potenzial beleuchten. Zugleich verleitet die für die Extremismusforschung typische Dichotomisierung dazu, in Menschen oder Organisationen, die extremistische Positionen vertreten, andere Standpunkte, Grautöne, Ambivalenzen und Entwicklungen zu übersehen – insbesondere vor dem Hintergrund des folgenden Kritikpunkts.

			4) Unglaubwürdige Äquidistanz. Die normative Extremismusforschung betont immer wieder, wie wichtig es sei, eine äquidistante Haltung gegenüber allen Formen des Extremismus zu wahren, das heißt nicht mit »zweierlei Maß« zu messen, wenn es um die Beurteilung der Demokratiefeindschaft geht. Wenn es aber keine Rolle spielt, aus welchem politischen Lager ein Angriff auf die Demokratie erfolgt, warum wird dann auf die Links-rechts-Unterscheidung zurückgegriffen (vgl. Mannewitz 2018: 33)? Es be­­steht ein Widerspruch zwischen dem Äquidistanzgebot und der Popularität politischer Richtungsbegriffe. Das Erstgenannte legt gewissermaßen eine »Blindheit« für die politischen Motive der Demokratiefeindschaft nahe, die Letztgenannten thematisieren die Motive. Zur Einschätzung des Gefährdungspotenzials (siehe Kapitel 8) sowie zur Beurteilung, welche Aspekte von Demokratie warum »unter Beschuss geraten«, sollten andere Aspekte in den Fokus rücken als das politische Selbstverständnis (etwa als »links«) – beim Gefährdungspotenzial etwa die öffentliche Unterstützung und die Anwendung von Gewalt, bei der Qualität der Demokratieablehnung etwa die konkrete abgelehnte Institution (vgl. Mannewitz 2018).

			5) Unvollständigkeit des Links-rechts-Kontinuums. Ein weiterer Einwand wurde mit dem Auftauchen des globalen islamistischen Terrorismus zu Beginn der Nullerjahre laut – dass nämlich die Links-rechts-Achse an Aussagekraft eingebüßt habe (vgl. Mannewitz 2018: 32; Neugebauer 2001: 17, 19). In der Tat liegt die »Religionsachse« quer zur Links-rechts-Achse. Und wie verhält es sich mit Phänomenen, die rechte wie linke Versatzstücke in ihrer Ideologie verschmelzen – eine für Osteuropa typische Erscheinung (vgl. Thieme 2008)? Das Links-rechts-Kontinuum verliert, während die politische Landschaft pluraler wird, an Bedeutung; das gilt mit Abstrichen auch für den Bereich der Extremismusforschung. Das ist unbefriedigend, weil sich neue Phänomene einer zweifelsfreien Zuordnung entziehen.

			3.3	Warum der Begriff dennoch gerechtfertigt ist

			Der (Links-)Extremismusbegriff ruft vielfach Widerwillen hervor – aus unterschiedlichen Gründen. Zum Teil beruhen die Gegenargumente auf wackeligen erkenntnistheoretischen Prämissen, zum Teil auf Fehlinterpretationen und Missverständnissen, ja auch Insinuationen. Einige Einwände sind hingegen handfester Natur. Warum – und wann – sollte man dennoch am Linksextremismusbegriff festhalten?

			Für den Extremismusbegriff spricht, dass er eine wichtige (wenngleich nicht die einzige) Unterscheidung für jene darstellt, die den liberalen demokratischen Verfassungsstaat gegen Angriffe verteidigen wollen. Manchmal richten diese Angriffe sich offensiv gegen den liberalen demokratischen Verfassungsstaat; manchmal wird dieser »nur« in Mitleidenschaft gezogen, weil andere politische Ziele als wichtiger gelten. Im Grunde ist es egal, ob man für die Frontstellung gegen den demokratischen Verfassungsstaat nun den Extremismusbegriff oder einen anderen verwendet. Der Extremismusbegriff hat sich aber durchgesetzt. Er hat den Vorteil, dass er nicht nur die Ablehnung des demokratischen Elements, sondern auch die des konstitutionellen, also gewaltenteilenden Elements erfasst.

			Für den Linksextremismusbegriff sprechen besonders seine Anschlussfähigkeit und seine komplexitätsreduzierende Wirkung. Eine Reihe sozial­psychologischer Untersuchungen hat gezeigt, dass Menschen ­erstaunlich häufig auf eine »Perlenheuristik« zurückgreifen, um sich ein Urteil über unübersichtliche politische Lagen zu verschaffen (Gigerenzer 2008: 150–156). Diese Heuristik beschrieb ursprünglich den Umstand, dass Wählerinnen und Wähler sich die Parteien auf einem Links-rechts-Kontinuum (ähnlich einer »Perlenkette«) vorstellen und ihren eigenen politischen Standpunkt gleichfalls auf diesem Kontinuum verorten können. Die Partei, die ihnen am nächsten liegt, ist dann jene, die sie wählen. Sie bewerten weniger die einzelnen Politikfelder und Positionen, sondern brechen die politische Komplexität auf eine einfache Dimension herunter. Um ein neues Phänomen zu beurteilen, schauen sie zuallererst, wo sie es auf dem Links-rechts-Kontinuum ansiedeln, um zu bestimmen, ob es sich für sie um eine politische Option handelt. Das würde den Erfolg der AfD beispielsweise damit erklären, dass ein relevanter Wähleranteil nicht etwa rechtsextrem ist, sondern sich schlicht rechts der Union sieht – just, wo die AfD sitzt.
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						Der Kampf gegen den Staat stellt ein Kernelement des Linksextremismus dar. Das Transparent auf dem bundesweiten »Aktionstag gegen Repressionen« in Berlin am 22. März 2014 spielt ironisch mit den Einschätzungen der Sicherheitsbehörden. Bildnachweis: imago images/IPON

					

				

			

			Der Psychologe Gerd Gigerenzer (2008: 155) hält die Anwendung einer solchen Heuristik in Situationen für sinnvoll, »in denen politische Institutionen sich entlang des Links-Rechts-Schemas anordnen und ihre Themen entsprechend präsentieren und polarisieren«. Mag die Links-rechts-Unterscheidung vor allem im demokratischen Spektrum an Bedeutung verloren haben, zur Unterscheidung politischer Extremismen trägt sie – neuen, sich dem Kontinuum entziehenden Phänomenen zum Trotz – häufig immer noch bei: »Die Rechts-Links-Dichotomie beweist an den Flügeln des politischen Spektrums größere Trennschärfe als im Mittelfeld« (Backes/Jesse 1997: 33). Das liegt vor allem an den unterschiedlichen Haltungen zum Gleichheitspostulat: Der Rechtsextremismus lehnt es ab, der Linksextremismus verabsolutiert es (vgl. Bobbio 1994).

			Für die Beibehaltung des Linksextremismusbegriffs spricht fürderhin, dass eine Alternative zur Beschreibung antidemokratischer, das Gleichheitspostulat verabsolutierender Phänomene außer Sicht ist. Seine stigmatisierende Wirkung in der politischen wie sicherheitsbehördlichen Praxis (auf die die Extremismusforschung kaum Einfluss hat) sollte indes zur bedachtsamen Verwendung anregen. Das steht einer aufmerksamen Beobachtung von Phänomenen, die die Demokratie anderweitig bedrohen (etwa der Machtgewinn der Wirtschaft und der Exekutive gegenüber der Legislative im Zuge einer sogenannten Postdemokratisierung – Crouch 2008), nicht im Wege.

			Schließlich: »Linksextremismus« stellt (wie »Rechtsextremismus« oder »religiöser Extremismus«) eine Spezifizierung des Extremismusbegriffs dar. Er deutet auf die Vielgestaltigkeit der Demokratieablehnung hin. Zu­­mal die Aufgabe des Richtungsbegriffs wohl die Verständigung zwischen Wissenschaft und Praxis (sowie innerhalb der Wissenschaft) verkomplizieren würde, weil jeder bei »Extremismus« etwas anderes im Sinn hätte als sein Gegenüber. Der Begriff dient – so umstritten er sein mag – der Kommunikation.

			In drei Fällen scheint der Linksextremismusbegriff innerhalb der Wissenschaft aber tatsächlich mehr Schaden als Nutzen anzurichten: erstens, wenn es darum geht, den Zugang zum Feld, also zu linksextremen Milieus und Szenen, zu eröffnen. Dass ein Teil der Linksextremen die »Schotten dicht« macht, sobald er das Wort »Linksextremismus« hört, und so eine Datenerhebung verhindert (Explorationsverweigerung), spricht für eine sparsame Verwendung beziehungsweise eine Umgehung des Linksextremismusbegriffs während der Datenerhebung. Die Akteure müssen gleichwohl Bescheid wissen, ob ihr Gegenüber ansonsten den Linksextremismusbegriff verwendet. Ein ausschließlich strategisch motivierter, kompletter Verzicht auf den Terminus im Feld ist forschungsethisch problematisch, weil der potenzielle Interviewpartner so bewusst irregeführt würde. 

			Das ist auch – zweitens – der Grund, warum der Begriff in der Präventionsarbeit zurückhaltend verwendet werden sollte. Er wirkt dort kontra­produktiv (siehe Kapitel 9.3). Schließlich sollte – drittens – der Links­ex­tremismusbegriff dann allenfalls eine untergeordnete Rolle spielen, wenn es nicht um die übergreifende, vergleichende Einschätzung antidemokratischer Gefährdungslagen beziehungsweise eine erste explorative Sondierung neuer Phänomene geht, sondern um die Analyse einzelner Organisationen oder Personen, um Einzelfallbetrachtungen also. Statt nach der politischen Provenienz sollte vielmehr nach den konkreten Anhaltspunkten für eine Frontstellung gegen den demokratischen Verfassungsstaat gefragt werden – sowie nach den in der Ideologie und Programmatik angelegten Ursachen: Es kann schließlich nicht um die Diskreditierung alternativer, (radikal) linker Politikentwürfe gehen, sondern nur um die Haltung zur liberalen konstitutionellen Demokratie.

			Anmerkungen

			
				
					3		Der Begriff ist missverständlich: Selbst die Verfassungsschutzbehörden fragen nicht nach einer »Verfassungstreue« im Sinne einer offenen Unterstützung aller Grundgesetzartikel.

				

				
					4		Etwa (1) Pluralismus, Gewaltenkontrolle und Menschenrechte; (2) Menschenwürde, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit; (3) Gewaltenkontrolle, Freiheitssicherung und Pluralismus; (4) die Fundamentalgleichheit aller Menschen, Menschen- und Bürgerrechte, Konstitutionalismus, Rechtsstaatlichkeit, das Mehrheitsprinzip, Minderheitenschutz, ein Konkurrenzverständnis von Demokratie, politischer und gesellschaftlicher Pluralismus, das Repräsentativitätsprinzip (siehe weiterführend dazu Mannewitz 2018: 31 f.; Fuhrmann 2019: 84 f.).

				

			

		


	
			4	Welche Forderungen sind demokratisch, welche linksextrem?

			Linksextremisten verfolgen – auch aus demokratischer Sicht – eine Reihe grundsätzlich hehrer Ziele: Ihr Einsatz für das Menschenrecht (sozialer) Gleichheit im Sinne von Antidiskriminierung und Chancengleichheit, ihre Aktivität gegen Rechtsextremismus sowie ihre Forderungen nach einer freiheitlichen Lebensweise gehören fraglos dazu. Zugleich heiligt der Zweck nicht die Mittel – stehen die mitunter demokratischen Absichten in einem Spannungsfeld zu deren extremistischer Umsetzung, widersprechen sich Theorie und Praxis. Ob es sich angesichts solcher Ambivalenzen um grundsätzlich demokratische oder extremistische Standpunkte handelt, beurteilt der Extremismusforscher Armin Pfahl-Traughber (2013: 197) am Beispiel von Sozialismusforderungen abwägend: »Eine Antwort lässt sich nicht im Sinne eines klaren Ja oder Nein formulieren. Es kommt bei der Analyse einschlägiger Positionen vielmehr darauf an, welche politischen Implikationen mit Einwänden gegen den Kapitalismus und Forderungen nach Sozialismus verbunden sind. Auch bedarf es des gesonderten Blicks auf die Reichweite der Kapitalismuskritik und die Vorstellungen vom Sozialismus. Diese methodischen Hinweise machen schon die argumentative Notwendigkeit der inhaltlichen Differenzierung deutlich.« Welche zentralen Anliegen von Linksextremisten nicht per se antidemokratisch sind beziehungsweise warum und ab wann bestimmte Auffassungen als unvereinbar mit demokratischen Prinzipien zu gelten haben, soll exemplarisch an drei zentralen Handlungsfeldern von Linksextremisten (Antikapitalismus, Antifaschismus und Antigentrifizierung) aufgezeigt ­werden.

			4.1	Kapitalismuskritik und demokratischer Sozialismus versus Systemüberwindung

			Die Frage nach der (Un-)Vereinbarkeit von Demokratie und Kapitalismuskritik beziehungsweise Sozialismusvorstellungen wird in Politik, Wissenschaft und Öffentlichkeit hochgradig kontrovers beantwortet. So kommen die für lange Zeit gemeinsam an der Freien Universität Berlin lehrenden Politikwissenschaftler Richard Stöss und Klaus Schroeder zu ganz unterschiedlichen Antworten. Nach Ansicht des Erstgenannten ist Antikapitalismus schwerlich als verfassungswidrig zu bezeichnen (vgl. Stöss 2011: 301), während sein Kollege gemeinsam mit Monika Deutz-Schroeder die Überwindung des Kapitalismus als ein Kernmerkmal einer linksextremistischen Einstellung definiert (vgl. Schroeder/Deutz-Schroeder 2015a: 583).

			Das Problem: Es gibt ganz offensichtlich unterschiedliche Interpretationen davon, was genau unter Kapitalismuskritik und Sozialismusforderungen zu verstehen ist – es sind demokratische und (links)extremistische Begriffsdeutungen zu differenzieren (siehe hierzu im Einzelnen Meyer 2017; Mannewitz 2017). Bezieht sich die Kapitalismuskritik nur auf das Wirtschaftssystem, das es durch demokratische Prozesse sozialverträglich zu reformieren gilt, dann wäre das die demokratische Form von Kapitalismuskritik. Demgegenüber steht die Vorstellung von Kapitalismus als Herrschaftssystem, den es insgesamt zu beseitigen gelte, da er unvereinbar mit »wahrer« Demokratie sei – die extremistische Variante von Kapitalismuskritik. Eben diese begriffliche Unbestimmtheit öffnet politischer Instrumentalisierung Tür und Tor – führt zu Verharmlosung und Denunziation gleichermaßen: Verharmlosung, wenn im Zusammenhang mit Sozialismusforderungen von einem Systemwechsel die Rede ist, der sich angeblich nur auf den Wandel des Wirtschaftssystems bezieht. Tatsächlich jedoch dient »der Kapitalismus« häufig als Chiffre für den abgelehnten demokratischen Verfassungsstaat – es wird dann unscharf von einem neuen »sozialistischen« Gemeinwesen gesprochen. Umgekehrt handelt es sich um Denunzierungsversuche, wenn legitime Vorstellungen nach mehr sozialer Gerechtigkeit und Umverteilung als Wiederanknüpfung an die Planwirtschaft der SED-Diktatur gebrandmarkt werden.
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						Die Kritik am Kapitalismus wird mit dem Ziel eines politischen Systemwechsels verbunden. Transparent auf einer Demonstration gegen steigende Mieten und den Stadtumbau. Berlin, 30. April 2018. Bildnachweis: imago images/snapshot

					

				

			

			Mag Kapitalismuskritik – ob demokratisch oder extremistisch – immer auch die Verquickung von Wirtschaft und Politik beziehungsweise Herrschaft mit in den Blick nehmen, sind beide Formen dennoch so sauber wie möglich voneinander zu trennen: Was genau wird abgelehnt? In demokratischer Lesart steht »Kapitalismus« für eine auf Privateigentum, freiem Markt und dezentralen Entscheidungen basierende Wirtschaftsordnung. Kritik im demokratischen Rahmen bezieht sich folglich auf die soziale, politische und ökonomische Mäßigung der Marktwirtschaft (vgl. Mannewitz 2017: 298 f.). Die gesellschaftliche Unterstützung einer solchen Mäßigung und damit der demokratischen Kapitalismuskritik spiegelt sich im Ausmaß der Wohlfahrtsstaatlichkeit wider – hierbei stehen sich »liberale« und »soziale« Demokratien gegenüber. In erstgenannten beschränkt sich die Staatstätigkeit auf zentrale Ordnungsfunktionen (Verteidigung, Sicherheit, Verwaltung) und eine minimale soziale Absicherung (geringe Arbeitnehmerrechte und Gesundheitsfürsorge). Der Wert individueller Freiheit und Leistungsfähigkeit wird gegenüber dem Sozialstaatsprinzip höher eingestuft. Schwache Wohlfahrtsstaatlichkeit prägt vor allem die angelsächsischen Demokratien wie Australien, Großbritannien und die USA.

			Den Gegenpol verkörpert die »soziale« Demokratie. Mittels weitreichender staatlicher Umverteilung zielt sie auf die umfassende soziale Sicherung der Bürgerinnen und Bürger, um eine größtmögliche Gleichheit der Lebenschancen zu gewährleisten (Bildung, Einkommen, Gesundheit, Wohnen usw.). Demokratische Wohlfahrtsstaatlichkeit ist beispielsweise in Skandinavien und in den Beneluxstaaten stark ausgebaut (vgl. Kailitz 2007: 302–304). Zusammenfassend: Den Idealtypen eines strikten Gegensatzes von Kapitalismus und Sozialismus stehen in der Praxis demokratischer Staaten sozial-marktwirtschaftliche Ökonomien gegenüber, in denen sich die Mechanismen von freiem Wettbewerb und staatlicher Umverteilung in unterschiedlichem Ausmaß ergänzen.

			In linksextremistischer Lesart meint der Kapitalismusbegriff nicht allein die ökonomische Ordnung, sondern die Verbindung von Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Bei offen linksextremistischen Organisationen schließt die Überwindung des kapitalistischen Wirtschaftssystems die Überwindung der Demokratie ein, da das ökonomische vom politischen System abhänge. Dies wird entweder aufgrund des Absolutheitsanspruches und des ideologischen Rigorismus dieser Akteure ungefiltert ausgesprochen oder entsprechende Organisationen verschweigen aus strategischen Gründen das Ziel eines politischen Systemwechsels – dann ist zumeist von einer »Überwindung des Kapitalismus« die Rede.5 Statt einer Strategie ist jedoch auch denkbar, dass schlicht kein ausgefeilter Plan jenseits der Beseitigung des Kapitalismus existiert.

			Differenzierter sind Organisationen zu betrachten, deren linksextremistischer Charakter weniger deutlich zutage tritt. Aufgrund der inneren Heterogenität dieser Organisationen und des Wunsches, Teile der Wählerschaft nicht zu verschrecken, bleiben deren Vorstellungen von »Kapitalismus« und »Sozialismus« oft bewusst vage, was zwei Funktionen erfüllt. Einerseits ermöglicht es ihnen, ganz verschiedene Positionen unter einem Dach zu vereinen: orthodoxe Marxisten und Gewerkschafter, Trotzkisten ebenso wie strikte Sozialstaatsbefürworter. Ein unscharfer Sozialismusbegriff bündelt somit ein ganzes politisches Spektrum, das von einem stärkeren demokratischen Wohlfahrtstaat bis hin zu einer kommunistischen Diktatur reicht. Andererseits dient die Kapitalismuskritik der Akzeptanz nach außen. Da eine solche in weiten Teilen der Bevölkerung salonfähig ist, eröffnen sich für Linksextremisten Möglichkeiten, an demokratische Parteien und Bewegungen anschlussfähig zu sein und für ihre politischen Ziele zu werben. Praktische Beispiele hierfür liefern Großproteste wie Anti-G20, Occupy und die Demonstrationen gegen Hartz IV, bei denen sich Autonome und Mitglieder linksextremistischer Parteien und Organisationen unter die Teilnehmenden mischen. Dass die einen für eine stärkere wirtschaftliche Regulierung, die anderen für eine politische Revolution kämpfen, gerät dabei in den Hintergrund.

			Wegen solcher Interpretationsspielräume bleibt summa summarum fraglich, ob »antikapitalistisch« auch zwangsläufig »antidemokratisch« bedeutet. Dagegen spricht, dass erstens eine demokratische Grundordnung – zumindest theoretisch – nicht unvereinbar sein muss mit einer kollektiven Produktionsweise, und zweitens auch kapitalismuskritische Ansätze innerhalb der pluralistischen Demokratien allgegenwärtig sind. Kapitalismuskritik und Sozialismusforderungen können demnach linksextremistischer, aber auch demokratischer Natur sein. Wichtiger scheint in diesem Zusammenhang, wie eine sozialistische Alternative demokratisch aussähe und mit welchen Mitteln sie erreicht werden soll. Der Unterschied zwischen demokratischen und linksextremistischen Kapitalismuskritiken und Sozialismusforderungen liegt in der Bedeutung individueller Freiheiten und Rechte. Das Eigentumsrecht stellt eine Schnittmenge von Demokratie und Kapitalismus dar. Wann immer Menschen entschädigungslos oder willkürlich enteignet werden sollen, wird daraus ein Angriff auf ein zentrales Menschen- und Grundrecht. Auch die Frage, was mit der sozialistischen Ökonomie passiert, sollte sich die Utopie von einem besseren Leben nicht einstellen und die Mehrheit der Menschen gegen das (Wirtschafts-)System opponieren, lässt zumindest eine theoretische Unterscheidung einer demokratischen und einer extremistischen Sozialismuskonzeption zu (vgl. Mannewitz u. a.2018: 84).

			Was für den extremistischen Charakter von Sozialismusvorstellungen spricht: In der Praxis ging oder geht in keinem Land der Welt eine vollständig sozialistische Wirtschaftsweise mit einer demokratischen Staatsform einher. Zudem bleiben zwei zentrale Fragen auf dem Weg zu einer kollektiven Wirtschaftsordnung unter Wahrung demokratischer Prinzipien offen: Erstens, wie soll eine vollständige Entschädigung für die Verstaatlichung von Unternehmen realisier- beziehungsweise finanzierbar sein? Und zweitens, was passiert, wenn sich nach einer gewissen Zeit die Mehrheit der Bevölkerung bei Wahlen gegen das sozialistische Modell entscheidet und eine Rückkehr zur Marktwirtschaft anstrebt? Anhängerinnen und Anhänger dezidierter Sozialismusforderungen sind plausible Antworten auf beide Fragen bislang schuldig geblieben.

			4.2	Kampf gegen Rechtsextremismus versus linksextremistischen Antifaschismus

			Das Engagement gegen den Rechtsextremismus, im Jahr 2000 vom damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder als »Aufstand der Anständigen« bezeichnet, stellt ein vorrangiges gesellschaftliches und sicherheitspolitisches Ziel der bundesdeutschen Demokratie dar – und ist zugleich eines der zentralen Aktionsfelder des Linksextremismus. Darin gründet großes Konfliktpotenzial, besteht doch unter Demokraten keine Einigkeit darüber, ob beim »Kampf gegen rechts« der Schulterschluss mit linken Antidemokraten gesucht werden sollte. Petra Köpping (SPD), zum Zeitpunkt der Aussage sächsische Integrationsministerin, bejahte dies indirekt: »Ich will weder mit Nazis noch über Nazis reden – wir müssen sie bekämpfen! […] Wer klare Haltung gegen Rechts zeigt, ist nicht links, sondern Demokrat« (Köpping 2019). Gegen eine solche Allianz wendet sich der Politikwissenschaftler Eckhard Jesse (2019: 37): »Die Alternative heisst eben nicht: demokratisch contra rechtsextremistisch. Wer nicht rechtsextremistisch ist, muss keineswegs demokratisch eingestellt sein.« Ähnlich argumentiert Pfahl-Traughber (2008): »Auch wenn jeder überzeugte Demokrat auch überzeugter Gegner des Faschismus sein muss: Antifaschismus ist keine per se demokratische Position.«

			Der Fehlschluss Köppings liegt auf der Hand. Zweifellos mag das En­­gagement gegen Rechtsextremismus aus einer demokratischen Position heraus eine ehrenwerte Haltung sein. Das gilt insbesondere für manche ländliche Regionen im Ostteil Deutschlands, in denen die rechts­extreme Subkultur tonangebend ist – dort Flagge gegen rechts zu zeigen, ist ein deutlich stärkeres Zeichen von Zivilcourage, als dasselbe in linksökologisch geprägten Großstadtmilieus zu tun, wo man »unter sich« bleibt. Indes: Antifaschismus kennzeichnet nicht per se eine prodemokratische Position, sondern definiert lediglich die Konfrontation mit dem Faschismus beziehungsweise Rechtsextremismus. Diese Gegnerschaft kann einer demokratischen Haltung entspringen, sie kann jedoch auch von einem antidemokratischen Standpunkt ausgehen: »Beim Antifaschismus erfolgt die primäre Identifikation der sich dazu Bekennenden eben nicht durch einen gemeinsamen Konsens hinsichtlich der Akzeptanz der Grundlagen eines demokratischen Verfassungsstaates, sondern durch die Ablehnung einer besonderen Ideologie oder Herrschaft in Gestalt des Faschismus. Dieses Verständnis schließt daher auch die Subsumtion von ­Antidemokraten unter den Begriff ›Antifaschismus‹ ein« (ebd.). 

			Gerade Kommunisten, wegen ihrer politischen Ansichten einer der Hauptfeinde der Nationalsozialisten und vielfach Opfer von deren Verbrechen, waren und sind ihrem Selbstverständnis nach durch und durch Antifaschisten. Ihre Interessen vertritt bis heute die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA). Außerhalb deren Milieu käme wohl niemand auf die Idee, Ernst Thälmann oder Erich Honecker eine demokratische Gesinnung zu attestieren. Gleichwohl gab es in der VVN-BdA in den vergangenen Jahren einen Generationswechsel und Einflussverlust der alten DKP-SED-Seilschaften. Es handelt sich mittlerweile weniger um zentral ausgerichtete Kaderstrukturen als vielmehr um eine eher offene Organisation. Allerdings ist eine kritische Auseinandersetzung der VVN-BdA mit ihrer eigenen Geschichte, ihrer Ablehnung der bundesrepublikanischen Demokratie und ihrer Nähe zur DDR nicht in Sicht. Wiederum anders ist der vollkommen entgrenzte Faschismusbegriff der RAF zu bewerten. Für deren Protagonisten galten Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur der Bundesrepublik in Gänze als faschistisch. 

			Was unterscheidet den demokratischen Kampf gegen Rechtsextremismus von linksextremistischem Antifaschismus? Eine demokratische antifaschistische Position ist durch die Anerkennung der grundlegenden Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates gekennzeichnet. Das heißt, demokratische Grundrechte werden prinzipiell auch jenen rechtsextremistischen Bestrebungen zugestanden, gegen die man sich zur Wehr setzt. Das Spektrum an demokratischen Aktivitäten und Initiativen gegen Rechtsextremismus ist breit: Es reicht von Präventionsmaßnahmen durch Aufklärungs- und Bildungsarbeit, die Förderung interkultureller Kompetenz und die Unterstützung zivilgesellschaftlicher Arbeit vor Ort über Betreuungsangebote für Opfer von rechtsextremer Gewalt bis hin zur politischen Einflussnahme, zum Beispiel durch Boykottaufrufe gegen rechtsextremistische Einrichtungen und Unternehmen sowie friedliche beziehungsweise legale Proteste gegen rechtsextreme Demonstrationen. Nicht jedes Mittel mag ein Zeichen von demokratischer Souveränität sein, wenn beispielsweise Gesetzesinitiativen darauf zielen, Rechtsextremisten in die Illegalität zu treiben und deren Demonstrationsgeschehen oder Parteitätigkeit (Stichwort: NPD-Verbot) zu verhindern – zumal eine erfolgreiche Präventionsarbeit im Sinne der geistig-moralischen Auseinandersetzung mit dem Thema Rechtsextremismus teilweise in einem Spannungsverhältnis zu Repressionsmaßnahmen steht. Letztgenannte verstärken ­Bunkermentalität und fördern ein »Jetzt erst recht«. Einen ähnlich unsouveränen Umgang mit Rechtsextremismus stellt die Forderung nach einer antifaschistischen anstelle einer antiextremistischen Klausel im Grundgesetz dar, wie sie die Partei Die Linke seit Jahren fordert. Ein Indiz für Linksextremismus sind solche rechtlichen Einengungen der Handlungsspielräume von Rechtsextremisten indes nicht; ebenso wenig, wenn Privateigentümer ihre Lokalitäten für deren Veranstaltungen nicht zu Verfügung stellen. Eine in diesem Zusammenhang besonders originelle Aktion: Bei einem Rechtsrockfestival im ostsächsischen Ostritz wurden von Gegendemonstranten 2019 die gesamten Biervorräte in der näheren Umgebung aufgekauft, um so die Besucher der Veranstaltung »trockenzulegen«.

			Zugleich fällt die klare Abgrenzung von demokratischem Antirechtsextremismusengagement und linksextremistischem Antifaschismus in der Praxis mitunter schwer. Das liegt einerseits an der Teilnahme von Demokraten an illegalen Aktionen (Stichworte: ziviler Ungehorsam, Sitzblockaden), andererseits an der Beteiligung von Linksextremisten am demokratischen Protestgeschehen. Doch der Antifaschismus dient aus Sicht des Linksextremismus nicht nur zur Mobilisierung von demokratischen Gefolgsleuten und zum internen Zusammenhalt des stark heterogenen linksextremistischen Lagers (vgl. Pfahl-Traughber 2017a: 315 f.). 
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						Doppelte Standards: Das Transparent der »Antifaschistischen ­Aktion« fordert mit humanitärem Impetus Solidarität mit den besonders Betrof­fenen der Corona-Pandemie. Das Plakat im Vordergrund ruft – mit dem­selben Logo – zur Gewalt gegen »Nazis« auf. Hamburg, 1. Mai 2020. Bildnachweis: imago images/Jannis Große

					

				

			

			Ebenso geht es um die positive Wahrnehmung von Antifa-Aktivisten in der Öffentlichkeit – mit Erfolg, worauf folgende Rede der Grünen-Politikerin Renate Künast im Deutschen Bundestag hindeutet: »Ich bin es ehrlich gesagt leid, wie wir seit Jahren darum kämpfen, dass NGOs und Antifa-Gruppen, die sich engagieren, um ihr Geld ringen und nur von Jahr zu Jahr Arbeitsverträge abschließen können. Sie müssen eine verlässliche Finanzierung haben« (YouTube 2020).

			Um linksextremistischen Antifaschismus handelt es sich, wenn – tatsächlichen ebenso wie vermeintlichen – Rechtsextremisten die Anerkennung von demokratischen Grundrechten sowie Menschenrechten prinzipiell verweigert wird. Auch hier ist das Spektrum an Handlungsoptionen breit: Es reicht von der Veröffentlichung von persönlichen Informationen im Internet (Nazi-Outing – vgl. Mannewitz 2013) bis hin zu Gewaltaktionen gegenüber Rechtsextremisten und deren Einrichtungen. Vor allem aber beschränkt sich der antifaschistische Kampf nicht auf den Rechtsextremismus, sondern es kommt zu einer weiten Auslegung dessen, was Linksextremisten unter »Faschismus« oder »Faschisten« verstehen. Missliebige, aber demokratische Positionen lassen sich so mehr oder weniger willkürlich als »faschistisch« verunglimpfen. Jede zuwanderungskritische Haltung gilt dann als Indiz für Neonazismus; die Vertreter einer solchen Haltung – wie der aus Protest gegen den Rechtsruck in seiner ehemaligen Partei ausgetretene AfD-Gründer Bernd Lucke – werden als Faschisten denunziert. Dass auch Demokraten zunehmend unreflektiert mit dem Faschismusbegriff umgehen, wenn zum Beispiel selbst die Unionsparteien regelmäßig von der AfD als »Nazis« sprechen, entschuldigt die Denunziationsstrategie der extremen Linken nicht. 

			Der Antifaschismus in seiner extremen Spielart schlägt mitunter nicht zuletzt den Bogen zum linksextremistischen Antikapitalismus. Als die eigentliche Ursache des Faschismus wird das kapitalistische Wirtschaftssystem angesehen. Nur der Aufbau einer sozialistischen Ordnung sei demnach in der Lage, die Wurzeln des Faschismus zu beseitigen. Wer sich gegen diese Forderungen wende, stehe für die Erhaltung des »faschistischen Staates« – häufig geraten so bürgerlich-konservative, aber ebenso linksliberale Parteien, die ökonomische wie kulturelle Elite und vor allem der »staatliche Repressionsapparat« unter Faschismusverdacht. Speziell die Polizei steht gleichsam für als »bürgerlich-kapitalistisch« diffamierte Ordnungsvorstellungen und »faschistische Tendenzen«. Im Zuge von antifaschistischen Protestveranstaltungen verschmelzen die Hassobjekte »Faschos« und »Bullen« – die Absicherung des Demonstrationsgeschehens durch die Polizei wird nicht als Gewährung demokratischer Grundrechte – auch für die Feinde der Demokratie – begriffen, sondern als Sinnbild einer unheil­vollen Allianz reaktionärer Kräfte aufgefasst, wie der verbreitete Schlachtruf »Deutsche Polizisten – Mörder und Faschisten!« verdeutlicht (Thieme 2019b: 95). Mit einer solchen Instrumentalisierung des Antifaschismusbegriffs spielen Linksextremisten dem Rechtsextremismus in die Karten und bewirken so das Gegenteil ihrer Intention – nämlich »die Verharmlosung der mit diesem Terminus eigentlich gemeinten politischen Bestrebungen« (Pfahl-Traughber 2008).

			4.3	Freiräume versus rechtsfreie Räume

			Antikapitalismus und Antifaschismus gehen mit einem weiteren zentralen Handlungsfeld des Linksextremismus Hand in Hand – dem häufig gewaltsamen Kampf um »Freiräume« in einer vermeintlich von skrupellosen Spekulanten, Faschisten und repressiven Staatsorganen dominierten Gesellschaft. Anlass der Konfrontation vor allem in boomenden Metropolen wie Berlin (Friedrichshain-Kreuzberg, Neukölln), Hamburg (Schanzenviertel, St. Pauli, Altona) und Leipzig (Connewitz, Plagwitz) ist der sozialstrukturelle Wandel bestimmter Stadtteile – die Soziologie spricht vom Prozess der Gentrifizierung (vgl. Kropp 2015: 751): Viertel mit günstigen Mieten ziehen Künstlerinnen und Künstler sowie Kreative, aber auch Studierende und Angehörige von jugendlichen Subkulturen an (Pioniere). Im Zuge dessen etablieren sich Bars und Restaurants, Szeneläden und Kulturangebote wie Galerien und Clubs, was zu einer Aufwertung der Stadtteile beiträgt, die das dortige Leben wiederum für zahlungskräftigere Bevölkerungsteile und somit für Investoren und Immobilienunternehmen (Gentrifier) attraktiv macht. Sanierungen und Neubauten führen zu steigenden Mieten oder zur Umwandlung in Eigentumswohnungen, an deren Ende meist die Verdrängung der alteingesessenen Bewohnerinnen und Bewohner und der spezifischen sozialen Milieus steht.

			
				
					
						[image: ]
					

					
						Hausbesetzungen haben mitunter das Ziel, sogenannte Freiräume zu erkämpfen. ­Hannover, Juni 2011. Bildnachweis: Florian Petrow

					

				

			

			Ebenso wie das Engagement gegen Rechtsextremismus und für mehr Verteilungsgerechtigkeit ist der Einsatz gegen eine »antisoziale Stadtentwicklung« kein antidemokratisches Handlungsfeld – im Gegenteil: Der Schutz von Angehörigen unterer sozialer Schichten und von sozialen Milieus, die sich solche Preissteigerungen nicht leisten können, hat mit Blick auf die Hauptaufgaben eines demokratischen Gemeinwesens (für Sicherheit und soziale Wohlfahrt zu sorgen) zentrale Relevanz. Verdrängungsprozesse in periphere Räume zulasten sozial Schwacher führen zu einer wachsenden sozialen Segregation und zur Gettoisierung – eine Herausforderung speziell vor dem Hintergrund jugendlicher Sozialisation (vgl. Schöne 2020: 145 f.). Zudem geht mit der erzwungenen Abwanderung eine erhöhte residenzielle Mobilität einher – und genau diese stellt einen wesentlichen Risikofaktor der Kriminalitätsbelastung dar. Denn je weniger Langzeitbewohner in einem Viertel zu Hause sind beziehungsweise je größer die Anzahl der Zu- und Fortzüge ist, umso geringer ist das Maß an nachbarschaftlicher wie privater Sozialkontrolle (vgl. Mühler 2017: 60).

			Zudem ist nicht nur die Erhaltung der traditionellen Wohnbevölkerung, sondern auch das Engagement zur Bewahrung eines bestimmten sozialen Milieus nachvollziehbar und legitim. Damit sind Personengruppen beschrieben, die einander als ähnlich empfinden, ähnliche kulturelle Wertorientierungen haben, ihre Umwelt in ähnlicher Weise interpretieren beziehungsweise gestalten und sich dadurch von Menschen anderer sozialer Milieus unterscheiden. Eine solche Lebensweise bringt für deren Angehörige zahlreiche Vorteile mit. Dazu zählen die Stärkung von Selbstverantwortung und der Zugewinn an individueller Entscheidungsfreiheit, da Gleichgesinnte ihre übereinstimmenden Lebensstile untereinander stärker realisieren können, ebenso wie neue solidarische Verhaltensmuster. Szeneviertel wie Berlin-Kreuzberg und Leipzig-Connewitz sind nichts anderes als weitgehend homogene soziokulturelle Orte des sozialökologischen Milieus.

			Für den Protest gegen Gentrifizierung beziehungsweise für den Erhalt solcher »Kieze« stehen zahlreiche demokratische Mittel zur Verfügung. Das Repertoire reicht von legalen Demonstrationen über Unterschriftensammlungen und direktdemokratische Initiativen bis hin zu Bürgerversammlungen und Dialogforen unter Einschluss verschiedener Interessengruppen. Insbesondere über die Einflussnahme auf die politischen Entscheidungen konnte in vielen Wohnquartieren eine Bestandssicherung der Milieus erreicht werden: durch Milieuschutzsatzungen und Wohngarantien, durch die Förderung von Kultur und sozialem Wohnungsbau sowie zuletzt wie in Berlin durch die Einführung eines »Mietendeckels«. Auch die Verstaatlichung von Flächen und Wohnraum kann eine Möglichkeit bieten, Verdrängungsprozessen zu begegnen, vorausgesetzt, eine nachteilsfreie Entschädigung ist gewährleistet.

			In der Diktion von Linksextremisten handelt es sich bei der ­Verteidigung von Stadtvierteln nicht um einen demokratischen Prozess, sondern um einen Notwehrakt zur Rettung ihrer »natürlichen« Umwelt. Mit dieser vermeintlichen moralischen Legitimation werden die Freiräume einer individualisierten Lebensweise des entsprechenden Sozialmilieus zu einer Art von rechtsfreiem Raum umgedeutet (»Bullenschweine raus aus ­unserer Stadt«)6. Zur Abschreckung von Eindringlingen rufen Linksextremisten in den von ihnen beanspruchten Gegenden – die immer noch ­öffentliche, keine privaten Räume sind – gezielt zu strafbaren Widerstands- und Ge­­waltaktionen auf wie Hausbesetzungen, Sachbeschädigungen an Fahrzeugen, Gebäuden und Baumaschinen bis hin zu Angriffen und ­Anschlägen auf Mitarbeiter von Baufirmen, Architekturbüros und der Polizei. Die Chronologie der linken Gewalt 2019 im Leipziger Süden zeigt deren Eskalation: Richteten sich Angriffe mit Steinen, Flaschen und Farbbeuteln zunächst gegen Gebäude wie das Bundesverwaltungsgericht und die Polizeiwache in Connewitz, folgten später mehrere Brandanschläge sowie der gewalttätige Überfall auf die Mitarbeiterin eines Bauunternehmens und schließlich die massiven Auseinandersetzungen in der Silvesternacht mit der Polizei (vgl. Winter 2020: 49 f.). Was Linksextremisten den »Reichen« vorwerfen – exklusive und sozial segregierte Viertel zu schaffen –, verteidigen sie in gleicher Weise. Sie beanspruchen für sich, legitimes privates Eigentum zu schützen. Doch im öffentlichen Raum haben prinzipiell alle das gleiche Recht, dort zu wohnen, wo sie wollen – »Yuppies« wie Alteingesessene. Das mag nicht jedem gefallen, aber auch unliebsame Entwicklungen gehören zum Wesen einer pluralistischen Demokratie.

			Wie im Fall des Antikapitalismus und des Antifaschismus nutzen Linksextremisten auch beim Kampf um ihre Viertel die Strategie, den Schulterschluss mit Teilen der Mehrheitsbevölkerung zu suchen. Da sich die Interessen größtenteils decken – die Sozialstruktur und den Lebensstil ihrer Stadtteile zu bewahren –, finden sie Unterstützung und Sympathien im linken demokratischen Lager. Im Fall der »Bedrohung« von außen werden die Kehrseiten geschlossener sozialer Milieus sichtbar: Diese bilden Parallelgesellschaften aus und fördern dadurch die Polarisierung. Das vermeintlich unaufgeforderte Eindringen in solche homogenen Räume erhöht die Intensität der Konflikte, wenn das dortige Selbst- und Weltbild infrage gestellt wird. Als Reaktion darauf erfährt die scharfe moralische Grenzziehung wiederum vielerorts Solidarität – »Bullen« beziehungsweise der »Polizeistaat« sowie das »faschistisch-kapitalistische System« gelten als der Inbegriff einer repressiven Bedrohung der eigenen Lebensführung. Das rechtfertigt teilweise auch bei Nichtangehörigen der linksextremistischen Szene die Enthemmung der Protestformen bis hin zur Gewalt gegen Personen (vgl. Pfahl-Traughber 2014: 184 f.).

			Insgesamt gilt: Auch eine zum Teil harsche Kritik an ­gesellschaftlichen Missständen ist kein Anzeichen von politischem Extremismus, sondern gehört zum Alltag einer gut funktionierenden Demokratie. Denn nicht Stillstand und Stagnation, sondern erst die Reform- und Anpassungsfähigkeit an den vielfältigen und beschleunigten sozialen Wandel sichert deren Existenz. Zugleich macht die Art und Weise des Protestes den Unterschied, ob es sich um legitime demokratische Mittel handelt oder die Veränderungen unter Einschränkung von demokratischen Grundfreiheiten umgesetzt werden sollen. Die Differenzierung mag im Einzelfall nicht immer einfach sein, gehen doch demokratische und (links)extremistische Absichten nicht selten ineinander über, wie die drei Beispiele in diesem Kapitel aufgezeigt haben. Als grobe Richtschnur kann jedoch die Frage nach der Wahrung oder Verletzung elementarer Grund- und Menschenrechte als Kernmerkmale einer Demokratie dienen. Bleiben ­politische Rechte (Meinungs-, Versammlungs-, Informations- und Organisationsfreiheit) und bürgerliche Freiheitsrechte (individuelle Schutzrechte, Gleichbehandlungsgrundsätze sowie Eigentum- und Besitzrechte) unangetastet, darf es keine Vorbehalte im Sinne der Bewahrung eines Status quo geben. Sollen diese Grundrechte eingeschränkt werden oder nicht für alle gleichermaßen gelten – beansprucht man quasi deren Exklusivität für sich –, widerspricht dies einem demokratisch pluralistischem Wettbewerb, mögen die linksextremen Ziele im Sinne einer Gemeinwohlorientierung auch noch so ehrbar sein.

			Anmerkungen

			
				
					5		Siehe zur wissenschaftlichen Abgrenzung der zentralen Begriffe Systemwechsel, -wandel und -transformation Merkel (2010: 65 f.).

				

				
					6		Aufschrift eines Flugblatts aus dem Jahr 2019 in Leipzig/Connewitz, zitiert nach Winter (2020: 50).

				

			

		


	
			5	Was ist das Problem an linkem Extremismus?

			5.1	Entschädigungslose Enteignung

			In aller Deutlichkeit: Niemand ist allein deswegen Extremist, weil er den Kapitalismus (vehement) kritisiert oder gar rundheraus ablehnt. Und niemand ist allein deswegen Extremist, weil er sich für den Sozialismus einsetzt. Es kommt vielmehr darauf an, was genau unter »Kapitalismus« verstanden wird und wie genau der angestrebte Sozialismus aussehen soll (siehe Kapitel 4). Im Grundsatzprogramm der Partei Die Linke heißt es (2011: 5 f.): »Wir wollen eine demokratische Vergesellschaftung weiterer strukturbestimmender Bereiche auf der Grundlage von staatlichem, kommunalem, genossenschaftlichem oder Belegschaftseigentum.« Ferner (Die Linke 2011: 39): »Die privaten Banken sind für die Spekulationsblasen der vergangenen Jahre und die entstandenen Milliardenverluste wesentlich verantwortlich. Private Banken müssen deshalb verstaatlicht, demokratischer Kontrolle unterworfen und auf das Gemeinwohl verpflichtet werden.« Was Die Linke nicht sagt, aber entscheidend ist: Wie wird die Eigentumsfrage auf demokratische Weise gelöst?

			Enteignungen – in der Sprache der Akteure »Vergesellschaftungen«, »Vergemeinschaftungen« oder »Verstaatlichungen« genannt – widersprechen nicht per se den Prinzipien, Werten und Institutionen des demokratischen Verfassungsstaates, auch wenn dieser in der Vergangenheit stets mit Kapitalismus beziehungsweise (sozialer) Marktwirtschaft einhergegangen ist. In der Praxis findet sich kein einziges Beispiel eines Staates mit »demokratischem Sozialismus« – Reformansätze wie zuletzt der »Sozialismus des 21. Jahrhunderts« unter Hugo Chávez in Venezuela scheiterten allesamt. Doch: Streng genommen, verlangt keine konstitutionelle Demokratie eine bestimmte Wirtschaftsordnung, was nicht heißt, sie äußere sich nicht zum Eigentum. Vielmehr ist das Recht auf Besitz – neben dem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit sowie Freiheit – Teil der »Grundrechts­trias« von John Locke, dessen Werk die Ausgestaltung des heutigen demokratischen Verfassungsstaates maßgeblich geprägt hat. Außerdem gehört das Recht auf Eigentum zu den Menschenrechten. In Artikel 17 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 heißt es: »1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben. 2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.« Und in Artikel 14 des Grundgesetzes steht:

			»1. Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. 2. Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 3. Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.«

			Enteignungen sind innerhalb eines demokratischen Verfassungsstaates also durchaus möglich – in Deutschland unter anderem dann, wenn eine Enteignung für das angestrebte Ziel hinreichend und notwendig ist; wenn es die Enteignung also wirklich braucht. Aus diesem Grund sind Enteignungen so selten – und deshalb, weil die Enteigneten entschädigt werden müssen. Sie sind kostspielig, wie das Beispiel des im Jahr 2019 angestrebten Berliner Volksbegehrens »Erarbeitung eines Gesetzentwurfes durch den Senat zur Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer Wohnungsunternehmen« zeigt. Anlass war die über Jahre anhaltende Mietenexplosion in der Bundeshauptstadt, die Mieterinitiativen, aber auch Linksextremisten auf die Straße trieb und eine bundesweite Debatte über das Recht auf Eigentum sowie die damit einhergehenden Pflichten entfachte. Die Entschädigungskosten einer Vergemeinschaftung der Berliner Konzerne, die mehr als 3000 Wohnungen in ihrem Besitz haben, wurden auf 30 Milliarden Euro geschätzt (vgl. Lobenstein 2019).

			Das Problematische an vielen linksextremen Organisationen ist nun, dass sie sich zwar zur Eigentums-, nicht aber (oder nur vage) zur Entschädigungsfrage äußern. Die Linke etwa verliert hierüber kein Wort in ihrem Programm. Ähnlich sieht es bei der DKP, der MLPD und der Sozialistischen Gleichheitspartei (SGP) aus. Während aus den weiteren programmatischen Verlautbarungen der Partei Die Linke aber keine handfesten Schlüsse auf die Entschädigungsfrage gezogen werden können, sieht es bei den übrigen Parteien anders aus: Dass sich DKP, MLPD und SGP einseitig positiv auf den orthodoxen Marxismus (Marx, Lenin, Engels, z. T. auch Stalin und Trotzki) sowie auf den mit entschädigungslosen Verstaatlichungen eingeleiteten Realsozialismus (DDR, Sowjetunion) beziehen, lässt erahnen, dass die von diesen Parteien geplanten Maßnahmen ohne Kompensation ablaufen würden. Das unterstreichen auch die Positionen der drei Parteien zur Berliner Enteignungsinitiative »Deutsche Wohnen & Co. Enteignen«. Unterstützten Die Linke und die Interventionistische Linke das Projekt zum Teil direkt, sah die DKP in den von der Initiative vorgesehenen Entschädigungen kein legitimes Recht der Konzerne, sondern im Grunde einen Kauf, von dem diese profitieren. Man müsse sich aber den Mehrheitsverhältnissen anpassen, so die Position der DKP, die aus einer Debattendokumentation des Parteivorstandes hervorgeht: »Wenn in einer Bewegung die Eigentumsfrage gestellt werde, sei das unbedingt auszunutzen. Die DKP drohe sich andernfalls zu isolieren. Dem wurde entgegnet, dass es natürlich darum gehe, die Enteignungsfrage zu stellen – man müsse sie aber den konkreten Kräfteverhältnissen gemäß beantworten. Beim Kampf um Enteignung müssten Instrumente entwickelt werden, die eine Sicherung von Monopolprofiten auf Kosten der öffentlichen Hand verhinderten. Dazu zähle zum Beispiel die Offenlegung von Verkaufsverträgen, die einen Ansatz bieten könne, Entschädigungsforderungen entgegenzutreten« (Grüß 2019).

			
				
					
						[image: ]
					

					
						Forderungen nach entschädigungsloser Enteignung »der Reichen« gehen oftmals – wie hier auf einem Mobilisierungsaufruf für die Demonstration am 1. Mai 2019 in Berlin – mit einem exklusiven Besitzanspruch einher: »Unser Kiez«. Bildnachweis: picture alliance/dpa

					

				

			

			Ähnlich kritisch, aber weniger taktisch, äußerte sich die MLPD: Die von der Initiative benutzten Begriffe »Enteignung« und »Vergesellschaftung« seien irreführend, weil eine Entschädigung ein gutes Geschäft für die Deutsche Wohnen wäre. Darum lehnte die MLPD das Volksbegehren ab: »Nur eine revolutionäre Vergesellschaftung aller wesentlichen Produktionsmittel […] kann eine Befreiung vom Profitsystem bringen« (Rote Fahne News 2019). So sah es auch die SGP, die glaubte, damit allein zu sein: »Die Sozialistische Gleichheitspartei fordert als einzige Partei die entschädigungslose Enteignung aller großen Wohnkonzerne« (GleichheitTV 2019). Das postautonome Bündnis …ums Ganze! reihte sich ein: »Es ist an der Zeit, […] die Enteigner zu enteignen – bedingungslos, entschädigungslos. #enteignen« (…ums Ganze! 2019).

			Ob nun im Namen der sozial Schwachen oder, um den Reichen zu schaden – die Idee der Enteignung hat an Popularität gewonnen. An Entschädigungen der Eigentümer geht im Fall einer Vergemeinschaftung trotzdem kein Weg vorbei – zumindest nicht in einer konstitutionellen Demokratie. Es klingt zynisch, ist aber eine Banalität: Auch Milliardäre haben (Eigentums-)Rechte. Machte der demokratische Verfassungsstaat einen Unterschied beim Einkommen beziehungsweise Vermögen, gälten die Menschenrechte für viele, nicht für alle. Schließlich: Wo zieht man die Grenze?

			5.2	Revolution und Gewaltpraxis

			Problematisch ist es, wenn (Links-)Extremisten physische Gewaltanwendung praktizieren, androhen und befürworten, um ihre politischen Ziele durchzusetzen. Bei den politischen Fernzielen wird dies unter anderem in der Forderung nach einer Revolution ersichtlich, wie sie etwa die DKP, die MLPD, die SGP oder die Interventionistische Linke und …ums Ganze! erheben. Gleichgültig, ob damit eine soziale, politische oder wirtschaftliche Revolution gemeint ist, eine Revolution geht meist – nicht immer –7 mit Gewalt(androhung) einher beziehungsweise ist selbst ein gewaltsamer Akt. So heißt es unverblümt bei Friedrich Engels (1973: 308): »Eine Revolution ist gewiß das autoritärste Ding, das es gibt; sie ist der Akt, durch den ein Teil der Bevölkerung dem anderen Teil seinen Willen vermittels Gewehren, Bajonetten und Kanonen, also mit denkbar autoritärsten Mitteln aufzwingt; und die siegreiche Partei muß, wenn sie nicht umsonst gekämpft haben will, dieser Herrschaft Dauer verleihen durch den Schrecken, den ihre Waffen den Reaktionären einflößen.« Auch Marx (1973: 160) forderte, dass »in den meisten Ländern des Kontinents der Hebel unserer Revolutionen die Gewalt sein muß; die Gewalt ist es, an die man eines Tages appellieren muß, um die Herrschaft der Arbeit zu errichten«.

			So überrascht es nicht, dass dort, wo der Kommunismus durch eine Revolution an die Macht gelangte – die Russische Oktoberrevolution 1917 –, von Gewaltfreiheit keine Rede sein kann: »In der Atmosphäre des Hasses traten die Bolschewiki als Advokaten hemmungsloser Gewalt auf: Der Machokult des Tötens und Mordens, die Primitivität und Bösartigkeit des Vokabulars und nicht zuletzt die Kleidung wiesen sie als Männer der Tat aus. Das ist der eigentliche Grund für ihren zeitweiligen Erfolg, der es ihnen im Oktober 1917 erlaubte, die Macht nicht nur an sich zu reißen, sondern auch die Zustimmung verbitterter und enttäuschter Menschen zu mobilisieren. […] Sie gewannen nicht, weil sie über das attraktivere politische Programm geboten, sondern weil sie ihren Widersachern als Gewalttäter überlegen waren und weil sich die hungernde und abgestumpfte Bevölkerung apathisch dem Wahnsinn hingab« (Baberowski 2007: 11 f.). Sicher: Marx’ und Engels’ Äußerungen sind vor dem Hintergrund des Manchesterkapitalismus, der repressiven Monarchie und des Einflusses der politisch unsteten Jahrzehnte um 1848 zu lesen.8 Und die Bolschewisten hätten ohne Gewaltanwendung nicht den Hauch einer Chance gehabt, das zaristische Russland politisch zu verändern. Wer sich aber heute auf diese Revolution, den Realsozialismus und den Marxismus-Leninismus als politische Weltanschauung positiv beruft, ohne deren Verhältnis zur Gewalt auch nur mit einem Wort kritisch zu erörtern, von dem ist wohl anzunehmen, dass er Ähnliches im Sinn hat, wenn er von »Revolution« spricht.
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						»Revolution« – Statement und politisches Ziel zur Überwindung des demokratischen Verfassungsstaates; hier im Rahmen der »Revolutionären 1. Mai Demo« in Berlin 2015. Bildnachweis: imago images/Westend61

						 

					

				

			

			Revolutionen sind noch aus einem anderen Grund problematisch: Sie kollidieren mit demokratischen Grundsätzen – selbst wenn sie ohne Ge­­waltausübung vonstattengehen. Da Revolutionen die bestehende Ordnung abrupt, schnell und grundlegend verändern, fehlt ihnen die ­demokratische Legitimation. Dies erklärt wohl auch ihre Anziehungskraft. Wären Wahlen in der Lage, die von Linksextremisten gewünschten Veränderungen herbeizuführen, brauchte es keine Revolution. Die (imaginierte oder tatsächliche) Akzeptanz einer Revolution unter der Mehrheit der Links­extremisten oder auch der Arbeiterschaft kann hierfür aber keinen Ersatz bieten, weil damit nicht alle eingeschlossen sind, die von einer Revolution betroffen wären.

			Praktisch spielt Gewalt auch als Handlungsform eine große Rolle im Alltag von Linksextremisten – aber nicht bei allen, sondern vor allem bei den Autonomen (siehe Kapitel 7). Das dokumentieren regelmäßig die Statistiken zur politisch motivierten Gewalt (PMK) der Kriminalämter. »Grundsätzlich ist die linksextreme Begründung für Gewalttaten immer gleich: Entweder werden Politiker, Polizisten, Richter etc. angegriffen, weil sie Repräsentanten eines Systems sind, das nur durch Gewalt zusammengehalten werde und Gewalt produziere, oder man geht gegen Gebäude und Personen vor, die in die rassistische oder faschistische Ecke gestellt werden [bzw. Rechtsextremisten sind – die Verfasser]. Die eigene Gewalt ist immer Gegengewalt, sei es gegen das System und die gesellschaftlichen Zustände oder gegen Personen, die andere Auffassungen vertreten. […] Es dürfe keine Distanzierung von Gewaltaktionen geben, auch wenn man selber der Gewaltanwendung eher reserviert gegenüberstehe. Denn: Pazifismus sei staatserhaltend« (Schroeder/Deutz-Schroeder 2019: 234). 

			Warum ist Gewalt problematisch? Wenn sie sich gegen Rechtsextremisten wendet, die häufig genug selbst ihre Opfer drangsalieren, verprügeln und töten und die einer menschenfeindlichen Ideologie huldigen, stößt die »Gegengewalt« von Linksextremisten zuweilen auf lautstarke, aber auch stillschweigende Akzeptanz. Bietet man ihnen keinen Einhalt, so die Argumentation, wären »Nazis« in einigen Stadtteilen viel stärker (vgl. Leber 2014; Stokowski 2018). Es ist allerdings weder naiv noch realitätsfern, auch Rechtsextremisten ein Recht auf körperliche Unversehrtheit zuzusprechen. Dieses Grundrecht – gleichfalls in der UN-Menschenrechtskonvention9 und dem Grundgesetz10 festgehalten – gilt nicht nur für die Armen, Schwachen und Unterdrückten, sondern auch für Rassisten und Gewalttäter. Weder deren Ideologie noch deren Gewalt rechtfertigen die Gegengewalt durch Linksextremisten. Die einzig legitime Gewalt – abgesehen von eng umrissenen Ausnahmen wie Notwehr – ist die vom Staat ausgeübte (vgl. Weber 2005: 1043). Der Verzicht auf eigene Gewalt ist der Preis, den Menschen zahlen, um in Sicherheit zu leben. Zugleich: Nicht jede vom Staat ausgeübte Form von Gewalt (oder Zwang) ist deswegen auch legitim. Anders als in diktatorischen Staaten ist Kritik an der Gewaltpraxis durch Polizei und andere Sicherheitsbehörden nicht nur erlaubt, sondern zentral für eine Demokratie.

			Es gibt zudem ganz praktische Erwägungen gegen die Ausübung von Gewalt gegen den politischen »Feind«, und zwar abhängig davon, wie sie auf das einzelne Opfer wirkt. Die Gewaltstatistiken deuten auf folgenden Zusammenhang hin: Rechtsextreme Gewaltwellen (etwa gegenüber Geflüchteten) als Ausdruck einer generell steigenden Aktivität am rechten Rand begünstigen linksextreme Konfrontationsgewalt. »Die Antifa« nimmt die Gewalt gegenüber Ausländern, Menschen mit Migrationshintergrund oder auch nur jenen, die nicht ins Bild der Rechtsextremen passen, zum Anlass für kämpferische Auseinandersetzungen, etwa bei Protest­ereignissen, wo sie auf Rechtsextreme stößt. Die rechtsextreme Gewalt geht dann aber nicht – etwa als Reaktion darauf – zurück, sondern erst, wenn aus Sicht der Rechtsextremen der »Gewaltanlass« an Bedeutung verliert – etwa der Zuzug von Geflüchteten wie Anfang der 1990er-Jahre beziehungsweise in der Zeit ab 2015.

			Selbst wenn die Argumentation von Antifa-Gruppen stimmte, dass Rechtsextremisten durch die eigene »Arbeit« zurückgedrängt beziehungsweise eingedämmt würden, spricht das gegen Gewalt. Denn: Ob ausgeübt oder »nur« angedroht – Gewalt hat eine einschüchternde Wirkung, die sich nicht nur auf die Opfer (in diesem Fall »waschechte« Rechtsextremisten) beschränkt, sondern auch Umstehende trifft, und schürt so ein Klima der Angst. Damit drosselt sie die Vielfalt dessen, was in den politischen Meinungsstreit eingebracht, erörtert und im Anschluss daran entweder abgelehnt oder modifiziert oder weiterverfolgt wird. Kurzum: Gewalt hemmt jenen gesamtgesellschaftlichen Lernprozess, der Diktaturen abgeht, für konstitutionelle Demokratien aber charakteristisch ist. Wo Gewalt im Spiel ist, leidet die Kritikfähigkeit der »herrschenden Verhältnisse«, droht das System zu erstarren. Dies gilt noch in einem weiteren Sinne: Selbst wenn Gewalt Rechtsextremisten daran hindern mag, sich allzu offensiv in der Öffentlichkeit zu zeigen oder Gewalt auszuüben, an ihrer inneren Grundhaltung ändert das nichts. Im Gegenteil: Man befördert die Märtyrerbildung am rechten Rand, die Radikalisierung und die Verfestigung rechtsextremer Sozialstrukturen. Gewalt steht also der von Linksextremisten häufig in Anspruch genommenen Radikalität im Wege. Radikal, das heißt bis an die Wurzel eines Problems gehend, wäre es, auf Gewalt zu verzichten und stattdessen anderweitig gegen Rechtsextremismus vorzugehen – durch Mitarbeit in einem Präventionsprojekt, in der politischen Bildung oder in der kindlichen Früherziehung.

			5.3	»Diktatur des Proletariats« und Antiparlamentarismus

			Konstitutionelle Demokratien zeichnen sich durch eine effektive Ge­­walten­kontrolle sowie freie und faire Wahlen aus. Erstgenannte soll die ­individuellen Freiheitsrechte des Bürgers vor staatlichen Übergriffen schützen, Letztgenannte sollen dem Prinzip der Volkssouveränität Rechnung tragen. Wahlen braucht es deshalb, weil es in Flächenstaaten praktisch unmöglich ist, demokratische Vollversammlungen zu wechselnden Themen in kurzen Abständen einzuberufen. Parlamente sind folglich das Ergebnis der Übertragung demokratischer Prinzipien auf große Flächenstaaten (vgl. Marschall 2018: 23–25). Moderne Demokratien in großen Staaten können folglich plebiszitäre Elemente, müssen aber Parlamente haben. Anders lässt sich Volkssouveränität praktisch kaum umsetzen. Eine kategorische Ablehnung des Parlamentarismus kommt daher einer Ablehnung des Demokratieprinzips gleich.
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			Die Frontstellung gegenüber der repräsentativ verfassten, konstitutionellen Demokratie drückt sich beim Linksextremismus nicht nur in der Forderung nach einer Revolution (siehe oben), sondern auch in der Formel der »Diktatur des Proletariats« beziehungsweise in der Ablehnung des Parlamentarismus aus. Um zu verstehen, warum die »Diktatur des Proletariats« weder mit Demokratie noch mit Gewaltenteilung vereinbar ist, genügt es nicht, auf den Diktaturbegriff zu verweisen. Vielmehr muss ge­­schaut werden, was Linksextremisten damit genau meinen. Eine entsprechende Forderung findet sich unter anderem bei der MLPD (2016: 59 f.): »Die Arbeiterklasse muss nach dem Sturz der Diktatur des internationalen Finanzkapitals und der Eroberung der Staatsmacht in den einzelnen Ländern die Diktatur des Proletariats errichten und die Produktionsmittel in gemeinsames Eigentum des gesamten werktätigen Volkes überführen.« Diese Diktatur soll mit einer »Unterdrückung des Widerstands der Kapitalisten« (ebd.: 65), also Repressionsmaßnahmen, einhergehen. Die anvisierte »Überwindung der bürgerlichen Moral« sowie die »Kontrolle der Denk-, Arbeits- und Lebensweise« beschreiben wiederum eine mit dem Recht auf freie Meinung unvereinbare sozialistische Indoktrination. Beides ist mit der Freiheit des Individuums nicht in Einklang zu bringen. Ähnliche Formulierungen finden sich bei der DKP, die zwar Abstand von der Formel der »Diktatur des Proletariats« genommen hat, aber gleichfalls die Zentralisierung der Macht in den Händen der Partei anstrebt (vgl. DKP 2006: 22). Und wenn Ulrich Rippert von der SGP meint, die Klassenherrschaft basiere »nicht auf Unterdrückung der Mehrheit durch eine privilegierte Minderheit, sondern umgekehrt: Mit der Herrschaft des Proletariats beginnt die Diktatur der Mehrheit über die Minderheit, d. h. wirkliche Demokratie« (Rippert 2013), übersieht er, dass – unabhängig von den Mehrheitsverhältnissen – in einer Demokratie niemand unterdrückt werden darf.

			Es ist folglich egal, ob mit »Diktatur des Proletariats« die »Diktatur einer Elite zur Erziehung der Massen« gemeint ist (wie bei Wladimir I. Lenin) oder (wie bei Rosa Luxemburg) eine Diktatur, die »die Mehrheit des Proletariats auf [ihrer] Seite haben« will (Pfahl-Traughber 2016: 36). Hier wie da fehlt die Legitimation der Herrschenden durch die Beherrschten über Wahlen.

			Nicht weniger unvereinbar mit Demokratie ist der antiparlamentarische Affekt vieler Linksextremisten, wie er sich bei der Partei Die Linke (2011: 33) in der Forderung nach Räten andeutet: »DIE LINKE tritt neben dem Ausbau direkter Demokratie für ihre Erweiterung durch Runde Tische und Wirtschafts- und Sozialräte auf allen Ebenen ein. In solchen Gremien sollten Gewerkschaften, Kommunen, Verbraucherinnen und Verbraucher, soziale, ökologische und andere Interessenverbände vertreten sein. Sie können im Dialog erarbeiten, was für verschiedene Aufgabenbereiche jeweils als orientierendes allgemeines Interesse angesehen werden soll und gesellschaftlich zur Geltung zu bringen ist. Sie sollen an der Entwicklung regionaler Leitbilder für die demokratische, soziale und ökologische Rahmensetzung beteiligt werden und Möglichkeiten zu gesetzgeberischen Initiativen erhalten.« Solchen Räten ein Initiativrecht zuzubilligen, ist mit demokratischen Grundsätzen durchaus vereinbar; für ein Gesetzgebungsrecht trifft dies indes nicht zu. Das Gleiche gilt für eine allgemeinverbindliche Definition eines Allgemeinwohls durch Räte: Vorschläge gegenüber dem Parlament wären in Ordnung, Beschlüsse nicht, weil ihnen die demokratische Legitimation fehlte.

			Dass sich (post)autonome Akteure (siehe Kapitel 7) dem Parlamentarismus widersetzen, verwundert wenig, lehnen diese doch jegliche institutionelle Strukturen ab: Das Parlament beschließt allgemeingültige Gesetze – daher gilt es als autoritäres Organ des als bürgerlich apostrophierten Staates. Die Verneinung des Parlamentarismus erfolgt daher meist eher indirekt (über die Ablehnung von Machtstrukturen), kommt eher staats- als demokratiekritisch daher: »Es gilt, dem System überall ­punktuell Gegenmacht entgegenzusetzen. Diese Gegenmacht darf sich allerdings nie totalitarisieren oder vereinheitlichen, darf nie als die Gegenmacht institutionalisiert werden, sonst wäre die Tendenz für einen Staat im Keim bereits wieder angelegt. […] Die Bildung einer sozialen Gegenmacht darf uns nicht dazu verleiten, neue Machtstrukturen an die Stelle der alten zu setzen. Das Ziel – keine Macht für niemand – muß auch in unseren Formen des Kampfes und der Organisation von Gegenmacht erkennbar sein« (AK Wantok 2010: 11).

			Die Interventionistische Linke (IL) tritt gleichfalls »der Illusion entgegen, dass Regierungen im Kapitalismus der zentrale Ort gesellschaftlicher Macht wären und [ist] grundsätzlich skeptisch gegenüber dem Konzept politischer Repräsentation, auf dem die bürgerliche Demokratie aufbaut. Linke und insbesondere linksradikale Politik muss dagegen auf Selbstermächtigung, Organisierungsprozesse in politischen und sozialen Kämpfen sowie auf die Schaffung gesellschaftlicher Gegenmacht jenseits und quer zu den staatlichen Institutionen setzen« (IL 2017). Aus diesem Grund lehnt die IL (2014) die »bürgerlichen Staatsapparate« rundheraus ab, beschreibt sie ihre »Politik [als] außerparlamentarisch und grundsätzlich antagonistisch zum Staat«. Insofern sie das Repräsentationsprinzip ablehnt und eine Antwort schuldig bleibt, wie sonst die Souveränität des Volkes bei allgemein verbindlichen Entscheidungen zum Ausdruck kommen soll, nährt sie Zweifel an ihrer demokratischen Überzeugung. 

			Auch das Bündnis …ums Ganze! (uG) sieht in der parlamentarischen Repräsentation nur ein Herrschaftsinstrument des bürgerlichen Kapitalismus: »Eine Politik ums Ganze muss […] immer zugleich Antipolitik sein: der Versuch, die konstitutiven Beschränkungen und Vorentscheidungen der politischen Form aufzubrechen. Doch die institutionellen Arrangements der bürgerlichen Gesellschaft verhindern dies bisher effektiv. So reduziert beispielsweise das System parlamentarischer Repräsentation die ohnehin begrenzte politische Steuerung des Gesellschaftsprozesses auf ein einmaliges und indirektes Votum – ein Votum nicht über gesellschaftliche Sachfragen, sondern für Parteien, die ihre Steuerungs- und Umverteilungsmodelle immer nur im Paket anbieten, und die nach der Wahl faktisch nicht mehr zur Rechenschaft gezogen werden können. Die institutionelle Beschränkung politischer Mitbestimmung sichert auf diese Weise eine möglichst reibungsarme Vermittlung der bürgerlich-kapitalistischen Herrschaftsordnung – und damit den Bestand des Staats« (uG 2009: 33). Vieles in der modernen parlamentarischen Demokratie mag kritikwürdig sein: Intransparenz, Ökonomisierung, der Bedeutungsgewinn der Exekutive (zulasten der Legislative), die Trägheit der Gesetzgebung und einiges mehr. Aber uG zeichnet hier ein Zerrbild des Parlamentarismus. Den Bürgerinnen und Bürgern steht mehr als nur das Kreuz am Wahltag zur Verfügung, um über die Politik zu entscheiden, etwa: die Mitarbeit in einer Partei oder in einem Verein, die Kandidatur für ein politisches Amt, Demonstrationen, Boykottaktionen. Und Parteien können sehr wohl nach der Wahl zur Rechenschaft gezogen werden: juristisch wie auch politisch über die kommende Wahl. Das Bündnis …ums Ganze! leitet aus seiner (verzerrten) Wahrnehmung des Parlamentarismus dessen prinzipielle Ablehnung ab.

			5.4	Instrumentalisierung des Individuums

			Wo sich der Einzelne der Verwirklichung einer gesellschaftspolitischen Utopie unterzuordnen hat, wird der Individualismus, eine tragende normative Säule des demokratischen Verfassungsstaates, geopfert. Das fordern zwar weder der Anarchismus noch die Autonomen – beide stehen für eine »Politik der 1. Person«, die dem Spontaneitätsgedanken, der Befreiung des Einzelnen sowie der Regelungebundenheit große Bedeutung zumessen. Aber im Marxismus-Leninismus wird das Individuum – und zwar der Kapitalist ebenso wie der Proletarier – zum Instrument degradiert. Beide dienen als »Erfüllungsgehilfe« auf dem Weg vom Kapitalismus über den Sozialismus zum Kommunismus. Eine solche Instrumentalisierung des Einzelnen für einen großen Plan resultiert aus der historizistischen Sichtweise des orthodoxen Marxismus (vgl. Popper 1980: 223 f.). Gemeint ist damit die Auffassung, die Geschichte verlaufe »in Bahnen«, also nach bestimmten Gesetzmäßigkeiten. Beim Marxismus-Leninismus ist es die Idee materialistischer Grundkonflikte in der Gesellschaft (Historischer Materialismus), die auf Klassengegensätze hinauslaufen und – über die einander widerstreitenden Kräfte in einer Gesellschaft (Dialektischer Materialismus) – eine Entwicklung von der Feudalgesellschaft bis zum Kommunismus begründen.

			Ein eindrucksvolles Beispiel für die historizistische Sichtweise des Marxismus-Leninismus liefert die DKP. Im ersten Kapitel ihres Grundsatzprogramms (vgl. DKP 2006) beschreibt und erklärt sie die lange historische Entwicklung hin zum Kapitalismus, dessen Entwicklungsstadien sowie die aktuellen Verwicklungen zwischen Staat, Kapital, Globalisierung und Europäischer Union  innerhalb der gegenwärtigen Phase des »Monopolkapitalismus« anhand des von Marx und Engels ausgearbeiteten Historischen Materialismus. Im zweiten Kapitel beschreibt sie die eigenen politischen Zielvorstellungen. Sie bestehen nicht primär in der Verbesserung der Lebenssituation der Arbeiter und Angestellten, sondern in der Errichtung des Sozialismus, der jedoch »dem Wohle der Gesellschaft« (DKP 2006: 21) diene. Das ist ein wichtiger Unterschied: Priorität haben nicht die Menschen, sondern hat eine weitere »Etappe auf dem Weg zum Kommunismus« beziehungsweise eine neue »Gesellschaftsordnung«.
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						Im »Klassenkampf« rückt die Individualität des Menschen in den Hintergrund, es zählt nur noch die Zugehörigkeit zu einer wie auch immer definierten gesellschaftlichen Klasse. Plakat auf der »Revolutionären 1.-Mai-Demo« 2018 in Hamburg. Bildnachweis: imago images/Manngold

					

				

			

			Zugleich verbindet die Partei mit der angestrebten Gesellschaftsordnung die Hoffnung auf das »Recht auf Arbeit, […] dauerhafte soziale Sicherheit und […] die tatsächliche Gleichberechtigung und Befreiung der Frau. Der Sozialismus garantiert den Gewerkschaften und anderen Organisationen der arbeitenden Menschen wie auch jedem Einzelnen das Recht und die reale Möglichkeit zur gemeinsamen Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens. Er gewährleistet die Chancengleichheit in der Bildung und den Zugang zur humanistischen Kultur für alle. Der ­Sozialismus fördert Bildung und Weiterbildung, Literatur, Theater, bildende Kunst und Musik, Sport und andere kreative Tätigkeiten. Er schafft damit Voraussetzungen für den allseitig gebildeten, politisch mündigen, sich frei ­entfaltenden Menschen und für ein selbstbestimmtes und selbstgestaltetes Leben in Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, in sozialer Sicherheit und Wohlstand für alle Menschen. Der Sozialismus bedeutet eine neue und zugleich höhere Stufe der Demokratie« (DKP 2006: 22 f.).

			Der Partei ließe sich also nicht vorwerfen, sie habe nicht das Wohl der Menschen im Blick. Sobald aber ein – historisch als notwendig ­erachteter – Zielzustand in den Mittelpunkt der politischen Bemühungen rückt, muss das Individuum zum »bloßen Werkzeug des großen gesellschaftlichen Plans« (Bergsdorf/Hüllen 2011: 30) werden. Vor diesem Hintergrund muss jeder Widerstand irrational und illegitim, müssen die »Unterbindung« von Widerstand und die Entwicklung eines »sozialistischen Bewusstseins« (DKP 2006: 23) wiederum als Gebot der Stunde erscheinen. Eine solche paternalistisch-autoritäre Politik »von oben herab« würde die Handlungs- und Entscheidungsautonomie des Einzelnen erheblich stutzen und die im Grundgesetz als unantastbar festgeschriebene Menschenwürde verletzen.

			5.5	Abschaffung des Staates

			Orthodoxe Kommunisten wollen den Staat nicht abschaffen – Anarchisten und Autonome schon, weil sie in ihm eine unzulässige Beschneidung individueller Freiheit sehen. Damit sind nicht allein Repressionen durch die Polizei, die Justiz und andere Sicherheitsbehörden gemeint, sondern bereits der Umstand, dass vieles in der Gesellschaft über Autoritäts- und Machtbeziehungen funktioniere: die Gewährung von Sozialleistungen, die Studienplatzvergabe, die Notenzuteilung in Schulen, beruflicher Erfolg, Zuwendung, soziale Anerkennung und vieles mehr. Ziel der Kritik sind nicht primär die formalen Strukturen, sondern die dahinter liegenden Logiken und Kulturen: »Macht formiert sich […] nicht nur durch und über den Staat, sondern tragende Säulen der Macht sind unter anderem die patriarchale Kleinfamilie, Kirche und Religion. Eine besondere Form von Macht und Unterdrückung bildet sich durch das Konkurrenzprinzip und das Leistungsdenken heraus. Diese werden uns in Erziehung, Schule und Arbeit als naturgegebene Norm vermittelt. Die Bekämpfung des vermeintlichen Rechts des Stärkeren, Erfolgreicheren bedeutet, die Machtbeziehungen in allen Formen zwischenmenschlicher Kommunikation zu thematisieren und bei sich selbst anzufangen, diese abzubauen« (AK Wantok 2010: 11). Autonome sind also primär weniger staatsfeindlich als vielmehr antiautoritär bis libertär. Ihre Staatsfeindlichkeit resultiert aber aus dieser Haltung.

			Was Autonome und Anarchisten weiterhin von orthodoxen Kommunisten unterscheidet, ist ihre individualistische (statt kollektivistische) Grundorientierung. Eine Instrumentalisierung des Einzelnen, eine ­Politik »von oben herab«, die der Handlungsautonomie des Individuums einen Strich durch die Rechnung macht, gibt es hier nicht: »Wir kämpfen für uns. […] Wir führen keine Stellvertreterkriege, es läuft über ›eigene Teilnahme‹, Politik der 1. Person. Wir kämpfen für keine Ideologie, nicht fürs Proletariat oder fürs Volk, sondern für ein selbstbestimmtes Leben in allen Bereichen, wohl wissend, daß wir nur frei sein können, wenn alle anderen auch frei sind! […] Es geht uns dabei um Eigenverantwortung und Selbstbestimmung als gesellschaftspolitisches Ziel und Mittel zu deren Durchsetzung« (AK Wantok 2010: 9 f.).

			Der krasse Individualismus und die grundlegend antiautoritäre Haltung führen in Kombination miteinander zu einer Ablehnung jeder Form von Zwang, Unterordnung, Organisation und Struktur. All dies versinnbildlicht für Anarchisten und Autonome der Staat, dem sie daher feindlich gegenüberstehen. »Wir wollen eine radikale Linke, die auf den revolutionären Bruch […] mit der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung und Diskriminierung orientiert. Kurz: Wir wollen eine neue, radikale gesellschaftliche Linke, die um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert«, heißt es bei der Interventionistischen Linken (2014). Ganz offen bekennt sie sich dazu, »das staat­liche Gewaltmonopol [zu bestreiten], weil sie nicht nach der Legalität, sondern der Legitimität der eigenen Politik fragt«.
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			Die Forderung nach der Bekämpfung und schließlich der Abschaffung des Staates, um so die Autonomie des Einzelnen zu maximieren, ist erstens utopisch, zweitens ein Widerspruch in sich und drittens eine Kampfansage an den demokratischen Verfassungsstaat.

			Zum utopischen Charakter: Auf absehbare Zeit ist die Abschaffung von Staaten nicht zu erwarten. Staaten sind pfadabhängige Organisationen, das heißt, sie sind träge und veränderungsresistent. Außerdem müsste ein Staat mit seiner Selbstauflösung den Anfang machen und seine (­ehemaligen) Staatsbürger der Schutzlosigkeit (gegenüber sich selbst wie gegenüber anderen Staaten) überlassen, wofür es keine Mehrheiten geben dürfte. Schließlich führte die Abwesenheit von Staatlichkeit in der Vergangenheit regelmäßig nicht in die Freiheit, sondern ins Chaos, in dem das Recht des Stärkeren gilt, wie Beispiele von failed states (etwa Libyen, Afghanistan) zeigen. Das wollen Anarchisten und Autonome zwar auch nicht, aber wie und wo ein regel- und herrschaftsloses Miteinander in großen Flächenstaaten einmal funktioniert hätte, können sie gleichfalls nicht darlegen. Der utopische Charakter ihrer Ideen ist vielen Autonomen und Anarchisten bewusst, ficht sie aber nicht an – womöglich aber der zweite Einspruch.

			Zur Widersprüchlichkeit: Wo Menschen miteinander leben und gegebenenfalls arbeitsteilig ihre Gesellschaft organisieren, gibt es Meinungsgegensätze und häufig genug handfesten Streit. Die vielen individuellen Handlungsautonomien geraten nicht durch eine metaphysische Kraft in ein natürliches Gleichgewicht, sondern konfligieren regelmäßig miteinander. Insofern kein Kompromiss gefunden wird, lassen sich solche Konflikte auf zwei Wegen lösen: Es entscheidet entweder die Macht des ­Stärkeren – dann wird aus Anarchie aber die »vollendete […] Willkürherrschaft von Menschen über Menschen« (Höffe 1994: 341), eine Option, die für die meisten Anarchisten und Autonomen kaum besser sein dürfte als der Staat. Oder es entscheidet eine Form des »normierten sozialen Zwang[s]«11 (Pfahl-Traughber 2014: 67) – der aber abgelehnt wird. Kurzum: Der staats- und herrschaftslosen Welt fehlt eine Instanz, die die Freiheit des Einzelnen durchsetzt. Dieser wird dadurch zum Beutetier des Stärkeren.

			Zur Ablehnung des demokratischen Verfassungsstaates: Mit der ­Erosion von Staatlichkeit geht nicht nur jene Instanz verloren, die individuelle Teilhaberechte und Handlungsfreiheiten gegenüber Dritten durchsetzt, sondern auch jene Organisationform, die in großen Gesellschaften bisher am besten Volkssouveränität und Machtbeschränkung institutionalisiert hat – trotz aller Schwächen in der Realität. Varianten der demokratischen Selbstregierung wie auch die Teilung von Macht, um Freiheit zu sichern, sind keineswegs dem Staat vorbehalten. Selbstbestimmung, Emanzipation und Autonomie sind vielmehr überall dort prinzipiell möglich, wo Menschen das Miteinander auf Dauer regeln wollen. Je größer aber die dadurch eingeschlossene Gesellschaft ist, umso dringlicher wird der Bedarf an Arbeitsteilung. Genau dies leistet der Staat mit seinen Ministerien, Behörden und Ämtern, seinen Kommunen, Formularen und Beamten – mögen sie auch mit ihrer teils kafkaesk anmutenden Bürokratie für viele im Alltag ein Ärgernis darstellen. Der Staat ist nämlich keineswegs (nur) der »große Leviathan«, als den ihn Thomas Hobbes beschrieben hat, ein allmächtiges Ungeheuer, dem Menschen das Gewaltmonopol in die Hand drücken, um sicher zu leben, dem sie aber auch ausgeliefert sind. Er ist schlicht eine Form der Arbeitsteilung in einer komplexen Gesellschaft, ein in Institutionen gegossener Auftrag, das Miteinander zu regeln. In großen, modernen Gesellschaften gilt darum: ohne Staat keine konstitutionelle Demokratie. »Without the existence of a state, there cannot be a consolidated modern democratic regime« (Linz/Stepan 1996: 7). Wer soll stattdessen Wahlen durchführen, über Recht und Unrecht entscheiden, die Teilhabe aller gewährleisten? Staatlichkeit ist eine Voraussetzung für all dies.

			Anmerkungen

			
				
					7		Ausnahmen sind etwa die Samtene Revolution in der Tschechoslowakei 1989 und die Friedliche Revolution in der DDR 1989. Viele andere gewaltfreie »Revolutionen« sind keine, weil mit ihnen zwar ein Regierungs-, aber kein grundlegender Systemwechsel eingeleitet wurde, darunter die Rosenrevolution in Georgien 2003, die Orange Revolution in der Ukraine 2004 und die Tulpenrevolution in Kirgisistan 2005.

				

				
					8		Engels verteidigte allerdings auch noch in seinen späten Jahren – unter dem Eindruck der SPD-Wahlerfolge – das »moralische Recht des Sozialisten, Gewalt anzuwenden« (Hunt 2012: 454).

				

				
					9		Art. 3: »Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.«

				

				
					10	Art. 2 Abs. 2: »Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.«

				

				
					11	Einen normierten sozialen Zwang üben beispielsweise ungeschriebene Gesetze, aber auch rechtsstaatliche Institutionen (z. B. Polizei, Gerichte) aus. 

				

			

		


		
			6	Wer tritt zu Wahlen an?

			Sind Wahlen der Beleg für die Erfolgsgeschichte – und damit für die Ge­­fahr – von linksextremistischen Parteien in Deutschland oder eher das Zeugnis ihres Schattendaseins in der hiesigen Politik? Die Antwort auf diese Frage hängt einmal mehr davon ab, wer überhaupt dem Linksextremismus zuzurechnen ist – hängt einmal mehr von der Frage der Grenzziehung zwischen Demokratie und (Links-)Extremismus ab. Verengt sich das Spektrum auf offen linksextremistische Parteien wie die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD), die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) und die Sozialistische Gleichheitspartei (SGP), fällt das Resümee eindeutig aus: Diese sind im deutschen Parteiensystem und bei Wahlen weitgehend bedeutungslos. Anders verhält es sich bei der Partei Die Linke. Mittlerweile im gesamtdeutschen Parteiensystem etabliert, lässt sich deren Haltung zur Demokratie nicht gänzlich zweifelsfrei charakterisieren, weshalb Beobachter zu unterschiedlichen, teilweise gegensätzlichen Bewertungen gelangen (siehe hierfür exemplarisch Neugebauer 2011 und Jesse 2011). Fest steht: Allein die Existenz (einzelner) extremistischer Forderungen in einer Organisation mit Zehntausenden Mitgliedern reicht als Nachweis für deren Demokratiefeindschaft nicht aus. Zu klären ist, ob solche Ansichten isolierte Außenseiterpositionen oder vielfach verbreitete Auffassungen sind. Und: Wie geht die Parteispitze mit internen antidemokra­tischen Bestrebungen um – mit Einbindung oder Ausgrenzung (vgl. Thieme 2019c)?

			Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Bei der Partei Die Linke handelt es sich mehrheitlich um eine demokratische Partei. Zugleich bietet sie vom Verfassungsschutz größtenteils zurecht als linksextremistisch eingestuften Gruppierungen wie der Kommunistischen Plattform, dem Marxistischen Forum und der Antikapitalistischen Linken eine politische Heimat. Gehört sie dadurch in eine Betrachtung linksextremistischer Parteien – oder eben nicht? Mag frei nach Charles de Gaulle der Kompromiss stets schlechter als beide Ursprungsvarianten sein (d. h. Die Linke in diesem Kapitel einzubeziehen oder auszuklammern), soll nichtsdestotrotz folgender Mittelweg gewählt werden: In der Darstellung der linksextremistischen Parteien – ihrer Strukturen, Strategien und Ziele – bleibt sie unberücksichtigt, ein abschließendes Unterkapitel wird sich jedoch dem »Sonderfall Die Linke« und der Frage nach dem »Oszillieren zwischen Demokratie und Extremismus« (Neugebauer 2011: 95) widmen.

			6.1	Überblick und Wahlentwicklung

			Von den gegenwärtigen linksextremistischen Parteien in Deutschland ist die DKP die älteste. Personell und ideologisch eng mit der 1956 ­verbotenen KPD verbunden, wurde sie 1968 formal neu gegründet, da das Bundesverfassungsgericht die Gründung von Nachfolge- oder Ersatzorganisationen untersagt und das Parteivermögen für gemeinnützige Zwecke beschlagnahmt hatte (vgl. Mannewitz u. a.2018: 88). Eine gewisse Mäßigung war in erster Linie strategischer Natur, um erneute staatliche Repressionen zu vermeiden. Bis zum Ende der DDR fungierte die DKP als Satellit der dort herrschenden SED in der Bundesrepublik. Finanziell von dieser abhängig, wurde die Linie der DKP von den DDR-Genossen vorgegeben: »Wer zahlt, bestimmt die Musik. Kritische Klänge zur kommunistischen Praxis in der DDR und der Sowjetunion waren in der DKP daher verpönt« (­Kailitz 2004: 68). Trotz (oder wegen) ihrer SED-Abhängigkeit und -Hörigkeit hatte die DKP in den 1970er- und 1980er-Jahren etwa 40 000 Mitglieder; hinzu kamen Sympathisantinnen und Sympathisanten aus der außerparlamentarischen Opposition. Mit dem Zusammenbruch der DDR stürzte die Partei in eine existenzielle ideologische, organisatorische und finanzielle Krise (vgl. Jesse 2018a: 283).
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						DKP-Anhängerinnen und -Anhänger beim Protest gegen die Münchener Sicherheitskonferenz 2014. Der regelmäßigen Präsenz der Partei auf Demonstrationen stehen jedoch Wahlergebnisse im Promillebereich gegenüber. Bildnachweis: picture alliance/Stephan Rumpf /Süddeutsche Zeitung Photo

					

				

			

			Politisch isoliert, intern zerstritten und strukturell nur noch sporadisch regional verankert, gingen nach 1990 die schon zuvor marginalen Wahlergebnisse der DKP nochmals zurück, wenn die Partei überhaupt antrat (Tabelle 1). Bei keiner Bundestagswahl seit der Wiedervereinigung konnte sie wenigstens 0,1 Prozent der Zweistimmen gewinnen. Nach dem Nichtantritt 2013 schaffte es die DKP 2017 immerhin, Listen in 13 Bundesländern aufzustellen und fast 10 000 Zweitstimmen mehr zu erhalten als bei der Wahl 2009. Bei den vergangenen vier Europawahlen sah es nur unwesentlich besser aus. Die Ergebnisse lagen zwischen 37 160 (2004) und 20 419 (2019) Stimmen, was jeweils einem Stimmenanteil von 0,1 Prozent entsprach. Auf der Landesebene erzielte die DKP ihre besten Ergebnisse nach 1990 mit jeweils 0,2 Prozent in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern (2016) sowie in Brandenburg (2014).

			Tabelle 1: Wahlergebnisse bei Bundestagswahlen in Prozent (­Zweitstimmen insgesamt)

			
				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							
							1990

						
							
							1994

						
							
							1998

						
							
							2002

						
							
							2005

						
							
							2009

						
							
							2013

						
							
							2017

						
					

				
				
					
							
							DKP

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(693)

						
							
							0,0 
(2105)

						
							
							0,0 
(3953)

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(1894)

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(11 558)

						
					

					
							
							MLPD

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(10 038)

						
							
							0,0 
(4731)

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(10 536)

						
							
							0,1 
(29 261)

						
							
							0,1 
(24 219)

						
							
							0,1

							(29 785)

						
					

					
							
							SGP

							(bis 2013 PSG)

						
							
							–

						
							
							–

						
							
							0,0

							(6226)

						
							
							n. a.

						
							
							0,0

							(15 605)

						
							
							0,0

							(2957)

						
							
							0,0

							(4564)

						
							
							0,0

							(1291)

						
					

					
							
							KPD 

						
							
							0,0 
(1630)

						
							
							n. a.

						
							
							n. a.

						
							
							0,0 
(1624)

						
							
							n. a.

						
							
							n. a.

						
							
							n. a.

						
							
							n. a.

						
					

				
			

			Quelle: amtliche Wahlstatistik

			n. a. = nicht angetreten

			Die MLPD wurde 1982 aus den Strukturen des Kommunistischen Arbeiterbundes Deutschlands (KABD) heraus gegründet, der wiederum in den maoistischen Abspaltungen der Studentenbewegung und der DKP seine Wurzeln hatte (vgl. Hüllen 2018: 403). Ihr Verhältnis zur DKP ist ambivalent: Einerseits gilt ihr die linksextremistische Konkurrenz als zu lasch, weil sie nicht den »wahren« Sozialismus, sondern eine Art »besseren« Kapitalismus beziehungsweise einen »kleinbürgerlichen« Sozialismus anstreben würde (vgl. Pfahl-Traughber 2014: 107). Andererseits sucht die MLPD wegen der eigenen Bedeutungslosigkeit – von einer »stalinistischen Sekte« ist die Rede (Müller-Enbergs 2009: 174) – bei Wahlen und Demonstra­tionen nach Bündnispartnern. Bei Wahlen isoliert, wird ihre Beteiligung an linken Protestveranstaltungen weithin geduldet, zum Beispiel Mitte der Nullerjahre im Zuge der sogenannten Montagsdemonstrationen gegen »Hartz IV«.
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						Plakat der MLPD im Europawahlkampf 2019. Es weist auf die marxistisch-leninistische Ausrichtung der Partei und ihr Ziel des Gesellschaftsumsturzes hin. Bildnachweis: imago images/Revierfoto

					

				

			

			Auch die innerparteiliche Entwicklung und die Wahlergebnisse der MLPD stehen quasi spiegelbildlich im Zusammenhang mit der DKP: War Letztgenannte bis 1989/90 die mit Abstand wichtigste linksextremistische Partei in der Bundesrepublik, konnte die MLPD danach von der Krise der am real existierenden Sozialismus orientierten DKP profitieren. Hatte die Anzahl der Mitglieder nach Schätzungen (offizielle Zahlen vonseiten der Partei gibt es nicht) in den 1980er-Jahren bei um die 1000 Personen ­gelegen, wuchs sie anschließend mit Schwankungen auf etwa 2000 an. Im Jahr 2018 erreichte sie ihren Höchststand von 2800.12 Damit liegen DKP (2850) und MLPD mittlerweile fast gleichauf. Zudem wird die Finanzbasis aufgrund von steigenden Mitgliedsbeiträgen und eines »unverhältnismäßig hohen Spendenaufkommens« im Gegensatz zur DKP als auffallend gut eingeschätzt (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2019a: 136). Und auch bei den Wahlergebnissen übertrifft die MLPD die DKP deutlich, was vor allem mit ihrer flächendeckenden Verankerung zu tun hat. 2017 trat sie in allen 16 Bundesländern mit Listen an und gewann mit 29 785 fast dreimal so viele Zweitstimmen wie die DKP – allerdings auf ebenfalls äußert niedrigem Niveau (0,1 Prozent). Auch bei Europa- und Landtagswahlen gelang es ihr nie, ein einziges Mandat zu gewinnen. Das beste Ergebnis erzielte die Partei 2006 in Sachsen-Anhalt (0,4 Prozent). In ihren kommunalen Hochburgen Thüringen, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen konnten MLPD-Kandidaten durch Beteiligungen an Wahlbündnissen vereinzelt in die dortigen Stadt- und Gemeinderäte einziehen.

			Die SGP wurde 2017 gegründet und zählt zum trotzkistischen Spektrum. Sie entstand aus der 1997 formierten Partei für Soziale Gleichheit (PSG), die wiederum aus dem Bund Sozialistischer Arbeiter hervorging, dem deutschen Ableger der von Leo Trotzki 1938 gegründeten Vierten Internationale (vgl. Panreck 2018: 153). Diesen Ursprung führt die Partei offiziell noch immer im Namen.13 Die SGP bildet bis heute die nationale Sektion der international organisierten Socialist Equality Party (SEP). Von der weltweiten Vernetzung profitiert die Partei finanziell, da sie vermutlich durch US-amerikanische Spenden unterstützt wird (vgl. Haas 2018: 441 f.). Laut Rechenschaftsbericht des Deutschen Bundestages hatte die Partei (bzw. ihre Vorläuferorganisation) im Jahr 2016 273 Mitglieder, gemessen an den Mitgliedsbeiträgen mit steigender Tendenz (vgl. Deutscher Bundestag 2019a: 94).
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						Plakat der SGP im Bundestagswahlkampf 2017. Bildnachweis: imago images/Müller-Stauffenberg

					

				

			

			Im Kontrast dazu steht die marginale und zudem abnehmende Zustimmung für die SGP bei Wahlen. Bei keiner Bundestags- und Europawahl konnte die Partei einen Stimmenanteil von 0,1 Prozent erzielen, was nicht zuletzt aus ihrer strukturellen Schwäche resultiert. So trat sie 2017 lediglich in Berlin und Nordrhein-Westfalen mit Landeslisten an und erreichte ein Ergebnis von gerade einmal 1291 Zweistimmen. Das entspricht weniger als zehn Prozent des Rekordergebnisses der Partei aus dem Jahr 2005 (15 605). Bei der Europawahl, bei der kleine Parteien wegen der fehlenden Sperrklausel größere Chancen auf ein Mandat haben, landete die SGP im Jahr 2019 mit 5293 Stimmen auf dem letzten Platz aller in Deutschland zur Wahl angetretenen Parteien. Auf der Landesebene sieht es nur unwesentlich besser aus. Lediglich in ihrer (nicht allzu starken) Hochburg Berlin gelang es ihr, bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 2011 und 2016 mehr als 0,1 Prozent der Stimmen zu erhalten.

			Von den bei Wahlen bedeutungslosen linksextremistischen Parteien ist die KPD die unbedeutendste. Sie sieht sich in der Tradition der gleichnamigen 1918/19 gegründeten Partei. In der DDR zwangsvereinigt mit der SPD zur SED, wurde sie Anfang 1990 als Reaktion auf die Abwendung der SED-PDS vom Marxismus-Leninismus wiedergegründet. Sie grenzt sich formal ebenfalls von der westdeutschen DKP ab und sieht sich in Kontinuität zum DDR-Sozialismus (siehe Thieme 2019d). Es ­existieren acht Landesverbände – fünf in den ostdeutschen Flächenländern sowie in ­Berlin, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Laut Rechenschaftsbericht des Deutschen Bundestags zählte die Partei Ende 2013 165 ­Mitglieder; aktuellere Angaben liegen nicht vor (vgl. Deutscher Bundestag 2015: 83).
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						Der verlassene KPD-Stand am Rand einer Demonstration zum Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht am 14. Januar 2018 in Berlin spiegelt den spärlichen Zulauf der Partei wider. 2019 drohte ihr aufgrund ausbleibender Unterstützung sogar die Auflösung. Bildnachweis: imago images/IPON

					

				

			

			Bei Wahlen tritt die KPD bloß sporadisch an. Nur bei den Bundestagswahlen 1990 und 2002 kandierte sie mit Landeslisten und erzielte 1630 beziehungsweise 1624 Stimmen. In den anderen Jahren wurden lediglich einige Direktbewerber aufgestellt, die jedoch chancenlos blieben. Nicht anders sieht es auf der Landesebene aus, auch nicht dort, wo die Partei wie in Sachsen-Anhalt in einer Listenverbindung mit der DKP antrat (2002 und 2006). Wahlteilnahmen in der jüngeren Vergangenheit waren nicht zuletzt ein Selbstzweck, um den Parteienstatus nicht zu verlieren. Nach der vorerst letzten Teilnahme in Thüringen 2014 (0,1 Prozent) warb die KPD bei der sächsischen Landtagswahl 2019 gezielt um die notwendigen 1000 Unterstützerunterschriften, da der Partei anderenfalls 100 Jahre nach ihrer Gründung die Auflösung drohte. Mit »Erfolg«: Die KPD erzielte mit 1955 Zweitstimmen ihr bestes Ergebnis bei Bundestags- und Landtagswahlen überhaupt.

			6.2	Ideologien und Ziele

			Alle linksextremistischen Parteien orientieren sich ideologisch am orthodoxen Marxismus-Leninismus und verfolgen das Ziel eines sozialistischen Systemumsturzes. Wofür gekämpft wird – eine klassenlose Gesellschaft unter Führung der Arbeiterschaft beziehungsweise aller Unterdrückten –, geht einher damit, wogegen sich die Parteien richten: den bürgerlichen Staat mitsamt seiner vermeintlich ausbeuterischen kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Mit der Berufung auf die sogenannte Dimitroff-These14 legitimieren die Parteien ihre Systemfeindschaft: Demnach sei die »bürgerliche Demokratie« nur ein Vorbote des Faschismus; in Krisenphasen – historisch entstand die These in der Zwischenkriegszeit – würde Letztgenannter seine pseudodemokratische Tarnung aufgeben und hochgradig repressive Diktaturen etablieren. Dieser Argumentation folgend, gilt der demokratische Verfassungsstaat der Bundesrepublik direkt oder indirekt als wesensverwandt mit dem Faschismus. Der Vorwurf richtet sich entweder gegen die herrschenden Zustände oder gegen die Repräsentanten des Staates, vornehmlich gegen die Polizei (siehe Thieme 2019a).

			Der Kritik am Staats-, Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell wird ein exklusiver Gestaltungsanspruch gegenübergestellt. Während der Kapitalis­mus nur dem Eigennutz der wenigen Besitzer der Produktionsmittel (»Bourgeoisie«) diene, sei der sozialistische Kollektivbesitz dem Gemeinwohl aller (»Proletarier«) verpflichtet. Als Arbeiterschaft gilt den linksextremistischen Parteien dabei nicht mehr nur der klassische Industriearbeiter, sondern jede Form von Erwerbsarbeit, vor allem im Niedriglohnsektor. Da sich im Kampf von Arbeit und Kapital unvereinbare soziale Interessen gegenüberstünden, ist aus Sicht der marxistischen Gesellschaftsanalyse das Ziel des Sozialismus beziehungsweise des Kommunismus ein dauerhafter Konflikt. Die Konsequenz: Das Gefühl moralischer Überlegenheit heiligt im Klassenkampf die Mittel – Freund-Feind-Denken, Intoleranz und Diskriminierung gegenüber abweichenden Meinungen kennzeichnen alle linksextremistischen Parteien. Kompromisse, gar Zweifel an diesen Gesetzmäßigkeiten gelten vielfach als Verrat. Die Realisierung solcher sozialistischen Utopien liefe damit in der Realität auf die Errichtung autoritär-repressiver Regime mit stark zentralistischen Zügen hinaus; die freiheitliche demokratische Grundordnung wird vor allem durch den absoluten Wahrheitsanspruch des links­extremistischen Denkens bedroht (vgl. Thieme/Winkelmann 2019: 199 f.).

			Den einigenden Feindbildern und Aktionsfeldern Antikapitalismus und Antifaschismus zum Trotz durchziehen tiefe Risse das linksextremistische Parteienspektrum. Denn die Absolutheit der eigenen Weltsicht schottet nicht nur gegenüber dem demokratischen Spektrum ab, sondern führt auch zur inneren Desintegration. Statt gemeinsam die Abschaffung der kapitalistischen Ordnung oder die revolutionäre Veränderung der bestehenden Verhältnisse zu verfolgen, befassen sich linksextremistische ­Parteien eingehend mit den eigenen ideologischen Unterschieden und verstricken sich dabei in ständige Grabenkämpfe, wodurch sie ins politisch Unbedeutende und Sektenhafte abgleiten. Laut der Politikwissenschaftlerin Isabelle-Christine Panreck (2018: 162) verlaufen die Gräben entlang drei zentraler Konfliktfelder: erstens der historischen Vorbilder, zweitens der Rolle der Arbeiterschaft im revolutionären Prozess und drittens der Sicht auf die real existierenden sozialistischen Regime. Viertens und ergänzend lassen sich unterschiedliche Sichtweisen und Bündnisstrategien untereinander sowie gegenüber sozialen Bewegungen, der Partei Die Linke und den Gewerkschaften ausmachen.

			Die DKP sieht sich in der Kontinuität zu den sozialistischen »Klassikern« Marx, Engels und Lenin, auf die sich das aktuell gültige Parteiprogramm von 2006 vielfach bezieht und deren wissenschaftliches Funda­ment für die »heutigen Kampfbedingungen« weiterentwickelt worden sei. Man betrachtet sich als revolutionäre Partei, »die den grundlegenden Bruch mit den kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnissen und den Sozialismus anstrebt. Die DKP ist Partei des Widerstandes gegen die sozialreaktionäre, antidemokratische und friedensgefährdende Politik der Herrschenden und eine antifaschistische Partei; sie ist Partei des proletarischen Internationalismus« (DKP 2006: 43). Während im DKP-Programm Anknüpfungspunkte an Mao Tse-tung und Josef Stalin fehlen, verweist die Ahnengalerie der MLPD ausdrücklich auch auf jene: »Die Lehren von Marx, Engels, Lenin, Stalin und Mao Zedong und ihre lebendige Weiterentwicklung und Anwendung auf die konkreten Verhältnisse der fortschreitenden gesellschaftlichen Wirklichkeit bilden die entscheidende ideologisch-politische Grundlage für einen neuen Aufschwung des Kampfs für den Sozialismus« (MLPD 2016: 78 f.). Lenins, Maos und Stalins Verbrechen spart das Parteiprogramm aus. Stattdessen seien immer »neue Gräuelgeschichten und Geschichtsfälschungen« der Versuch, so die Partei, systematisch antikommunistische Vorbehalte und negative Gefühle gegenüber der sozialistischen Alternative und der MLPD aufzubauen.

			Noch drastischer formuliert es die KPD: »Wir ehren J. W. Stalin als Schüler, Kampfgefährten und Willensvollstrecker der Politik Wladimir Iljitsch Lenins […]. Nicht zuletzt würdigen wir seine unschätzbaren wissenschaftlichen Verdienste bei der Propagierung und Weiterentwicklung der marxistisch-leninistischen Theorie und ihrer schöpferischen Anwendung. Für uns ist er eine Persönlichkeit von genialer Weisheit und Voraussicht in den Gang der gesellschaftlichen Entwicklung, die ihn nicht nur zur Führung der Völker der Sowjetunion, sondern auch des Weltproletariats befähigte. Und gerade deshalb ist er einer von uns, ein Gleicher unter Gleichen, kein gottähnliches Individuum auch kein weit entfernt und abgehoben vom Volk herrschender Diktator, wie es uns die imperialistische Propagandamaschinerie weismachen will« (KPD 2007: 18). 

			Die Haltung der trotzkistischen SGP zu Stalin ist naturgemäß eine andere: Orientiert an Leo Trotzkis Ideen der permanenten Weltrevolution und strikt internationalistisch ausgerichtet, gilt ihr der Stalinismus (Sozialismus in einem Land) als Verrat, war »die verbrecherische stalinistische Bürokratie […] kein Produkt der Oktober­revolution, sondern der einsetzenden Konterrevolution« (SGP 2019). Trotz ihres Antistalinismus verficht die SGP keine de­mokratischen Sozi­a­lismusvorstellungen. Ihre globalen Re­­vo­lu­tions­vorstellungen zielen auf die Ab­­schaf­fung von Privat­­­eigentum und die Auflösung der Nationalstaaten zu­­gunsten einer sozialistischen Welt­föderation.
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						Bei öffentlichen Veranstaltungen reicht oftmals ein Blick auf den Büchertisch der Parteien, um deren ideologischen Bezüge zu erkennen. Auf einer Gedenkveranstaltung für Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht am 9. Januar 2011 in Berlin können Besucher Stalins »Gesammelte Werke« kaufen. Bildnachweis: imago images/IPON

					

				

			

			Was SGP und MLPD eint, ist ihre Ablehnung des realen Sozialismus in der Sowjetunion und in der DDR – allerdings aus unterschiedlichen Motiven. Erstgenannte sieht in den »nationalen Sozialismen« eine Abkehr vom ­Gedanken der internationalen Arbeiterschaft, die eine Ausschöpfung des sozialistischen Potenzials verhindert ­hätte. Die MLPD dagegen betrachtet die politischen Entwicklungen nach dem XX. Parteitag der KPdSU 1956 als einen Bruch mit dem wahren Sozialismus: »Sie [die Führung Chruschtschows – die Verfasser] propagierte den modernen Revisionismus und restaurierte schrittweise den Kapitalismus. Auf der Grundlage ­dieses staatsmonopolistischen Kapitalismus neuen Typs bildete sich der sowjetische Sozialimperialismus heraus« (MLPD 2016: 69). Nicht die Unterdrückungen, Deportationen und Massentötungen unter Stalin gelten als Verrat an den marxistisch-leninistischen Ideen, sondern dass der Kampf nicht bedingungslos fortgeführt wurde. Als Anhängsel der UdSSR wird auch die DDR als bürokratisch-kapitalistisches Herrschaftssystem ablehnend bewertet.

			Umgekehrt blieben DKP und KPD der DDR auch über deren Ende hinaus verbunden. Das hängt vor allem mit den historischen Wurzeln beider Parteien zusammen – der DKP als Ableger der SED im Westen, der KPD als orthodoxer Abspaltung der SED-PDS nach 1989/90 im Osten. Mögen die Strahlkraft der »sozialistischen Alternative« und der Glaube an den Siegeszug über den Kapitalismus mit dem Zusammenbruch der östlichen politischen Hemisphäre nachgelassen haben, so gilt die DDR in vielen Bereichen noch immer als Vorbild: der DDR-Antifaschismus und -Antiimperialismus, die vermeintliche Friedens-, Entspannungs- und Abrüstungspolitik des früheren Ostblocks sowie die Verwirklichung sozia­ler Grundrechte. So lässt die DKP keinen Zweifel daran, welchen sie im Nachhinein für den besseren deutschen Teilstaat hält: »Die DKP stand an der Seite der DDR, jenes Staates, in dem 40 Jahre lang die Macht der Konzerne und Banken beseitigt war, jenes Staates, der als einziger in der bisherigen deutschen Geschichte konsequent für Frieden und gegen Krieg eintrat, der konsequent Solidarität mit den Völkern der Entwicklungsländer übte und der konsequent antifaschistisch war. […] Anders in der BRD: 40 Jahre lang kämpften Kommunistinnen und Kommunisten gemeinsam mit anderen gegen die Restauration der politischen Macht des Kapitals und die Einbindung der Bundesrepublik in das Lager des Imperialismus, gegen die Remilitarisierung und die Eingliederung Westdeutschlands in die NATO, gegen Rüstung und Demokratieabbau, für Frieden und Arbeiterrechte« (DKP 2006: 45). Auch die KPD spricht von den großen »Errungenschaften« der DDR und der SED (»moderne Volkswirtschaft«, »demokratische Rechte und Freiheiten der Bürger«). Das Ende des Sozialismus sieht sie einesteils apologetisch in der wirtschaftlichen Schädigung durch »Konterrevolutionäre«, anderenteils jedoch auch in der Unfähig- und Unwilligkeit des Politbüros, »sich gründlich und sachlich mit den entstandenen Problemen auseinander zu setzen. Von Kollektivität der Führung war nichts mehr zu spüren« (KPD 2007).

			6.3	Bündnisstrategien und Parteienorganisation

			Der Grad an ideologischer Rigorosität und die Frage der Kompatibilität der Geschichtsbilder bestimmen sowohl das Verhältnis der linksextremistischen Parteien untereinander als auch die Bündnisstrategien gegenüber anderen Organisationen des linken Spektrums. Der Dogmatismus ist bei der MLPD und SGP am stärksten ausgeprägt – die Parteien sind isoliert und sie isolieren sich selbst, auch gegenseitig. Letztgenannte lehnt Allianzen mit SPD, Grünen und der Linken strikt ab: »Die Arbeiterklasse kann nicht an die Macht gelangen und ein sozialistisches Programm verwirklichen, wenn ihre Hände durch Kompromisse mit den politischen Vertretern anderer Klasseninteressen gebunden sind« (SGP 2019). Auch Bündnisse mit anderen linksextremistischen Organisationen auf Grundlage einzelner Themenfelder (Antifaschismus, Klima) lehnt die SGP ab – politische und taktische Fragen seien gegenüber dem »Standpunkt der elementaren Interessen der Arbeiterklasse« zurückzustellen. Zudem wendet sie sich entschieden gegen die Gewerkschaften, deren Funktionärinnen und Funktionären sie Opportunismus, Korruption und Verrat vorwirft: »Die Sozialistische Gleichheitspartei ruft zu einer Rebellion gegen diese korrupten Organisationen und zum Bruch mit ihnen auf […] Sie tritt für den Aufbau neuer, unabhängiger Organisationen – wie Fabrik- und Arbeiterkomitees – ein, die wirklich die Interessen der einfachen Arbeiter vertreten und von ihnen demokratisch kontrolliert werden« (ebd.).

			Im Gegensatz dazu bemühte sich die MLPD bei Wahlen zwar gelegentlich um Listenverbindungen mit der DKP und der PDS beziehungsweise der Partei Die Linke. Da sie jedoch nur sich als Kraft des »wahren Sozia­lismus« begreift und potenzielle Bündnispartner als »Reformisten« und »Revisionisten« anfeindet, stoßen die Kooperationsversuche der MLPD zumeist auf wenig Gegenliebe (Pfahl-Traughber 2014: 107). Ihr Verhältnis zu den Gewerkschaften ist ambivalent. Sie richtet sich gegen eine vermeintlich reformistische Gewerkschaftsbürokratie, die versuche, »Millio­nenmassen der Gewerkschaftsmitglieder zu gängeln, zu bevormunden und die Entwicklung des Klassenkampfs aufzuhalten« (MLPD 2016: 115 f.). Um dies zu verhindern, ruft die MLPD ihre Mitglieder auf, selbst Einfluss innerhalb der Gewerkschaften zu erlangen. Falls dies nicht ausreiche, müsse »gegebenenfalls […] der gewerkschaftliche Rahmen durchbrochen werden, und die Arbeiterklasse muss zu selbstständigen Kämpfen übergehen« (ebd.: 109). Und auch gegenüber der linksextremistischen Szene tritt die MLPD widersprüchlich auf. Einerseits beteiligt sie sich an antifaschistischen und globalisierungskritischen Demonstrationen, andererseits betrachtet sie den Anarchismus und Antiautoritarismus der Autonomen als schädlich, weil die Arbeiterschaft von solchen Positionen abgeschreckt würde (vgl. Pfahl-Traughber 2014: 108).

			Die DKP zeigt sich gegenüber Bündnispartnern offener, aber nicht gänzlich offen. Im Widerstand »gegen Sozial- und Demokratieabbau, Militarisierung und Kriegspolitik, Rassismus und neofaschistische Gefahren […], gegen die Folgen der imperialistischen Globalisierung« wirbt sie um demokratische wie linksextremistische Verbündete. Dazu zählen kommunistische Parteien ebenso wie Die Linke (nicht aber SPD und Grüne), Umweltaktivisten, politische Organisationen von Migranten und Zuwanderern, sämtliche antifaschistischen Gruppierungen sowie die Gewerkschaften. Letztgenannten schreibt sie zur »Organisation der ­Arbeiterklasse« eine Schlüsselrolle zu. Diese müssten sich allerdings von der SPD lösen und eine autonome Interessenvertretung betreiben. Ähnlich wie die MLPD verlangt sie, Parteimitglieder sollten zu diesem Zweck ihre Interessen in die Gewerkschaften einbringen beziehungsweise diese unterwandern: »Die Mitglieder der DKP sind ihren Möglichkeiten entsprechend Mitglieder der Gewerkschaften. […] Kommunistinnen und Kommunisten leisten theoretische und praktische Beiträge dazu, die Klassenorientierung der Gewerkschaftspolitik zu stärken, dafür antikapitalistische Positionen zu entwickeln und das Ziel einer sozialistischen Gesellschaft in ihnen als notwendig und möglich zu propagieren« (DKP 2006: 38). Als Voraussetzung für linke Bündnisse erklärt die DKP, sie respektiere »die politischen Motive, die Weltanschauung und die organisatorische Selbstständigkeit ihrer Bündnispartner und erwartet von ihnen die gleiche Haltung gegenüber der DKP« (ebd.: 40).

			Der Grad an Offenheit beziehungsweise Abschottung nach außen geht mit dem der Geschlossenheit nach innen einher. Alle linksextremistischen Parteien orientieren sich am Prinzip des »demokratischen Zentralismus«, das heißt, zwar wählt die Basis formal ihre Führung beziehungsweise stimmt über Parteibeschlüsse ab. Tatsächliche Entscheidungen fällt indes allein die Parteispitze. Zu deren Durchsetzung verlangt sie dann natürlich unbedingte Gefolgschaft. Zugleich unterscheiden sich die Niveaus des innerparteilichen Gehorsams – am weitreichendsten ist er bei der MLPD und der KPD ausgeprägt. Vor allem Erstgenannte geht gegen Abweichler von der Parteilinie mit einer Zentralen Kontrollkommission (ZKK) vor, um – sinngemäß – Fehlern, Fehlentwicklungen von Kadern und Spaltungstendenzen vorzubeugen. Wer sich der Führung widersetzt, muss mit Disziplinarstrafen, Sanktionen oder gar mit dem Parteiausschluss rechnen. Von solchen »Säuberungen« zeugt der Austausch großer Teile des Führungspersonals in den Jahren 1996 und 2005 (vgl. Panreck 2018: 157 f.). Auch die seit der MLPD-Gründung 1982 ununterbrochene Führung durch den Vorsitzenden Stefan Engel inklusive eines gewissen Personenkultes sowie die quasi dynastische Amtsübergabe an dessen Stieftochter Gabi Fechtner 2017 gleichen dem Vorbild leninistischer Kaderparteien.

			Die SGP vertritt demgegenüber eine Art Doppelstrategie – ­zumindest offiziell. Während offene Kritik und breite Diskussion nach innen er­­wünscht seien, wird nach außen strikte Disziplin erwartet: »Die Entscheidungen, zu denen die Partei auf demokratischem Wege gelangt ist, sind bindend für alle Mitglieder. Wer gegen dieses Wesenselement des Zentra­lismus bei der Umsetzung von Entscheidungen etwas auszusetzen hat, wer in jeder Forderung nach Disziplin eine Verletzung seiner persönlichen Freiheit sieht, ist kein revolutionärer Sozialist, sondern ein anarchistischer Individualist, der nicht versteht, was der revolutionäre Kampf erfordert« (SGP 2019). Die DKP besitzt von den vier linksextremistischen Parteien das größte Maß an interner Heterogenität. Als Reaktion auf die Krise des Sozialismus nach 1989/90 formierten sich ein orthodox kommunistisches und ein reformorientiertes Lager, ohne dass sich eine der beiden Strömungen bis heute durchsetzen konnte. Die Folgen waren erstens innerparteiliche Auseinandersetzungen und Debatten um die Frage nach »Reform- oder Revolutionskurs« der DKP, zweitens Kampfabstimmungen an der Parteispitze entgegen dem zentralistischen Prinzip sowie drittens zahlreiche Parteiaustritte. Immanent betrachtet, schadete der DKP ihr Lavieren: Wem sie zu radikal war, der verließ sie möglicherweise in Richtung PDS/Die Linke; wem sie nicht radikal genug war, wanderte wohl in Richtung MLPD ab.

			6.4	»Sonderfall« Die Linke

			Die Linke entstand 2007 aus der hauptsächlich im Osten verwurzelten Linkspartei/Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS), die wiederum die Nachfolgerin der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) war, und der westdeutschen Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtigkeit (WASG). Nachdem die SED zum Ende der DDR weitgehend diskreditiert und isoliert war, kam es in der PDS zum umfassenden personellen Neuanfang. Auf der ideologisch-programmatischen Ebene blieb aus strategischen Gründen eine vollständige Erneuerung indes aus. Denn zum einen zielte die Partei darauf ab, Teile ihrer alten Anhängerschaft zu bewahren (die über Nacht arbeits- und machtlos gewordene Nomen­klatura), zum anderen wollte sie den Verlierern im Prozess der deutschen Einheit (Arbeitslose, Rentner usw.) eine politische Heimat geben. Der Versuch, verschiedene Strömungen einzubinden, führte dazu, dass demo­kratische ebenso wie offenkundig linksextremistische Kreise in der Partei eine Heimat fanden. Richtungskämpfe zwischen »Reformern« und »Orthodoxen«, zwischen neuen und alten Überzeugungen, prägten den Kurs der PDS. Statt sich von der marxistischen Ideologie zu lösen, kultivierte die Parteiführung den Gegensatz zwischen sozialistischer Theorie und realsozialistischer Herrschaftspraxis (vgl. Thieme 2015a: 351 f.). Durch die Westausdehnung als Die Linke und den generationsbedingten Wandel 30 Jahre nach dem Fall der Mauer hat der Einfluss früherer Parteikader in den vergangenen Jahren deutlich abgenommen. Doch gilt Gleiches auch für den Linksextremismus in der Partei?
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						Auf dem Bundesparteitag der Partei Die Linke im Juni 2017 in Hannover kommen Hunderte Delegierte aus unterschiedlichsten Strömungen zusammen. Diese ausgeprägte Heterogenität der Partei erschwert eine eindeutige Einordung als entweder ­demokratisch oder linksextrem. Bildnachweis: imago images/localpic

					

				

			

			Die allgemeine Wahrnehmung spricht dafür – in Politik, ­Öffentlichkeit und Medien spielt die Frage nach dem demokratischen beziehungsweise linksextremistischen Charakter der Linken so gut wie keine Rolle mehr. Wenn überhaupt, richtet sich der Extremismusvorwurf gegen einzelne Zusammenschlüsse innerhalb der Partei. Dies entspricht auch den Einschätzungen des Verfassungsschutzes. Die Linke gilt grundsätzlich als demokratische Partei, die zugleich mehrere linksextremistische Untergruppen beheimatet. Dazu zählen nach Angaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz die Kommunistische Plattform, die Sozialistische Linke, die dem kubanischen Regime nahestehende Arbeitsgemeinschaft Cuba Sí, die Antikapitalistische Linke, das Marxistische Forum, die Gruppierung Geraer/Sozialistischer Dialog (GSoD) sowie das trotzkistische Netzwerk Marx21. Daraus ergibt sich ein Potenzial von etwa 4300 Personen15 – bei 61 055 Mitgliedern der Linken insgesamt (Stand Dezember 2019; vgl. Zeit online 2020).

			Zugleich belegt ein Blick in die Verfassungsschutzberichte der Bundesländer erhebliche Umgangs- und Wahrnehmungsunterschiede. Einzelne Zusammenschlüsse innerhalb der Partei werden vom Bund sowie von sieben Ländern beobachtet: Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen. Auch wenn der Zusammenhang nicht in allen Fällen zutrifft, zeigt sich eine klare Tendenz: Nicht die Ausrichtung der Landesverbände als »reformorientiert« oder »orthodox« scheint die unterschiedliche Beobachtungspraxis zu erklären, sondern wie stark Die Linke im jeweiligen Land verankert ist und welche Parteien dort gerade regieren. In den östlichen Ländern findet – außer in Sachsen – keine Beobachtung statt. Dagegen ist die Partei nur in zwei der sechs westlichen Länder mit Verfassungsschutzüberwachung parlamentarisch etabliert: im Hessischen Landtag und in der Hamburger Bürgerschaft. Zudem wurde Die Linke beziehungsweise die PDS nirgends, wo sie (mit)regierte, gleichzeitig in den Verfassungsschutzberichten behandelt. Im Gegenteil: In unmittelbarem Zusammenhang mit den Koalitionsbeteiligungen in Mecklenburg-Vorpommern (1998–2006), in Berlin (2002–2011) und Thüringen (seit 2014) wurden Überwachung und Erwähnung in den Verfassungsschutzberichten eingestellt – 1999, 2002 und 2014. Das ist aus Sicht der Extremismusforschung ein kritikwürdiger Umstand – unabhängig davon, wie man zur Beobachtungspraxis stehen mag. Denn nicht die Frage einer eventuellen Bedrohung beziehungsweise die Haltung zum demokratischen Verfassungsstaat entscheidet hier über die Observation, sondern die politische Konstellation.

			Was für die Einstufung der Linken als linksextremistisch spricht: Alle oben genannten Gruppierungen zielen offen auf die Überwindung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und auf die Errichtung eines sozialistischen beziehungsweise kommunistischen Gesellschaftsmodells. Sie stellen die parlamentarische Demokratie und den Rechtsstaat infrage und zeigen unverhohlen ihre Sympathien für frühere (DDR) wie gegenwärtige (Kuba, Venezuela) sozialistische Diktaturen, ohne deren Menschenrechtsverletzungen und diktatorischen Charakter zu verurteilen. Zudem existieren personelle Verbindungen zur militanten beziehungsweise gewaltbereiten Szene. Im Zusammenhang mit Demonstrationen gegen die wachsende globale Ungleichheit und den Rechtsextremismus fehlt es jedoch auch der Gesamtpartei an einer klaren Distanzierung gegenüber offen linksextremistischen Gruppen. Der Verweis auf den »Applaus von der falschen Seite« – man könne nichts dafür, wer sich den Protestveranstaltungen der Linken anschließe – überzeugt angesichts unzureichender Abgrenzungen nicht.

			Zwar sind linksextremistische Positionen innerhalb der Partei keine Mehrheitsposition, jedoch auch nicht gänzlich isoliert, wie eine Auswahl von Aussagen führender Politikerinnen und Politiker nahelegt: Die frühere Vorsitzende Gesine Lötzsch (2011: 10) sinnierte »über Wege zum Kommunismus«, Christel Wegner, Gründungsmitglied der DKP und über die Landesliste der Linken Abgeordnete im Niedersächsischen Landtag, sprach 2008 vom Erfordernis der Wiedereinführung der Stasi, um eine neue Gesellschaftsform errichten zu können (vgl. ARD 2008). Der ehemalige und mittlerweile aus der Partei ausgetretene Spitzenkandidat in Hessen Pit Metz verglich den Schießbefehl an der innerdeutschen Grenze mit dem Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan (vgl. Bartsch 2007: 51). Und der Bundestagsabgeordnete Norbert Müller nannte den damaligen Bundespräsidenten Joachim Gauck einen »widerlichen Kriegshetzer« – seine Partei reagierte darauf mit verhaltener Kritik (Der Spiegel 2014).

			Darüber hinaus unterhält Die Linke eine enge Verbindung zu kommunistischen Organisationen im Ausland. So pflegte Wolfgang Gehrcke, außenpolitischer Sprecher der Linken-Fraktion im Bundestag, Kontakte zur terroristischen FARC in Kolumbien; andere Genossen unterstützen die palästinensisch-islamistische Hamas ebenso wie die Hisbollah im Libanon. Für Ulla Jelpke (MdB) ist die als terroristisch eingestufte kurdische Arbeiterpartei PKK eine auf demokratische Selbstverwaltung abzielende Freiheitsbewegung (vgl. Jach 2008). Und auf dem Europaparteitag im Februar 2019 riefen zahlreiche Delegierte zur Solidarität mit dem amtierenden venezolanischen Diktator Nicolás Maduro auf.

			Was gegen die Einstufung der Linken als linksextremistisch spricht? Vor allem in den östlichen Bundesländern ist sie eine fest etablierte politische Größe, die pragmatisch agiert und ihre Kompromissfähigkeit als Regierungs- und Oppositionspartei vielfach unter Beweis gestellt hat. Ihre Minister und Parlamentarier erweisen sich in aller Regel als verlässliche, an Sachproblemen orientierte Politikerinnen und Politiker. Der programmatische Pragmatismus der ostdeutschen Landesverbände geht mit einer stabilen elektoralen Verankerung in der Wählerschaft einher und führte in Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern zu Regierungsbeteiligungen sowie 2014 in Thüringen mit Bodo Ramelow erstmals zu einem linken Ministerpräsidenten. Auch in Bremen ist Die Linke seit 2019 an der Regierung beteiligt. Das »Gespenst des Kommunismus« (Marx) blieb eine Illusion: Weder kam es in Thüringen zur Abschaffung oder Einschränkung der Demokratie noch zu Verstaatlichungen. Noch nicht einmal der Ausbau von Sozialleistungen hat – angesichts des hohen Thüringer Schuldenstandes – das Niveau anderer Bundesländer erreicht (Stichworte beitragsfreie Kita und Mietendeckel wie in Mecklenburg-Vorpommern bzw. Berlin). Wer dem Thüringer Ministerpräsidenten Extremismus vorwirft, führt den Begriff ad absurdum.

			Anstelle scharfer Kapitalismuskritik setzt Die Linke bei Wahlen vor allem im Osten auf soziale Forderungen (»existenzsichernder gesetzlicher Mindestlohn«, »sanktionsfreie Mindestsicherung«, »solidarische Bürgerversicherung für Gesundheit und Pflege«) – auch wenn Überlegungen zur Finanzierbarkeit mitunter vage bleiben. Das hat aber mit politischem Extremismus nichts zu tun. In den westdeutschen Landesverbänden sieht das zum Teil anders aus. Das Zusammengehen mit der WASG hat nach Ansicht von Experten ab 2007 neben Gewerkschaftern und Sozialdemokraten auch viele Trotzkisten in Die Linke gebracht, was zur Stärkung der linksextremen Strömungen geführt habe (vgl. Pfahl-Traughber 2014: 115 f.).

			Das Gesamtbild bleibt somit diffus. Die Linke trachtet weder nach einem revolutionären Umsturz noch nach der Abschaffung von Eigentum und Besitz. Zugleich schafft sie es jedoch nicht, den Gegnern der freiheitlichen demokratischen Grundordnung in ihren Reihen mit deren teilweise antipluralistischen Forderungen entschieden Paroli zu bieten.16

			Anmerkungen

			
				
					12	Die Anzahl beruht auf Schätzungen des Bundesverfassungsschutzes, berechnet auf Grundlage der jährlichen Parteieinnahmen durch Mitgliedsbeiträge. Ob also tatsächlich ein Aufwuchs der Mitgliederzahl von 2017 auf 2018 um etwa 1000 Personen stattfand oder es sich um eine nachträgliche Korrektur handelt, scheint zumindest fraglich. 

				

				
					13	Der offizielle Name lautet Partei für Soziale Gleichheit/Sektion der Vierten Internationale.

				

				
					14	Der bulgarische Kommunist Georgi Dimitroff war von 1935 bis zur Auflösung durch Stalin im Jahr 1943 Generalsekretär der Kommunistischen Internationale und von 1946 bis zu seinem Tod 1949 Ministerpräsident Bulgariens. Vgl. Stankova 2010.

				

				
					15	Doppelmitgliedschaften sind hierin nicht berücksichtigt.

				

				
					16	Siehe zur Frage »normale Partei oder eine Gefahr für die Demokratie« aus journalistischer Perspektive Hagen/Liedtke/Schaible 2020: 36 f.

				

			

		


	
			7	Wer agiert auf der Straße? – Autonome und Postautonome

			7.1	Missverständnisse

			Wer heute an Linksextremismus denkt, hat meist gewaltbereite Autonome im Sinn. Das dürfte daran liegen, dass die Autonomen die gesellschaftliche Entwicklung seit über vier Jahrzehnten begleiten und dabei wiederholt durch ihre Gewaltexzesse medial auffallen. Trotz der langen Tradition kursieren nach wie vor zahlreiche Missverständnisse:

			1) »Die Autonomen sind so etwas wie ein fester Verband.« – Die Autonomen sind keine Organisation, sondern am ehesten eine Szene. Von einer Organisation der Autonomen zu sprechen, ergibt schon aufgrund ihres hierarchie- und organisationskritischen Selbstverständnisses wenig Sinn. Wohl gibt es aber eingespielte Rollengefüge im Kleingruppenraum, informelle Strukturen und Formen der Vergemeinschaftung. Der Szenebegriff erfasst den Charakter der Autonomen als dynamische Gesinnungsgemeinschaft verschiedener Gruppen recht gut. Sie formieren sich um einen Themenkomplex herum, ohne aber alle Teilbereiche des individuellen Lebens zu ordnen. Zugehörigkeiten werden über eigene Codes, Praxen und Wissensbestände definiert. Der »Austritt« einer Person lässt sich zwar sanktionieren, nicht aber verhindern. Die Autonomen haben ihre Treffpunkte – etwa die »Rote Flora« (siehe Hoffmann 2011) in Hamburg –, scharen sich um stark eingebundene Organisationseliten, die meist schon länger in der Szene tätig sind und eine meist informelle Führungsrolle innehaben, und tragen Merkmale »sozialstruktureller Entbundenheit« (Schuhmacher 2014: 76). Mit Letztgenanntem ist gemeint, dass es nicht so sehr dem Elternhaus, der Schulbildung oder dem sozialen Status zu verdanken ist, ob aus jemandem ein Autonomer wird, sondern vor allem seiner »individuellen, ungebundenen Entscheidung« (Haunss 2004: 85).
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						Das »autonome Blättchen« ist eine von mehreren Zeitschriften, in denen autonome ­Politikansätze diskutiert und Bekennerschreiben von Anschlägen abgedruckt werden. Bildnachweis: Autonomes Blättchen. Bildnachweis: Autonomes Blättchen

					

				

			

			2) »Die Autonomen …« – So etwas wie die Autonomen gibt es nicht (ebenso wenig wie »die Antifa«): Es handelt sich um recht heterogene, allenfalls lose verbundene Netzwerke von meist lokal agierenden (Klein-)Gruppen, selbst wenn das uniforme Auftreten des »Schwarzen Blocks« bei Demonstrationen (schwarze Kleidung, Vermummung, Sonnenbrillen usw.) das Gegenteil nahelegt. Die autonome Szene lebt von Freundeskreisen, kurzlebigen Demo-Bekanntschaften und thematisch ausgerichteten Aktionsgruppen. Die Fluktuation ist immens, die Verbindlichkeit, politisch-strategisch bedingt, gering: Jede Unterordnung, Hierarchisierung oder organisatorische Gerinnung widerspräche dem politischen Anspruch. Diffuse Feindbilder, ein radikal linkes, an Befreiung orientiertes Selbstverständnis, ähnliche gruppenästhetische Vorstellungen und verschiedene (Online-)Periodika (autonomes blättchen, indymedia, Interim, radikal) sorgen für ein Minimum an Zusammenhalt.

			3) »Die Autonomen sind hochpolitisch.« – Autonomer oder Autonome wird man selten aus politischen Motiven im engeren Sinn: Szeneanhänger bekunden in einschlägigen Publikationen immer wieder, dass es weniger die politischen Vorstellungen der Autonomen waren, die sie angezogen haben, als vielmehr deren militanter Habitus und das Versprechen von Identität und Gemeinschaft (vgl. Schroeder/Deutz-Schroeder 2015a: 197–201). Da heißt es etwa: »Viele Jugendliche begeistern sich zunächst weniger für die politischen Inhalte, die ihnen die Szene anzubieten hat, als vielmehr für deren Auftreten. Ein junger Autonomer, der inzwischen selbst Szene-Kleidung entwirft, gibt freimütig zu, den ›anti-kommerziellen Style‹ der autonomen Bewegung attraktiv gefunden zu haben« (AK Wantok 2010: 55). Oder auch: »Es waren die subversive, rebellische Haltung und die spezielle, unangepasste Ausstrahlung, die mich angezogen haben« (AK Wantok 2010: 55).

			4) »Die Autonomen sind nur ein paar unpolitische Chaoten/Randalierer.« – Die Beitrittsmotive vieler Autonomer mögen unpolitisch sein; und es kommt – zumal bei Ausschreitungen durch Autonome – immer wieder auch zu Gewalttaten externer Trittbrettfahrer, die sich die Szene zurechnen lassen muss (etwa in Hamburg 2017). Das heißt aber nicht, sie selbst sei unpolitisch. Zum einen ist die Gewalt, die von Autonomen ausgeübt wird, nicht unpolitisch – sonst würde sie wohl nicht hauptsächlich gegen politische Gruppierungen (Rechtsextreme) und Vertreter des Staates (Polizeikräfte) beziehungsweise auf größeren Demonstrationen (etwa gegen Atom- oder Kohleenergie, gegen Rechtsextremisten, gegen Kapitalismus) ausgeübt, sondern im privaten Raum – etwa als Vandalismus. Zum anderen zeigen Publikationen aus dem autonomen Spektrum, dass das Hauptziel der Szene – die Abschaffung jeglicher Herrschaft – durchaus politisch ist.
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						Ein Graffiti an der Wand eines Supermarktes in Weferlingen, Sachsen-Anhalt, im ­Januar 2020. Die Zahlen 1312 stehen für das Buchstabenkürzel ACAB – »All Cops Are Bastards«. Eine Zahlenkombination als Code für die Stelle der jeweiligen Buch­staben im Alphabet ist unter Linksextremen auch für andere Abkürzungen geläufig, beispielsweise 161 für AFA – »Antifaschistische Aktion«. Bildnachweis: Polizeirevier Börde

					

				

			

			5) »Autonome machen nichts anderes als randalieren.« – Diese Vorstellung stimmt auf zweierlei Art nicht: Sie stimmt einerseits nicht, wenn damit gemeint ist, Autonome träfen sich nur, um Gewalt auszuüben. Richtig ist: Gewalt spielt als Ausdrucksform einer grundlegend militanten Einstellung eine zentrale Rolle. Die politischen Artikulationsformen von Autonomen umfassen jedoch auch friedliche Demonstrationen, Konzerte, Lesungen, Publikationen, Vernetzungstreffen, Weiterbildungen, Workshops und vieles mehr. Auch gemeinsames Kochen kann Bestandteil des Szene­lebens sein, das eben mehr bedeutet als Steinewerfen. Die obige Vorstellung stimmt andererseits nicht, wenn damit gemeint ist, die einzige Form der Gewalt, die von Autonomen ausgeht, sei die Massenmilitanz: Prügeleien, Steinwürfe und Molotowcocktails auf Demonstrationen. Vielmehr ist seit einigen Jahren eine Zunahme klandestiner Gewalt zu beobachten: Sabotageakte gegenüber der öffentlichen Infrastruktur, Brand- und Sprengstoffanschläge gegenüber »Luxuskarossen« und öffentlichen Objekten sowie die gezielte Gewalt gegenüber Einzelnen (zumeist, aber nicht ausschließlich Rechtsextremisten).

			7.2	Woher kommen und wer sind »die« Autonomen?

			Die Autonomen gäbe es nicht ohne die APO (außerparlamentarische Opposition) in Deutschland und die Autonomia Operaia (»Arbeiterautonomie«) in Italien, beide vorrangig aktiv in den 1960er-Jahren. Die Autonomia Operaia entstand aus dem Zusammenschluss von Fabrikarbeitern und Studenten. Die Bewegung wollte das Kapital bekämpfen, ohne auf die schwerfälligen und hierarchisch autoritären Strukturen der kommunistischen Partei und der Gewerkschaften zurückzugreifen. Ihnen warf man vor, den einst radikalen Eifer dem bequemen Leben im Kapitalismus geopfert zu haben. Stattdessen griff man zu Streiks, Sabotageakten und Straßenschlachten. Antonio Negri, italienischer Starintellektueller der globalisierungskritischen Bewegung, gehörte einst zur Autonomia Operaia. Deren auf Freiheit und Autonomie ausgerichtete Idee war die intellektuelle Quelle der Autonomen.

			Genealogisch stammen die Autonomen von der APO ab, genauer ge­­sagt: von den Spontis, die sich gleichfalls gegen die Orthodoxie und den organisatorischen Starrsinn des Marxismus-Leninismus wendeten, wie ihn in Deutschland vor allem die K-Gruppen praktizierten. Ihnen setzten die Spontis die – mit den Ideen der Autonomia Operaia verwandte – »Spontaneität der Massen«, die Gefühlswelt und Betroffenheit des Einzelnen entgegen. Sie rückten das Individuum in den Mittelpunkt ihrer meist kreativen und humorvollen Aktionen. Joschka Fischer und Daniel Cohn-Bendit starteten ihre politische Laufbahn als Sponti.

			Ende der 1970er-Jahre begannen sich erstmals Gruppierungen und Personen als Autonome zu bezeichnen. Bis heute charakterisiert sie ihr eigenverantwortlich-emanzipiertes Selbstverständnis: Wörtlich übersetzt sind Autonome jene, »die sich ihre Gesetze selbst geben«. Nur führt die Übersetzung ein wenig in die Irre, denn Gesetze haben sich Autonome nie gegeben. Vielmehr symbolisiert die Selbstbezeichnung eine tief liegende Ablehnung von Organisationsfixiertheit und Zentralismus zugunsten einer gewissen Sympathie für anarchistische Ideen. Sie zielen weniger auf ein in einer kohärenten Gesellschaftstheorie zu skizzierendes Fernziel, sondern auf ein eigenbestimmtes Leben, das frei sein soll von wirtschaft­lichen, politischen und sozialen Zwängen.

			Die Autonomen profitierten anfangs von der nachlassenden Anziehungskraft der Neuen Sozialen Bewegungen und der Spontiszene, rekrutierten sich aus »undogmatischen Gruppierungen, seltener aus K-Gruppen, sondern aus der militanten Hausbesetzerszene und den militanten Teilen der Anti-AKW-Bewegung« (Baron 2011: 232). Diese Herkunft erklärt die frühen Aktionsfelder: Anti-Atomkraft und der »Kampf um Freiräume«, mit dem Hausbesetzungen begründet wurden. Das jugendlich-akademische Milieu erklärt die späteren Hochburgen der Autonomen: etwa Berlin, Bremen, Frankfurt am Main, Freiburg, Göttingen, Hamburg, (später) Leipzig und Marburg.

			Noch während ihrer Formierungsphase traten die Autonomen in das Bewusstsein einer breiteren Öffentlichkeit: nämlich bei der Vereidigung von Bundeswehrsoldaten im Bremer Weserstadion durch Bundespräsident Karl Carstens am 6. Mai 1980. Unter den mehr als 10 000 Demonstrierenden befanden sich einige Hundert Autonome, die Polizeibeamte angriffen, deren Fahrzeuge in Brand setzten und ganze Straßenzüge verwüsteten. Seither geraten Autonome immer wieder in die Schlagzeilen. Ihre Aktivität folgt verschiedenen Protestkonjunkturen – sie ist nicht entkoppelt von der Mehrheitsgesellschaft, sondern reagiert sensibel auf Themenkarrieren, gesellschaftliche Mobilisierung und Meinungsumschwünge. 
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			Ein fixes, in seiner Bedeutung jedoch schwindendes Datum in jedem Jahr ist der 1. Mai, bei dem sich die Szene schon frühzeitig den Ruf einer gewaltaffinen Bewegung erwarb. Ihre Beteiligung an Anti-Atomkraft-Demos, an Protesten anlässlich von Castor-Transporten und – auf lokaler Ebene – an Auseinandersetzungen um die Besetzung, Legalisierung und Räumung von Häusern (etwa: Hafenstraße und »Rote Flora« in Hamburg, KTS in Freiburg, Liebigstraße 14, Rigaer Straße 94 und »Köpi« in Berlin, »Black Triangle« in Leipzig) brachten die Autonomen immer wieder ins Gespräch. Die Kämpfe um »autonome Freiräume« schließen dabei nicht nur Hausbesetzungen, sondern auch Straßenschlachten mit Polizisten und Rechtsextremen ein – in den letzten Jahren etwa in Leipzig-Connewitz. 

			Zwei weitere Kristallisationspunkte autonomer Aktivität waren der G8-Gipfel in Heiligendamm 2007 und der G20-Gipfel in Hamburg 2017. Beim G8-Gipfel 2007 traten die Autonomen in Deutschland sowohl durch eine erhöhte Gewaltbereitschaft als auch durch ihr Organisationsvermö­gen in Erscheinung, aktivierten sie doch binnen kürzester Zeit mehrere Tausend Sympathisanten aus dem In- und Ausland – was wohl durch den polarisierenden Charakter des Gipfels, dessen Erreichbarkeit (anders als etwa der G7-Gipfel in Elmau 2015) und die Bedeutungszunahme digitaler Kommunikation begünstigt wurde. Die G20-Proteste in Hamburg zehn Jahre später setzten diesen Trend fort. Mobilisierung und Gewalt­intensität erreichten einen Höchststand innerhalb der letzten zwei ­Dekaden.

			Zu dieser Gewaltkulmination beigetragen haben dürfte der Umstand, dass die autonome Szene seit einigen Jahren – nicht explosionsartig, aber stetig – wächst. Hatte sie sich Ende der 1990er-Jahre ausweislich der Zahlen des Bundesamtes für Verfassungsschutz bei etwa 5000 bis 6000 Anhängern eingependelt (Abbildung 2), gibt es seit 2006 einen diskontinuierlichen Anstieg. Zuletzt verschob sich die Anzahl von 6100 Anhängern im Jahr 2014 auf 7400 im Jahr 2019. Damit gibt es heute so viele Autonome wie noch nie seit der Wiedervereinigung – und auch so viele gewaltorientierte wie noch nie. Autonome machen damit rund 20 bis 30 Prozent des linksextremen Personenkreises in Deutschland aus, der auch Mitglieder der Partei Die Linke, der MLPD und der DKP einschließt.

			Dass zumindest nicht alle linksextreme Gewalt von den Autonomen ausgeht, zeigen die Verfassungsschutzberichte: Im Jahr 2019 gab es beispielsweise insgesamt 9200 Gewaltorientierte, darunter aber nur 7400 Autonome (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2020b: 116). Die restlichen 1800 Personen verteilten sich gleichmäßig auf Anarchisten und dogmatische Linksextremisten. Seitdem der Verfassungsschutz die Kategorie der »Gewaltorientierten« im Jahr 2014 eingeführt hat, machen Autonome etwa 80 Prozent von ihnen aus.

			Die Kategorie »Gewaltorientierte« umfasst neben Gewalttätern auch die Gewaltbereiten (Gewalt als legitimes politisches Mittel), die Gewaltunterstützer (keine eigene Gewalt, aber Vorbereitungshandlungen) und die Gewaltbefürworter (Befürwortung mit dem Ziel, andere zur Gewaltausübung zu animieren). Zwischen 1998 und 2013 wurde nur die Anzahl der »Gewaltbereiten« erfasst. Ein Vergleich der Daten von vor 2014 mit jenen ab 2014 ist daher im Grunde kaum möglich. Bis einschließlich 1997 hieß die Kategorie »Gewaltbereite inklusive Terroristen«.

			Solche Statistiken, aber auch die Bilder von Autonomen bei Demonstrationen verraten wenig darüber, wer sich hinter der schwarzen Vermummung verbirgt. Der relativ unverbindliche Charakter der Szene, ihr wenig orthodoxes Theorieverständnis und ihr attraktives Erscheinungsbild erleichtern den Austausch und Durchmischungen mit anderen jugendlich dominierten Szenen. Es gibt inhaltliche und kulturelle Anknüpfungspunkte zur Punk-, Hardcore-, Ska-, Hip-Hop-, Metal-, Elektromusik-, Graffiti- und Skaterszene, zu linksalternativen Cliquen und Oi-Skins – wohl auch wegen dem insgesamt eher »problematische[n] Verhältnis zu staatlichen Regelungen und Institutionen« (Eichholz o. J.), das autonome Antifa-Gruppen mit Angehörigen der genannten Szenen teilen.

			
			Abbildung 2: Entwicklung der Anzahl der Autonomen und Gewaltorientierten
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						Erläuterung: 1994–1997 Gewaltbereite inkl. Terroristen, 1998–2013 Gewaltbereite, ab 2014 Gewaltorientierte

						Quelle: Verfassungsschutzberichte 1990–2019; Jahrbücher Extremismus & Demokratie 1991–2019

					

				

			

			Leider gibt es zu Individualdaten kaum gesicherte Quellen, da sich die Autonomen gegenüber Journalisten und Wissenschaftlern bedeckt halten (Explorationsverweigerung). Intensives Nachfragen wird nicht selten als Ausspionieren verstanden und macht verdächtig. Es gibt jedoch einige Selbstdarstellungen aus der Szene und wenige Studien.17 Sie weisen darauf hin, dass die autonome Szene ein vorrangig jugendliches, städtisches Mittelschichtphänomen ist. Die meisten Szeneanhänger sind 18 bis 28 Jahre alt und formal hochgebildet – es handelt sich überdurchschnittlich häufig um Studenten und Schüler, aber auch Azubis und Arbeitslose, häufig mit heterogenen Bildungsverläufen und auch Brüchen in der Bildungskarriere (Klassenwiederholungen, abgebrochene Ausbildungen etc.), sind dabei. Zur Geschlechterzusammensetzung ist wenig bekannt – zumindest unter linken Gewalttätern überwiegen ausweislich der Berliner Senatsverwaltung Männer deutlich gegenüber Frauen. Allerdings ist angesichts der generell höheren Delinquenzquote von Männern im Gewaltbereich fraglich, ob dieser Befund auf die gesamte Szene übertragbar ist.

			Nicht wenige Angehörige wenden sich der Szene infolge von Ausgrenzungs- und Ausschlusserfahrungen (z. B. häusliche Gewalt, unbewältigte Konflikte, Zerfall der Familie, geringe Einbindung in Peergroups) zu, weil sie nach Anerkennung, Struktur und Identifikation, aber auch Kontrolle über die eigenen Lebensumstände suchen. Die Autonomen übernehmen daher nicht selten die Funktion von Familien und Freundeskreisen. Da­raus erklärt sich einerseits die hohe Identifikation mit der Szene, andererseits die enorme Gruppendynamik etwa bei Demonstrationen.

			Da die meisten jungen Menschen nur für eine begrenzte Zeit in der autonomen Szene verweilen, scheint diese kein übergreifend attraktives politisches beziehungsweise soziales Angebot zu unterbreiten, sondern nur einen Schritt in der juvenilen Sozialisation darzustellen. Typische Motive für das »Herauswachsen« aus der Szene und die gesellschaftliche Reintegration sind Partnerschaft und Nachwuchsplanung, das Verlangen nach sozialer Sicherheit und das »Ankommen« im Beruf.

			Zwei Dinge folgen aus der enormen Fluktuation: Erstens dürfte die ideologische Verhärtung – auch aufgrund der geringen Bedeutung umfassender Ideologiegebäude bei den Autonomen – bei den meisten, die die Szene verlassen, nicht nachhaltig sein. Zweitens ist aber die gesellschaftliche Breitenwirkung der Szene beträchtlich, wenn aufgrund des konstanten »Personalaustauschs« der gesellschaftliche Anteil der »autonom« Sozialisierten mehrere Zehntausend potenzielle Sympathisanten und Unterstützer umfasst.

			7.3	Selbstverständnis und politische Ziele

			Die Eckpfeiler des autonomen Weltbildes sind die Orientierung am Individuum, das allgegenwärtige Befreiungsnarrativ und die tief liegende Skepsis gegenüber Herrschaft und Autorität. Wiewohl hier die Ideale des Anarchismus durchschimmern – Kapitalismus- und Demokratiekritik, Ablehnung von Herrschaft, Organisationen und Hierarchien überhaupt –, berufen sich Autonome allenfalls eklektisch und dann unverbindlich auf sie: Die Anrufung von Autoritäten ist ja gerade das, was sie ablehnen. Aus diesem Grund gibt es weder so etwas wie ein einheitliches »linksautonomes Weltbild« noch ein ausgearbeitetes Ideologiegebäude. Insgesamt ist für ausgedehnte Theoriedebatten nur wenig Raum. »Für Autonome stehen Aktionen, nicht Diskurse im Mittelpunkt des Interesses« (Bergsdorf/­Hüllen 2011: 65). Ihre Politik richtet sich nicht am Kollektiv aus, sondern am Individuum. »Politik der ersten Person« heißt dieses Prinzip. Wer Teil der Szene ist, kämpft nicht für andere, nicht für Arbeiter oder das Volk, sondern für sich selbst. Emotion und Subjektivität sind die Maßstäbe autonomen Handelns.

			Das ist ziemlich wenig Verbindlichkeit. Die »Befreiung des ­Individuums« und die damit verbundene Ablehnung des staatlichen Gewaltmonopols sind der kleinste gemeinsame Nenner der Autonomen (Goertz/Goertz-Neumann 2018: 194). Dieser schlägt die Brücke zu den Hassobjekten: den Kapitalismus mitsamt Banken und Großkonzernen, den bürgerlichen Staat und gesellschaftliche Herrschaft überhaupt, Globalisierung, Misogynie, Gentrifizierung, das Patriarchat und Heteronormativität, Faschismus und Rassismus, Imperialismus und Ausbeutung – mithin alles, was aus Autonomensicht der Freiheit des Einzelnen im Weg steht. Diese Themen- sind zugleich auch Handlungsfelder: Man demonstriert gegen die Europäische Zentralbank (Antikapitalismus), den G20-Gipfel (Antiglobalisierung) oder Pegida (Antirassismus und Antifaschismus), man publiziert zu Fragen der Gendergerechtigkeit und des Patriarchats, man prügelt sich mit »Nazis« und »outet« sie (Antirassismus und Antifaschismus), man besetzt Häuser und setzt sich gegen deren Räumung zur Wehr (Antirepression und Antigentrifizierung).

			Nicht alle Handlungsfelder wurden immer gleich stark bedient, die Szene ist auch von Themenkonjunkturen abhängig. Hatte in den 1980er-Jahren und noch einmal Ende der 1990er-Jahre wegen der militärischen Aufrüstung und der Auslandseinsätze Deutschlands der Antimilitarismus dominiert, überwogen in den frühen 1990er-Jahren und ab den frühen Nullerjahren Antifaschismus (NPD-Erfolge in Ostdeutschland, rechte Gewalt) sowie – später – die Globalisierungskritik (zunehmende mediale Präsenz von G8- und G20-Treffen, Weltwirtschaftsforen in Davos, EU-Gipfeltreffen). Mit dem Zuzug von Flüchtlingen ab dem Jahr 2015, dem Aufkommen von Pegida wie AfD und flüchtlingskritischen bis -feind­lichen Demonstrationen rückten abermals Antifaschismus und Antirassismus in den Vordergrund. Da der Klimawandel zudem stärker ins Bewusstsein der breiten Bevölkerung tritt, versuchen Autonome, auch dieses Thema zu besetzen; sie versuchen, Brücken zu zivilgesellschaftlichen Initiativen, zu Gewerkschaften und Linksaußenparteien zu schlagen – etwa im Hambacher Forst –, und werben um Unterstützung für ihre Sache.

			Keines der Handlungsfelder steht isoliert für sich. So ist der Kampf ge­­gen Rechtsextreme vielfach vom Kampf gegen Kapitalismus und gegen den »staatlichen Repressionsapparat« kaum zu entkoppeln, weil alle drei als »bürgerlich« diffamiert werden und für zumindest latent faschistoide Ordnungsvorstellungen stehen. Überhaupt überwölbt der Kampf gegen die Herrschaft alle anderen Aktionsfelder, weil sich alle Feindbilder als illegitime Herrschaft interpretieren lassen: die der Polizei, der »Rechten«, der Großkonzerne und Banken, des Mannes, der Superreichen, der Weißen, der Zugezogenen, der Kolonialmächte, der Rassisten und Nazis. Im Symbol des »alten weißen Mannes« fließen recht viele dieser ­Feindbilder zusammen. Was den Kampf gegen den Faschismus angeht, so nimmt er innerhalb der genannten Aktionsfelder dennoch eine Sonderrolle ein – weil er übergreifendes und anhaltendes Integrationspotenzial entfaltet, weil sich um ihn das »Fleisch vom Fleisch« der Autonomen (Antifa-Gruppierungen) versammelt und weil der »Kampf gegen rechts« weit über die Szene hinaus mobilisiert.

			Innerhalb der Autonomenszene gibt es – bei allem Pluralismus – zwei zentrale Konflikte: den zwischen »Antiimperialisten« und »Antideutschen« einerseits, den um die Gewaltfrage andererseits. Der erste, bis heute anhaltende Streit ist mit der deutschen Wiedervereinigung und dem Nahostkonflikt entflammt (vgl. Keller u. a.2018: 134–139). Dabei geht es vordringlich um die Haltung zum Staat Israel beziehungsweise den Vorwurf des Antisemitismus. Die antideutsche Strömung – an prominenter Stelle Jürgen Elsässer (der als heutiger Herausgeber der Zeitschrift Compact ins rechte Lager gewechselt ist) – befürchtete aufgrund der Friedlichen Revolution und der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 ein »Viertes Reich« einschließlich neuerlichem Holocaust aufziehen. Die Bundesrepublik firmiert daher als das oberste Feindbild. Parolen wie »Nie wieder Deutschland«, Transparente mit der Aufschrift »No Tears For Krauts« und »Bomber Harris Do It Again« (eine Anspielung auf die Bombardierung Dresdens im Februar 1945) stehen für die antideutsche Strömung. Ihre Widersacher im autonomen Lager – die »Antiimperialisten« – stellen sich ­besonders hinter die Palästinenser. Diese wehrten sich bloß gegen die imperialistischen Aggressoren im Nahen Osten – die USA und Israel. Das hat den »Antiimperialisten« wiederum den Vorwurf des Antisemitismus seitens der »Antideutschen« eingebracht, die sich an die Seite der USA und Israels stellen. Für beide gibt im Nahostkonflikt nur Schwarz und Weiß: Gut gegen Böse.

			Der zweite Konflikt kreist um die Rolle und Legitimation von Gewalt (vgl. Mletzko 2001). Sie ist Ausdruck einer militanten Haltung, aber nicht gleichbedeutend mit ihr. Militanz meint eine »feindliche, unversöhn­liche Einstellung gegenüber der Gesellschafts- und Staatsordnung« (­Mannewitz u. a.2018: 119), die Gewalt einschließen kann, aber nicht muss. Man könnte Militanz auch als »grundsätzliche Antihaltung« übersetzen. Kritikwürdige Missstände werden nicht zum Anlass genommen, um an den entscheidenden Stellen des Systems Reformen anzustoßen, sondern um sogleich das ganze System infrage zu stellen, zu delegitimieren und zu überwinden. Opfer linksextremer Gewalt sind meist Rechtsextreme und Polizisten, aber auch andere Repräsentanten des Staates sowie des »Kapitals«. Vor allem gegenüber den beiden zentralen Feindbildern der Autonomen – Polizisten und Rechtsextremen (wobei Erstgenannte häufig den Letzteren zugerechnet werden) – gilt physische Gewalt vielfach als den Zweck heiligendes Mittel (vgl. Thieme 2019a: 44 f.). Konflikte entzünden sich lediglich – dafür aber immer wieder – an der Frage, ob Gewalt nur gegen Sachen (etwa Polizeifahrzeuge, Dienstreviere, private Wohnungen und öffentliche Infrastruktur) oder auch gegen Menschen akzeptabel ist – und unter welchen Umständen sie gerechtfertigt ist und wie weit sie gehen darf. Die Vielfalt an Positionen reicht von kompletter oder partieller eigener Gewaltablehnung über die Duldung unterschiedlicher Gewaltformen durch andere bis hin zur vorbehaltlosen Rechtfertigung von Gewalt gegen Personen und/oder Sachen. Wiewohl aufgrund der Datenlage die Mehrheitsverhältnisse beim Gewaltverständnis kaum zu beziffern sind, scheint Gewalt gegen Sachen zumindest mehrheitlich, wenn auch nicht vorbehaltlos, akzeptiert zu sein, während Gewalt gegen Personen nur bei einer Minderheit aktive Unterstützung findet, sofern sie als Notwehrmaßnahme gilt (vgl. Kühnel/Willems 2020: 48–59; Pfahl-Traughber 2014: 146 f.). Am größten dürfte wohl jener Teil innerhalb der Autonomen sein, der Gewalt zwar nicht ausübt, aber auch nicht prinzipiell ablehnt.

			Die Argumente zur Gewaltablehnung, -duldung und -befürwortung sind nicht weniger vielfältig – dabei spielen taktische (z. B. Anzünden von Polizeifahrzeugen auf Demonstrationen, um die Einsatzkräfte abzulenken), strategische (z. B. Ablehnung von Gewalt, um ­Anschlussfähigkeit ins linksliberale Milieu aufrechtzuerhalten oder um inhaltliche Ziele ­langfristig durchzusetzen) und moralische Gründe (z. B. Gewalt zur Verteidigung der eigenen Person oder von Dritten oder Ablehnung von Gewalt gegen Personen zum Schutz von Leib und Leben) eine Rolle.
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						Die Ausübung von Gewalt durch Autonome wird oft als »Notwehr« gerechtfertigt. Transparent am linken Hausprojekt »Liebig 34« in Berlin, März 2020. Bildnachweis: imago images/Jannis Große

					

				

			

			Gewalt wird nie als offensive Maßnahme propagiert, sondern stets im Sinne einer »Notwehrhandlung« gegen polizeiliche Repression (die physische Gewalt einschließt) und gegen die »strukturelle Gewalt« bürgerlicher Werte, Normen, Institutionen und Machtverhältnisse dargestellt. Die Legitimierungsschwelle ist überaus niedrig, lassen sich damit doch beispielsweise die Geltung allgemeiner gesellschaftlicher Normen, die Polizeipräsenz bei einer Demonstration oder eine Podiumsdiskussion unter Einschluss unliebsamer Politikerinnen beziehungsweise Politiker als Gegenwehr rechtfertigende Formen struktureller Gewalt deuten. Sie soll den Widerspruch zum System artikulieren, wie Bekennerschreiben regelmäßig zeigen. Darin kommt ein moralisches Überlegenheitsgefühl zum Ausdruck, wie es bereits bei den RAF-Terroristen herauszulesen war: »Die Selbstgefährdung im politischen Kontext ermöglicht es den Autonomen, sich als heldenhafte KämpferInnen zu erleben. Das hängt mit dem Kontext der Militanz zusammen, der moralisch kodiert ist. Die Auseinandersetzungen sind in einen politischen Konflikt eingebunden, bei dem die Gegenseite Unrecht hat und das eigene Handeln einer ›höheren Logik‹ folgt« (Schwarzmeier 2001: 26). Autonome wähnen sich folglich im unbezweifelbaren Recht. Daraus leiten sie die Legitimation ab, Steine zu werfen, Barrikaden und Autos anzuzünden. 

			Gewalt dient darüber hinaus der Erfahrung von Körperlichkeit und Selbstwirksamkeit, gilt als »Akt individueller Befreiung« (Pfahl-Traughber 2017b): »Wenn Steine oder Mollis flogen, dann war das häufig auch eine Befreiung – von den Zwängen des Alltags, der Unterdrückung und Entfremdung. Das dumpfe Trommeln des auf die Wannen prasselnden Steinhagels, das kollektive Plündern von Supermärkten war für uns der Gesang von Freiheit und Abenteuer. Und es machte einfach Spaß, den Bullen eins in die Fresse zu hauen« (A. G. Grauwacke 2003: 148). Aussagen wie diese belegen die Einsichten der Sicherheitsbehörden, gewaltaffine, linksextreme Milieus zögen vor allem sensation seeking personalities an. Das sind Menschen mit ausgeprägtem Abenteuerdrang und vermindertem Angstempfinden (vgl. Lützinger 2010: 38–40). »Das Kampferlebnis der Autonomen ist in der Regel mit dem Kollektivitätserlebnis der Massenaktion verbunden. Die Masse besteht nur während der gemeinsamen Aktion einer Vielzahl von Menschen. Körperliche Nähe zu vermeintlich Gleichgesinnten schafft dabei ein intensives Erleben von Kollektivität, das Geist und Körper vereint« (Schwarzmeier 2001: 27).

			7.4	Entwicklung und Formen der Gewalt

			Linksextremistische Gewalt ist der Teil linker politischer Gewalt, bei dem das Innenministerium unter Würdigung der Tatumstände darauf schließt, dass die Täter oder Täterinnen die freiheitliche demokratische Grund­ordnung beseitigen oder außer Kraft setzen wollen. In den frühen 1990er-Jahren ließ sich der auf das Konto der Autonomen gehende Anteil linksextremistischer Gewalt auf 80 bis 90 Prozent beziffern (vgl. Backes 1993: 120; Backes 1994: 128). Auch heute noch wird den Verfassungsschutzberichten des Bundes zufolge die Mehrheit dieser Gewalt von Autonomen ausgeübt.

			Wiewohl keinem langfristigen Trend folgend, lassen sich an den Statistiken einige politische Zäsuren ablesen. So verbirgt sich hinter dem jährlichen Anstieg linksextremer Gewalt zu Beginn der 1990er-Jahre (Abbildung 3) die Reaktion auf die rassistischen Ausschreitungen auf rechter Seite: Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen, Mölln und Solingen stehen symbolisch für die Welle rechtsextremer Gewalt zwischen 1991 und 1993. Der Einbruch der Statistik zu Beginn der Nullerjahre wiederum ist ein Ergebnis des von Gerhard Schröder ausgerufenen »Aufstands der Anständigen«, der eine breite Welle zivilgesellschaftlichen Engagements lostrat und im ersten NPD-Verbotsverfahren mündete. Gewalt als Handlungsoption verlor durch den vielfach als Weckruf empfundenen Bewusstseinswandel der Öffentlichkeit bei den Autonomen an Attraktivität. So wie das Verfahren aber scheiterte (2003) und die NPD in zwei ostdeutsche Landtage einzog (Sachsen: 2004; Mecklenburg-Vorpommern: 2006), wurde Gewalt wieder vermehrt als Handlungsalternative betrachtet. In jüngerer Vergangenheit markierten die Jahre 2015 und 2017 zwei Peaks – beide überstiegen jeweils den höchsten bis dahin gemessenen Jahreswert an linksextremer Gewalt beträchtlich. 2015 war es die »Flüchtlingskrise«, in deren Folge die rechtsextreme und – in Reaktion darauf – die linksextreme Gewalt Höchstwerte erreichten. Nach einem »durchschnittlichen« Jahr 2016 schoss wiederum wegen der vielen Straftaten beim Hamburger G20-Gipfel der Balken in die Höhe.

			
			Abbildung 3: Entwicklung der Anzahl linksextremistischer Gewalttaten
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						Erläuterung: Die diagonale Linie zeigt den langfristigen, linearen Trend.
Quelle: Verfassungsschutzberichte 1990–2019; Jahrbücher Extremismus & Demokratie 1991–2019
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						Gewalttätige Ausschreitungen gegen die Polizei beim G20-Gipfel am 7. und 8. Juli 2017 in Hamburg. Obwohl die Mehrzahl der Protestierenden friedlich war, bestimmten Krawalle das öffentliche Bild. Bildnachweis: picture alliance

					

				

			

			Was die quantitative Entwicklung kaschiert, wird von den Verfassungsschutzberichten aufgeschlüsselt: die dominierenden Deliktarten. Zu beobachten ist seit einigen Jahren ein spürbarer Anstieg von Körperverletzungen, die sich – wie auch Landfriedensbrüche und Widerstandsakte – vor allem im Demonstrationsgeschehen abspielen. Sie machen den Löwenanteil der Gewalt aus und resultieren vor allem (aber nicht nur) aus Flaschen- und Steinwürfen. Im Jahr 2019 gab es beispielsweise 921 linksextreme Gewalttaten. Dazu zählten 355 Körperverletzungen, 254 Widerstandsdelikte und 72 Landfriedensbrüche. Geahndet wurden mit diesen Katalogbegriffen unter anderem Barrikadenkämpfe, das Werfen von Pflastersteinen, Pyrotechnik und Flaschen, das Einschlagen von Fenstern und das Umschmeißen von Pkw, aber auch die Gegenwehr gegen Polizeibeamte – Delikte, die meist im Umfeld politischer (Gegen-)Demonstrationen und deshalb in der Gruppe verübt werden.

			Derartige, mehrheitlich zur »Massenmilitanz« zählende Delikte machten 74 Prozent linksextremer Gewalt im Jahr 2019 aus. Typisch für Linksextremisten ist »die Straßenmilitanz mit Stein- und Flaschenwürfen, dem Einsatz von Zwillen und ›Molotowcocktails‹, einem geradezu lustvollen Ausleben von Aggressivität« (Backes 2013: 366). Obwohl Gewalt gegen Sachen immer noch »typisch« für die Autonomenszene ist und Face-to-Face-Gewalt eine eher untergeordnete Rolle spielt, war aufgrund der Zunahme der Körperverletzungen in den letzten Jahren eine Angleichung der Deliktstruktur an die der rechtsextremen Gewalt zu beobachten. Körperverletzungen spielten unter Autonomen vor der Jahrtausendwende eine deutlich geringere Rolle als heute, machen aber seit jeher das Gros rechtsextremer Gewalt aus. Dass sich linksextreme Gewalt nach wie vor häufiger als rechte gegen Sachen richtet und – sofern sie auf Personen zielt – eher die für die Täter relativ risikoarme, aus der Distanz verübte Gewalt dominiert (während Rechtsextreme den unmittelbaren Opferkontakt suchen), spricht für eine gewisse Gewaltdosierung. Daneben soll autonome Gewalt subjektiv vor allem »die da oben« treffen, das »repressive System« und den »Faschismus«. Daraus werden Gewaltziele abgeleitet – einzelne Rechtsextremisten (»Nazis«, »Nazischweine«, »Faschos«) und Polizisten (»Bullenschweine«), aber auch politische Gipfeltreffen, öffentliche Gebäude und Baustellen großer Konzerne.
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						Politische Gewalt zeigte sich Ende 2019 bei Protesten gegen den Bau des sogenannten Südcarrés in Leipzig – wiederholt wurden Baugeräte in Brand gesetzt und hohe Sachschäden verursacht. Bildnachweis: picture alliance /Sebastian Willnow/dpa-Zentralbild/dpa

					

				

			

			Neben der Massenmilitanz spielt klandestine Gewalt eine – allerdings untergeordnete – Rolle. Das zeigen die Zahlen zu Brandstiftungen (164 im Jahr 2019) und zu gefährlichen Eingriffen in den Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr (45 im Jahr 2019). Klandestine Gewalt bedient, weil sie eine hohe Planungsintensität voraussetzt, das körperliche Bedürfnis nach Gewalt weniger als die Massenmilitanz. Zugleich geht mit ihr ein geringeres Verfolgungsrisiko einher.

			
			Abbildung 4: Entwicklung der Konfrontationsgewalt
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						Quelle: Verfassungsschutzberichte 2001–2019

					

				

			

			Dass die Gewalt gegen tatsächliche und vermeintliche Rechtsextremisten insgesamt eine wichtige Rolle spielt, zeigt die Entwicklung der Konfrontationsgewalt (Abbildung 4), die aufgrund ihrer quantitativen Bedeutung nahezu denselben Wellenbewegungen folgt wie die generelle Statistik linksextremer Gewalt. Dabei überstieg die von Linksextremen ausgehende Konfrontationsgewalt gegen Rechtsextreme die von ­Rechtsextremen ausgehende gegen Linksextreme fast durchgängig (Ausnahme: 2008). Das lässt den Schluss zu, dass Linksextreme stärker auf Rechtsextreme fokussiert sind als umgekehrt – zumal vor dem Hintergrund, dass es mehr gewalt­orientierte Rechtsextremisten (12 700) als Linksextremisten (9000) gab beziehungsweise gibt. Zugleich: Die tatsächlichen und vermeintlichen Rechtsextremisten wurden als Hauptopfergruppe schon vor Jahren abgelöst durch die Vertreter von Polizei und sonstigen Sicherheitsbehörden, auf die mittlerweile die weitaus meisten Gewalttaten von Linksextremisten ausgeübt werden.

			7.5	Die Postautonomen

			Die Interventionistische Linke (IL), von der bereits im Kontext der Proteste im Hambacher Forst die Rede war, gehört zur postautonomen Bewegung und ist ihr womöglich wirkmächtigstes Sprachrohr. Gegründet auf einer »Arbeitskonferenz« in Frankfurt am Main Ende Mai 2004, war das Bündnis von Anfang an bemüht, »Vertreter einer bei ›attac‹, in NGOs und im gewerkschaftlichen Bereich engagierten gemäßigten Linken einzubinden, um den Einflussradius innerhalb der globalisierungskritischen Strömung zu vergrößern« (Backes 2008: 130). Beim ersten großen Lackmustest, dem G8-Gipfel in Heiligendamm 2007, scheiterten diese Bemühungen der IL noch, blieb man doch den militanten Kräften verhaftet. Elf Jahre später spricht der Verfassungsschutz bei der IL von einem »Bindeglied zwischen Autonomen, sonstigen Linksextremisten und dem nicht extremistischen Spektrum: Sie versucht, nicht nur eine große Menschenmenge, sondern gleichzeitig auch das eskalierende Moment auf die Straße zu bringen« (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2019a: 123). Größere Bekanntheit, weil Wirkmächtigkeit erlangte die IL mit ihrer Mitarbeit im Bündnis Dresden nazifrei, innerhalb der Blockupy-Bewegung, bei den G20-Protesten in Hamburg und denen im Hambacher Forst.
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						Die Interventionistische Linke (IL) wird dem postautonomen Spektrum zugeordnet. Der Unterschied zu klassischen Autonomen zeigt sich weniger in den Zielen als vielmehr im öffentlichen Auftreten. So rückt die IL ab vom Erscheinungsbild als »Schwarzer Block« wie hier bei den Protesten während des G20-Gipfels 2017 in Hamburg. Bildnachweis: imago images/Pacific Press Agency

					

				

			

			Wie andere autonome Bezugsgruppen auch zielt die IL auf die »Ab­­schaffung aller Verhältnisse, ›in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist‹« (Interventionistische Linke 2014). Sie will »eine radikale Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und dem globalen Kapitalismus, mit der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung und Diskriminierung orientiert«.

			Ihr bundesweites Vernetzungs- und Organisationsbestreben – die IL besteht aus 33 »Ortsverbänden« und etwa 1000 Anhängerinnen und Anhängern, zum Teil aus der Antifa-Szene – steht in gewissem Widerspruch zum autonomen Selbstverständnis. Woher rührt dieser? Die wachsende Bedeutung der IL ist Ausdruck eines bundesweiten Trends, dessen Wurzeln bis in die frühen 1990er-Jahre zurückreichen und der sich gegen das »schwärmerische […] Zugehörigkeitsgefühl [bei Teilen der ­Autonomen wendet], das nicht so sehr durch ein gemeinsames Projekt unterfüttert sei, sondern sich vielmehr durch Äußerlichkeiten wie Kleidung, Habitus und eine Art Verhaltenskodex sowie durch eine Aneinanderreihung von Kampagnen auszeichne. Diese plan- und deswegen perspektivlose Vorgehensweise der Autonomen verhindere beispielsweise durch die beliebige An­­einanderreihung von Kampagnen und die Fetischisierung von Militanz eine wirkliche revolutionäre Politik« (Baron 2016: 65).

			Weitere Ursachen für den Wandel hin zu den Postautonomen waren: die von vielen als unbefriedigend empfundene, weil ergebnislos verlaufene Organisationsdebatte, das Fehlen fundierter theoretischer Auseinandersetzungen und die mit der Abschottung gegenüber der Mehrheitsgesellschaft einhergehende, fortlaufende Selbstbespiegelung der Autonomen. Eine solche aus Unzufriedenheit gespeiste Kritik spricht für ein im Vergleich zu den Autonomen höheres Reflexionsniveau. »Zu Gute kommt den Postautonomen dabei, dass sie, im Gegensatz zu den ›klassischen‹ Autonomen, in der Regel lebensälter, zumeist (sehr) gut ausgebildet und beruflich oftmals etabliert sind« (ebd.: 70).

			Einem Autonomendasein, das sich aus einem bloß radikal linken, am Einzelnen orientierten Lebensgefühl speist, setzt der undogmatische Teil der Postautonomen zwar keine anderen inhaltlichen Fernziele, aber eine gewisse ideologische Offenheit entgegen. Die Toleranz gegenüber anderen linksextremen und demokratischen Bündnissen und Initiativen resultiert aus der strategischen Einsicht, dass sich die für eine Revolution notwendigen Mehrheitsverhältnisse nicht durch Scheuklappendenken, Recht­haberei und selbst gewählte Isolation gewinnen lassen, sondern nur durch langfristige Bündnisarbeit und eine gewisse Flexibilität – und zwar auch äußerlich: Auf schwarze Vermummung verzichtet man. Die mit der Bündnisorientierung einhergehenden Reibungsverluste werden zugunsten einer »Revolution in kleinen Schritten« in Kauf genommen. Auch zum Thema Gewalt hält man sich aus taktischen Gründen zurück, um die Türen in das demokratische Lager nicht zu verschließen. Das macht Bündnisse wie die IL für »klassische« Autonome, die in Gewalt ein Instrument zur Befreiung des Einzelnen sehen, unattraktiv. Zugleich: Eine prinzipielle Absage erteilt beispielsweise die IL Gewalt nicht.

			Neben der IL als bedeutendstem postautonomem Bündnis hat es …ums Ganze! (uG) zu einiger Strahlkraft gebracht. Die Motivation hinter der Gründung dieses betont antideutschen Bündnisses von 13 lokalen Mitgliedsgruppen im Jahr 2006 war ähnlich wie bei der IL. Sein Name geht auf die grundsätzliche Ablehnung von Herrschaft, mithin Staatlichkeit, zurück: »Es geht um eine Kritik, für die es weder Institutionen noch Parlamente noch feste Verfahren gibt: um die Kritik gesellschaftlicher Herrschaft als ganzer. Denn Herrschaft resultiert nicht erst aus der falschen Politik, aus Behördenwillkür oder dem angeblichen Egoismus der Menschen. Sie ist in der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung angelegt – in der Art und Weise, wie Individuen, Unternehmen und Nationalökonomien sich im Kapitalismus tagtäglich reproduzieren müssen« (…ums Ganze! o. J.).

			Die Mitgliedsgruppen und insgesamt circa 330 Personen agieren lokal autark und schließen sich erst bei überregionalen, meist antikapitalistischen und antifaschistischen, Kampagnen unter der Fahne von uG zusammen. Die – im Vergleich zur IL deutlich stärkeren und für Autonome ganz und gar untypischen – kommunistischen Bekenntnisse sprechen für eine gewisse theoretische Konfusion, zumal uG auf Herrschaftsfreiheit nicht verzichten will: »Die Herrschaft von Staat und Kapital, die kapitalistische Ausbeutung samt ihrer wiederkehrenden Krisen abzuschaffen, zu Gunsten einer herrschaftsfreien Gesellschaft – über diesem Programm steht für uns der Begriff des Kommunismus« (…ums Ganze! 2009: 101).

			Unabhängig davon, wie sich die IL und uG im Konkreten weiterentwickeln werden, haben beide bewiesen, dass die Autonomenszene kein monolithischer Block ist. Durch die Gründung beider Bündnisse ist ein inhaltlich-strategischer Bruch innerhalb des linken Randes zutage getreten, der die Anschlussfähigkeit autonomer Ideale nicht verringert, sondern gestärkt hat. Das erklärt die lange Existenz beider Bündnisse, die die Halbwertszeit mancher autonomer Kleingruppen schon überschritten hat, und ihre insgesamt gestiegene Attraktivität.

			Anmerkungen

			
				
					17	Siehe etwa Geronimo 1992: 120; Pfahl-Traughber 2014: 144; Schroeder/Deutz-Schroeder 2015a: 195–201; Hüllen o. J.; Lützinger 2010; Senatsverwaltung für In­­neres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz 2009; Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz 2015.

				

			

		


	
			8	Wie gefährlich ist Linksextremismus?

			8.1	Was ist mit linksextremistischer Gefahr eigentlich gemeint?

			Wenn es sich bei der Auseinandersetzung mit dem Linksextremismus allgemein um ein Reizthema handelt, gilt dies für die Frage nach der linksextremistischen Bedrohung erst recht. Debattiert wird zumeist über das Ausmaß der Gefahr. Dann ist einerseits von einer Überschätzung die Rede, weil die Dramatisierung und Brachialrhetorik von Linksextremisten für bare Münze genommen würde (vgl. Imbusch 2009: 32). Andererseits wird häufig von einer Unterschätzung18, gar Verharmlosung gesprochen, weil Politik und Gesellschaft nicht ausreichend mit dem Linksextremismus befasst seien und sich einseitig der Abwehr des Rechtsextremismus (bzw. des religiösen Fundamentalismus) verschrieben hätten (vgl. ­Bergs­dorf/ Hüllen 2011).

			Doch nicht nur, wie stark die Gefahr ausgeprägt ist, sondern auch, was sich überhaupt unter einer linksextremistischen Bedrohung verstehen lässt, wird von Beobachtern ganz unterschiedlich beurteilt. ­Sicherheitsbehörden wie der Verfassungsschutz machen das Ausmaß der Gefährdung für die Demokratie meist an der Skrupellosigkeit und Entschlossenheit der Ex­­tremisten fest. Das Ausmaß der Gefahr wird also mit der Gewaltbereitschaft weitgehend gleichgesetzt. Eine Reihe von Sozialwissenschaftlern hält indes weniger die Aggressivität als vielmehr die hohe Anziehungskraft beziehungsweise Popularität eines »smarten« Linksextremismus (Jesse/Lang 2008) und die vermeintlich weite Verbreitung linksextremistischer Einstellungen in der Gesellschaft (vgl. Deutz-Schroeder/Schroeder 2015: 7) für die zentralen Bedrohungen. Je nach Perspektive gelten entsprechend mitunter linke Demonstrationen (wegen der Infiltrationsversuche von Linksextremisten), Autonome (wegen deren Gewaltbereitschaft) oder Parteien (wegen deren resoluter Ideologie) als größte Gefahr. Armin Pfahl-Traughber ist zuzustimmen, wenn er konstatiert, »eine Art ›Hit­parade‹ der Bedrohungspotenziale der Extremismen […] macht wohl kaum Sinn« (Pfahl-Traughber 2014: 231).

			Was »Sinn macht«: zunächst eine Unterscheidung vorzunehmen, was denn von dem jeweiligen linksextremistischen Phänomen überhaupt bedroht wird. Es gibt einen Unterschied, ob die Demokratie als politisches System abgeschafft werden soll oder ob sich der Angriff gegen die individuelle Freiheit eines Bevölkerungsteils richtet – nämlich gegen die der Feinde von Linksextremisten. Astrid Bötticher und Miroslav Mareš schlagen daher die Unterscheidung von zwei Bedrohungsdimensionen vor: einerseits einer politischen Gefährdung des Systems und seiner Institutionen und andererseits einer sozialen Gefährdung bestimmter Personen oder Sozialgruppen (vgl. Bötticher/Mareš 2012: 239).19 Die erstgenannte Bedrohung richtet sich gegen die pluralistische Demokratie. In der Gesellschaft wird für die eigenen Positionen geworben, man zielt auf Rückhalt und Unterstützung bei Wahlen und Demonstrationen und versucht, Bündnisse über das eigene Milieu hinaus zu schließen. Die soziale Dimension der Bedrohung richtet sich gegen die innere Sicherheit. Ihr Bedrohungspotenzial resultiert aus der Gefahr für das Leib und Leben des Einzelnen. Beide Aspekte bedingen sich. Wer die individuelle Freiheit des Einzelnen angreift, missachtet zugleich die Prinzipien der politischen Ordnung. Wer umgekehrt das demokratische Regime abschaffen will, lehnt meist auch die Gültigkeit der Grundrechte für alle ab.20 

			Eine weitere sinnvolle Unterscheidung bei der Einschätzung der Bedrohung durch Linksextremismus ist die zwischen »Härte« (soziale Dimension) und »Akzeptanz« (politische Dimension). Diese stehen in einem gewissen Widerspruch zueinander, denn ein hohes Maß an Gewaltbereitschaft geht zulasten der Akzeptanz in der Mehrheitsbevölkerung, die Gewalt als Mittel zum Zweck in hohem Maße ablehnt. Und umgekehrt schwächt eine größere gesellschaftliche Reputation die linksextremistischen Hardliner. Allerdings: Wenn militante Linksextremisten nicht trotz, sondern wegen ihrer Gewaltbereitschaft Anerkennung finden und sie sich in ihrem Handeln bestätigt fühlen, potenziert sich das Bedrohungspotenzial. Eine hochgradig ideologisierte und zugleich von der Gesellschaft weithin akzeptierte Gruppierung gefährdet die Demokratie wohl stärker, als es jene Bestrebungen tun, die jeweils nur eines (oder keines) der beiden Merkmale abdecken (vgl. hier und im Folgenden Thieme 2015b: 45–47).

			Was spricht nun konkret für ein hohes oder ein geringes Maß an »Akzeptanz« und »Härte« und somit für eine stärkere und weniger starke demokratische oder sicherheitspolitische Bedrohung? Auf der Ebene der Akzeptanz wäre zunächst die Attraktivität der linksextremistischen Programmatik zu nennen. Sind die politischen Ziele einer extremistischen Bestrebung gesellschaftlich allgemein isoliert, in der Gesellschaft weithin anerkannt oder zumindest in Teilen anschlussfähig? Und wie stark sind linksextremistische Einstellungen verbreitet: ausschließlich im eigenen Milieu oder gibt es Berührungspunkte zu demokratischen (linken) Gruppen? Schließlich ließe sich nach dem Reputationsgrad linksextremistischer Positionen fragen: Wie stark sind solche innerhalb von Politik, Wirtschaft, Kultur und Medien anerkannt? 

			
			Abbildung 5: Konzeptbaum extremistischer Gefahrenpotenziale
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						Eigene Darstellung

					

				

			

			Auf der Ebene linksextremistischer Härte beziehungsweise Intensität ist vor allem die Gewaltorientierung von zentraler Bedeutung. Werden Militanz und Gewaltbereitschaft von Extremisten a) klar abgelehnt, b) geduldet beziehungsweise fehlt eine eindeutige Distanzierung oder c) befürwortet beziehungsweise sogar selbst angewendet? In diesem Zusammenhang steht die Frage nach den linksextremistischen Organisationsformen: Handelt es sich um ein legales und legal agierendes Phänomen oder um eine kriminell agierende oder gar an sich verbotene Organisation? Und wie ist ferner das Ausmaß an ideologischer Robustheit zu bewerten: Fehlt ein klassisches Weltanschauungsmodell, hat der ideologische Unterbau eine gewisse Durchlässigkeit oder besitzt die jeweilige Bestrebung ein hermetisch geschlossenes Weltbild sowie die Entschlossenheit, dessen Geltung auch um jeden Preis durchzusetzen? Durch die Gesamtschau auf beide Bedrohungsdimensionen samt den Kriterien zur Messung des Gefahrenpotenzials lassen sich schließlich Aussagen darüber treffen, wie den verschiedenen linksextremistischen Phänomenen am effektivsten zu begegnen ist. Mag militanten und gewaltbereiten Bestrebungen am besten mit den Mitteln des Strafrechts und dem Instrumentarium der streitbaren Demokratie beizukommen sein, kann die Gefahr durch Akzeptanz und Anerkennung nicht durch Verbote und Restriktionen, sondern vielmehr nur durch Prävention und die geistig-politische Auseinandersetzung gelingen (siehe Kapitel 9).

			8.2	Wie gefährlich ist der Linksextremismus für das demokratische System?

			Wer als Gradmesser für die Gefährdung eines demokratischen Systems durch den Linksextremismus dessen Personenpotenzial und die programmatische Attraktivität seiner Parteien isoliert heranzieht, wird wenig Anlass zur Sorge haben. Die Anzahl aller Linksextremisten nahm zwar in den vergangenen Jahren von 29 400 (2016) auf 33 000 (2018)21 leicht zu, das sind jedoch weniger als 0,04 Prozent der hiesigen Gesamtbevölkerung. Bei Bundestagswahlen seit 1990 sah es mit einem Ergebnis von zusammen nie mehr als 50 000 Stimmen (ohne Die Linke) kaum anders aus. Im politischen Diskurs bedeutungslos, sind die linksextremistischen Parteien DKP, KPD, MLPD und SGP nicht in der Lage, Anhängerinnen und Anhänger über das eigene Milieu hinaus zu gewinnen. Vor allem die Orientierung an den realsozialistischen Diktaturen der DDR und der Sowjetunion entfaltet vor dem Hintergrund der Verbrechen und des Scheiterns dieser weithin diskreditierten Regime keinerlei Anziehungskraft. Die ideologischen Verheißungen eines vermeintlich goldenen Zeitalters blieben unerfüllt. Stattdessen betrachten die meisten Menschen nach den vielen Fehlversuchen in der Vergangenheit das Ziel einer klassenlosen Gesellschaft nicht als emanzipatorischen Akt der Befreiung, sondern als Weg in eine politische Ordnung der Unfreiheit.

			Bei der Bewertung des Grenzfalls Die Linke sieht es tendenziell umgekehrt aus. Die große Mehrheit ihrer Anhängerinnen und Anhänger vertritt demokratische Positionen und auch die Regierungsbeteiligungen auf Landesebene lassen wenig Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Partei aufkommen. Sie stellt entsprechend ideologisch-programmatisch kaum eine Gefahr für die Demokratie dar. Die Linke wird vor allem im Osten, wo sie quasi den Status eine Volkspartei hat, wegen ihrer Forderungen nach einer verteilungsgerechteren Sozialpolitik und ihrer Rolle als Kümmererpartei gewählt – und nicht wegen der vereinzelten Rufe nach einem Systemwechsel, zumal unscharf bleibt, ob sich diese auf das ökonomische oder auf das politische System beziehen. Zugleich sind die linksextremistischen Kräfte innerhalb der Partei nicht gänzlich isoliert, vor allem bedingt durch die Westausdehnung der PDS/Linkspartei. So gelangten Trotzkisten und Vertreter der K-Gruppen auch in innerparteiliche Führungspositionen, aus denen sie die programmatische Linie der Linken mitbestimmen. Offene Konflikte zwischen den verschiedenen regionalen (Ost – West) und politischen Lagern (Hardliner und Gemäßigte) prägen seit Jahren das Bild der Partei. Freilich erfährt Die Linke Akzeptanz innerhalb des politischen Meinungsspektrums nicht wegen, sondern trotz ihrer linksextremistischen Einsprengsel, wie die ungleich starke Verankerung in Ost- gegenüber Westdeutschland nahelegt.

			Die weitgehende Isolation orthodox linksextremistischer Organisationen und Positionen spiegelt sich in den Einstellungen der Bevölkerung zum Linksextremismus wider, wenngleich die dafür vorliegenden Befunde aus methodischen Gründen mit Vorsicht zu genießen sind. Aber anders als im Bereich der Rechtsextremismusforschung22 existieren hierzu kaum Untersuchungen – einzige Ausnahme sind die Studien des Forschungsverbundes SED-Staat an der Freien Universität Berlin (siehe Schroeder/Deutz-Schroeder 2015a und 2016). Die Analysen weisen einige Mängel auf: So erfassen sie »Demokratiefeindlichkeit«, was jedoch nicht ausschließlich linksextremistische, sondern auch rechtsextremistische und fundamentalistische Positionen einschließt, die im Ergebnis als Zeichen einer linksextremistischen Einstellung interpretiert werden (vgl. Jesse 2016b: 387). Zudem sind Antikapitalismus und Antirassismus eben keine per se linksextremistischen Positionen (wie die Autoren selbst einräumen). Dennoch wird auch daran das Ausmaß einer linksextremistischen Einstellung gemessen (vgl. Pfahl-Traughber 2018: 40 f.).

			Wenn entsprechend nicht valide Dimensionen und Items als ­Indizien für eine linksextremistische Einstellung herangezogen werden, ­verwundert der Befund der Autoren nicht: »Linksextreme Einstellungen beschränken sich jedoch nicht auf die linke Szene, sondern haben zum Teil längst Eingang in die so genannte ›Mehrheitsgesellschaft‹, den politischen ›mainstream‹ gefunden« (Schroeder/Deutz-Schroeder 2015b). Doch wie soll sich der Linksextremismus valide messen lassen, wenn jene drei ­Aussagen die größte Zustimmung aufweisen, die weder spezifisch extremistisch noch links sind: »Unsere Demokratie ist keine echte Demokratie, da die Wirtschaft und nicht die Wähler das Sagen haben« (61 Prozent); »Eine tief verwurzelte Ausländerfeindlichkeit lässt sich bei uns in ­Deutschland überall im Alltag beobachten« (48 Prozent); »In unserer Demokratie ­werden Kritiker schnell als Extremisten abgestempelt« (45 Prozent) (vgl. ­Schroeder/ Deutz-Schroeder 2015a: 583)?23 Auch die nicht als Teil der »Linksextre­mismusskala« gestellte Frage nach Befürchtungen einer zunehmenden Überwachung durch den Staat bejahen 25 (West) beziehungsweise 33 Prozent (Ost) der Befragten. Mag sein, dass die für Linksextremisten zentralen Felder Ausländerfeindlichkeit beziehungsweise Rechtsextremismus, Antirepression und Kapitalismuskritik in weiten Teilen der Bevölkerung Zustimmung finden – was jedoch nicht spiegelbildlich als ein Zeichen eines »linksextremistischen Einstellungsmusters« bewertet werden kann.

			Umgekehrt finden jene Positionen in der Bevölkerung die geringste Unterstützung, die für ein hohes Maß an Ideologisierung sprechen, indem sie die Demokratie diskreditieren und sich mehr oder weniger offen zum Marxismus/Leninismus bekennen. Neun Prozent stimmten der Aussage zu, die deutsche Politik sei rassistisch, 13 Prozent teilen die Auffassung, nur im Sozialismus/Kommunismus sei ein menschenwürdiges Leben möglich und 16 Prozent sind der Meinung, dass der Kapitalismus letztlich zum Faschismus führe. In der Gesamtbetrachtung aller 14 Items kommen die Autoren zu dem Ergebnis, vier Prozent der Bevölkerung ­besäßen ein »nahezu geschlossenes linksextremistisches Weltbild«. Weiteren 13 Prozent wird eine Nähe zu einzelnen Aspekten linksextremen Denkens attestiert – mit Unterschieden hinsichtlich Alter, Herkunft, Geschlecht und Bildungsniveau, da überwiegend Jüngere, Ostdeutsche, Frauen und Geringqualifizierte solche Standpunkte vertreten. Wenn die Autoren insgesamt ein »linksextremes Personenpotenzial« von 17 Prozent ausmachen und daraus eine »erstaunliche Zustimmung« in der Bevölkerung ableiten, sind diese Befunde angesichts der zweifelhaften Kategorien zu relativieren. Sie ­messen nur zum Teil linksextreme Positionen, zum Teil extremistische allgemein (also auch rechte Auffassungen), zum Teil aber auch demokratisch-linke Standpunkte – zumeist jedoch nicht Linksextremismus, sondern Antiliberalismus. 

			Was sich allerdings bestätigt, ist die Vermutung von einem Spannungsfeld zwischen Rückhalt in der Bevölkerung und ideologischer Schärfe: Zustimmung erfahren Linksextremisten nicht für ihre Revolutionsforderungen und die Abschaffung von Demokratie und Marktwirtschaft, sondern bei zur Mehrheitsgesellschaft anschlussfähigen Themen, die nicht per se linksextremistisch sind. Für linksextreme Einstellungen gilt das Gleiche wie für entsprechendes Handeln: Nicht immer lässt sich klar abgrenzen, ob die Veränderungen am politischen System auf der Basis von legitimen, demokratischen Reformen erfolgen sollen oder ob es um die Abschaffung von Demokratie und Freiheit geht – auch weil Linksextremisten aus bündnisstrategischen Überlegungen ihre wahren Absichten mitunter verschleiern.

			Der Kampf gegen Rechtsextremismus und Globalisierung, für mehr Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit: Da es bei einer Reihe der zentralen Ziele und Forderungen von Linksextremisten große ­Schnittmengen zur demokratischen Linken gibt, resultiert daraus eine gewisse Akzeptanz linksextremistischer Gruppierungen. Gleichwohl ­Gewaltbereit­schaft und eine starke ideologische Nähe zum orthodoxen Kommunismus weithin abgelehnt werden, zeigen sich vor allem im Zuge von ­Demonstrationen und Protestbewegungen die Erfolge einer linksextremistischen Bündnis­strategie. Demokraten und Extremisten, Gewaltbereite und Gewaltgegner sind dadurch für die Öffentlichkeit nicht so einfach zu unterscheiden. Zudem verschiebt sich die Wahrnehmung dessen, welche Akteure, welche Positionen und welche Mittel der demokratische Konsens noch duldet und welche nicht. So ist es Linksextremisten durch ihre Beteiligung am Bündnis Dresden nazifrei gelungen, die Spaltung von gewaltbereiten und fried­lichen beziehungsweise von demokratischen und linksextremistischen Aktivisten aufzuheben, Rückhalt in großen Teilen der demokratischen Mehrheitsgesellschaft zu finden sowie selbst als demokratische Kräfte anerkannt zu werden. Auch im Zuge von globalisierungskritischen Protesten (G20) und Klimaschutzprotesten (»Ende Gelände«) wirken Linksextremisten auf die »Tolerierung unterschiedlicher Aktionsformen« hin – durch ihre Beteiligung an zumeist friedlichen Massenblockaden als Zeichen eines zivilen Ungehorsams durchaus mit Erfolg. Der Streit um die Einstufung von »Ende Gelände« als linksextremistisch durch den ­Berliner Verfassungsschutz hatte im rot-rot-grünen Senat zu heftigem Streit geführt. Er zeigt die deutlichen Differenzen bei der ­Charakterisierung der ­Bewegung – einerseits als zum Teil gewaltbereite Verfassungsfeinde, andererseits als radikale, aber demokratische Klimaaktivisten.
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						Die Initiative »Ende Gelände« macht aus ihrer Flexibilität beim Thema Gesetzestreue kein Geheimnis. Dennoch erfährt sie in Teilen der Gesellschaft Rückhalt. Transparent im Kontext der Kraftwerkbesetzung am 30. November 2019 in der Oberlausitz. Bildnachweis: imago images/Jannis Große

					

				

			

			Die Akzeptanz linksextremistischer Formationen schwindet mit dem Grad ihrer Aggressivität. Vor allem die breite gesellschaftliche Ablehnung von Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung steht der teilweise erfolgreichen Bündnispolitik entgegen. Entsprechend ambivalent ist die Sicht der Bevölkerung auf die linksextreme Szene. Einerseits gibt es vielfältige Anknüpfungspunkte zu linken demokratischen Kräften: im politischen Bereich etwa zu Parteien wie Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und den Jusos der SPD, im gesellschaftlichen Bereich innerhalb der breiten zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen Rechtsextremismus und zu Sportvereinen (z. B. dem FC St. Pauli) sowie im kulturellen Bereich durch die Nähe zur linksalternativen Musikszene und den entsprechenden subkulturellen Milieus.

			Wenngleich Gewalt vom übergroßen Teil linker Demokraten nicht akzeptiert, geschweige denn angewendet wird, besteht zumindest die Tendenz, Gewalt als Mittel zur Erreichung – vermeintlich – hehrer Ziele nicht mit der gleichen Entschlossenheit entgegenzutreten, wie es bei rechtsextre­mistischen Taten der Fall ist. Auf die Frage, ob Extremismus ein ­großes Problem darstelle, bejahten 57 Prozent dies für den ­Rechtsextremismus, hingegen nur 19 Prozent für den Linksextremismus. Gefragt nach der Kenntnis beziehungsweise Vermutung darüber, von welcher Extremismus­variante die meiste Gewalt ausgehe, gaben 43 Prozent den Rechtsextremismus an, den Linksextremismus lediglich fünf Prozent (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2013) – tatsächlich lag die Zahl politisch motivierter Gewalttaten von links in den vergangenen zehn Jahren stets über jenen von rechts (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2019b: 4). Diese Wahrnehmung hängt vor allem mit der ungleich höheren ­Gewaltintensität durch den Rechtsextremismus zusammen. Den seit 1990 mehr als 100 rechtsextremen Tötungsdelikten24 und zahlreichen rechtsterroristischen Anschlägen stehen nach den letzten Morden der RAF (1991 und 1993) keine solchen Taten von links gegenüber. Ein gewisses Verständnis in Teilen der Bevölkerung für linke Gewalt resultiert nicht zuletzt aus der Erklärungsstrategie der Szene: Im Kampf gegen einen übermächtigen Gegner befinde man sich in einer Notwehrsituation, um sich gegen die strukturelle und physische Gewalt des Staates (z. B. bei ­Polizeieinsätzen), des Faschismus, des Kapitalismus und der Globalisierung zu verteidigen.

			Andererseits hat seit der Gewalt vor und während des G20-Gipfels in Hamburg ein Wandel bei der Bewertung linksextremer Gewalt stattgefunden (vgl. FAZ.NET 2017). Hatte im Herbst 2016 etwa ein Fünftel der ­Bürger (21 Prozent) im Linksextremismus ein großes Problem gesehen, waren es ein Jahr später mehr als doppelt so viele (September 2017: 44 Prozent). Zugleich spiegeln derartige Umfragen eher kurzfristige Meinungen unter dem Eindruck der aktuellen Betroffenheit wider, weniger einen generellen Einstellungswandel hin zu einer größeren Ablehnung linksextremistischen Gewalthandelns. Nicht zuletzt in Sorge vor einem Akzeptanzverlust unter ihren potenziellen demokratischen Bündnispartnern wird innerhalb der linksextremen Szene massiv über das eigene Gewaltverständnis diskutiert.

			Eine Schlüsselrolle bei der Frage nach der öffentlichen Reputation linksextremistischer Organisationen spielt wiederum die Partei Die Linke. Insgesamt als demokratische Partei einzuschätzen, die jedoch innerhalb ihrer Strukturen einer Reihe linksextremistischer Untergruppen beheimatet, hat sie sich vollständig aus der einstigen politischen Isolation als Nachfolgepartei der SED gelöst. Rot-rot-grüne Koalitionsvarianten gehören mittlerweile zur Normalität, zumindest auf der Ebene der ­Bundesländer. Im Bund scheiterten Koalitionen zuletzt nicht mehr wie früher an grund­legenden Vorbehalten (z. B. in der Außenpolitik), sondern vielmehr an den gegenwärtigen Mehrheitsverhältnissen. Selbst innerhalb der CDU ­werden mittlerweile Kooperationsmodelle mit der Linken ausgelotet (siehe ­Holzhauser 2019), wenn es die Mehrheitsverhältnisse wie in Thüringen nach der Landtagswahl 2019 erfordern. Vor allem das Engagement gegen die rechtsextremistische NPD und gegen die AfD hat Die Linke bei allen anderen etablierten Parteien aufgewertet, wiewohl Opportunismus dabei eine Rolle spielen mag.

			Das Bedrohungspotenzial der Partei Die Linke resultiert jedoch weniger aus dem schwachen Linksextremismus in den eigenen Reihen. ­Vielmehr besitzt sie eine Scharnierfunktion für offen linksextremistische ­Gruppen. Sie tritt als Anmelderin für linksextremistische Veranstaltungen und Demonstrationen auf, unterstützt diese mit logistischen und finanziellen Mitteln und versucht über ihre Abgeordneten im Bundestag und in Landtagen als Mittler zwischen Autonomen und Behörden für die Belange der Szene zu werben (vgl. Buchholz 2010; Nagel 2020). Vor allem wird der antidemokratische Charakter linksextremistischer Bestrebungen grundlegend abgestritten. Man distanziert sich grundsätzlich von Gewalt, verharmlost sie jedoch, da ein linksextremistisches politisches Motiv zumeist nicht anerkannt wird. Gewalttaten gelten als die Sache von Krawallmachern – »echte« Linke per se als Gegner von Gewalt. Die Bündnispolitik der Linken dient einerseits als Teil ihrer Akzeptanzstrategie zur politischen Aufwertung und zur allgemeinen Anerkennung im linken Spektrum, andererseits dazu, einer gleichrangigen Betrachtung von Rechts- und Linksextremismus entgegenzutreten. 

			8.3	Wie gefährlich ist der Linksextremismus für die innere Sicherheit?

			Die zentralen Faktoren der Gefährdung innerer Sicherheit – Ideologie und Gewaltpotenzial – hängen miteinander zusammen. Je stärker der Glaube an die Richtigkeit der eigenen Weltanschauung ausgeprägt ist, umso größer dürfte die Bereitschaft der Anhängerschaft sein, ihre Ziele mit allen verfügbaren Mitteln auch durchzusetzen. Dies erklärt zugleich, warum es sich – ungeachtet der Zunahme des Personenpotenzials – beim gewaltaffinen Linksextremismus nicht um ein Massenphänomen handelt. Das Weltbild der Autonomen ist weitgehend diffus, eine attraktive Zukunfts­utopie besitzen sie ebenso wenig wie einheitliche Vorstellungen davon, wie eine herrschaftslose Gesellschaft nach der Systemüberwindung aussehen soll. Entsprechend steht das Wogegen, nicht das Wofür im Mittelpunkt der Ideologisierung. Die Szene definiert sich über ihre Feindbilder, versteht sich als antifaschistisch, antikapitalistisch, antimilitaristisch, antirassistisch, antisexistisch und antirepressiv. Solche Hassobjekte schaffen Integration und Identität im eigenen Lager, können aber über die ideologische Schwäche des (gewaltorientierten) Linksextremismus nicht hinwegtäuschen.

			Das vage Weltbild linksextremistischer Gewalttäter geht mit deren allenfalls loser Organisation einher. Der interne Zusammenhalt ist gering, nicht zuletzt, weil die Orientierung am Anarchismus im Widerspruch zu starren Organisationformen mit einem hierarchischen Oben und Unten steht. Die offene Binnenstruktur linksextremistischer Zusammenschlüsse erhöht und verringert deren Bedrohungspotenzial gleichermaßen: Es verringert sich, da anstelle eines sich selbst radikalisierenden, hermetisch geschlossenen Milieus eine gewisse Öffnung existiert – der Einstieg in die Szene nicht mit einer massiven ideologischen Indoktrinierung einhergeht und der Ausstieg eher fließend geschieht. Dadurch sinkt die individuelle Szeneverweildauer und damit eine auf Langfristigkeit angelegte Strategie- und Aktionsfähigkeit. Zugleich verstärkt sich die Gefahr, da gerade die Volatilität und Unverbindlichkeit der Gruppenstrukturen eine Beobachtung durch die Sicherheitsbehörden erschweren. Und: Die autonome Szene wird wegen ihrer Volatilität zur »Durchgangsstation«, deren Spuren in der breiten Gesellschaft wiederzufinden sind. Untergrundnetzwerke und ein hochgradig konspiratives Vorgehen sind typisch im Bereich linksextremistischer Gewalt. Wo ferner keine offizielle Organisation existiert, kann auch keine Organisation verboten werden – das Vereinsverbot als Instrument der streitbaren Demokratie ist entsprechend unbrauchbar.

			Wie stark die innere Sicherheit durch den Linksextremismus bedroht ist, hängt vor allem von dessen Gewaltpotenzial ab. Das gilt in quantita­tiver Hinsicht (die Anzahl von Tätern und Taten) wie in qualitativer Pers­pektive (der Tatschwere der Gewaltdelikte). In beiden Bereichen lässt sich in den vergangenen 20 Jahren eine diskontinuierliche Verschärfung der Gefährdungslage feststellen. Das Personenpotenzial gewaltorientierter Linksextremisten liegt mit 9200 (von 33 500 insgesamt) 2019 auf Rekordniveau. Auch die Zahlen zu linker politisch motivierter Kriminalität hatten bereits 2015 (Aktionen gegen rechts während der »Flüchtlingskrise«) und 2017 (G20) Höchststände erreicht. Maßgeblich wegen der massiven Proteste im Hambacher Forst wurden 2019 im Phänomenbereich links mit 9849 Straftaten so viele Delikte registriert wie nie zuvor (vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2020a: 3). Zudem werden seit Jahren mehr linksextremistische Gewalttaten verübt als rechtsextremistische und religiös fundamentalistische. Das liegt einerseits am Delikt­bereich »Massenmilitanz«, auf den das Gros der Gewalttaten entfällt und der in den anderen extremistischen Phänomenbereichen weniger stark ausgeprägt ist. Außerdem dürften die unterschiedlichen Zahlen mit dem Anzeigeverhalten zu tun haben: Es werden prozentual mehr linksextremistische als zum Beispiel rechtsextremistische Delikte zur Anzeige gebracht, da die Opfer häufig Polizisten sind, die Übergriffe bei Demonstrationen ausnahmslos anzeigen. Andererseits hängt die hohe Gewaltaffinität von links mit dem hohen Maß an Konfrontationsgewalt zusammen, die sich gegen die beiden Hauptopfergruppen von Linksextremisten richtet: Rechtsextremisten (bzw. Personen, die unter Linksextremisten als solche gelten) und Polizisten (vgl. Thieme 2019a: 44). Wer jedoch diese Zahlen im Verhältnis zur Gewaltkriminalität insgesamt betrachtet, wird solche Delikte freilich nicht als die zentrale Herausforderung der inneren Sicherheit ausmachen können. So waren im Vergleich zu den Zahlen der polizeilichen Kriminalstatistik im Zeitraum von 2009 bis 2019 von allen Gewaltstraftaten und Körperverletzungen weniger als ein Prozent politisch motiviert. Etwa die Hälfte davon ging auf das Konto des linken Spektrums.
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						Ein zentrales Feindbild im linksextremen Spektrum ist die Polizei, die mitunter auch abseits von Demonstrationen attackiert wird. Aufkleber wie jener im Bild propagieren entsprechende Gewalt. Berlin, März 2020. Bildnachweis: imago images/Müller-Stauffenberg

					

				

			

			Dass linke Gewalttaten im Verhältnis zur Gewaltkriminalität allgemein überproportional stark im Fokus der Öffentlichkeit stehen, hängt neben der Zunahme an Taten maßgeblich mit den Veränderungen der Deliktstruktur hin zu vermehrt schweren Straftaten zusammen. Der Anteil an massiven Körperverletzungen und tätlichen Widerstandsdelikten nahm in den vergangenen Jahren kontinuierlich zu. Zudem zeigt der Angriff auf die Mitarbeiterin eines Immobilienunternehmens Ende 2019 in Leipzig eine neue Qualität des Gewalthandelns – nicht gegen einen vermeintlich übermächtigen Gegner (Polizisten und Rechtsextremisten), sondern gegen eine einzelne Frau in ihrem geschützten privaten Raum. Eine sogenannte Kiezmiliz rechtfertigt in ihrem Bekennerschreiben den Wandel von Gewalt gegen Sachen hin zu Gewalt gegen Personen: »Wir freuen uns, wenn sich der Bau von Luxuswohnung o. Ä. verzögert, denken aber, dass diese Aktionsform angesichts vollumfänglicher Versicherungsabdeckung nur symbolischen Charakter hat. Wir haben uns deswegen entschieden, die Verantwortliche für den Bau eines problematischen Projekts im Leipziger Süden da zu treffen wo es ihr auch wirklich weh tut: in ihrem Gesicht. […] Connewitz ist ein Ort des Widerstandes gegen kapitalistische Verwertung, rassistische Ausgrenzung und staatlichen Terror. Ein Rückzugsort für Menschen die sich an feministischen und sozialen Kämpfen beteiligen. Projekte wie das Südcarré stellen eine Bedrohung für Connewitz als politischen Raum dar. […] Verantwortlich sind alle Personen, die vorhaben im Südcarré zu investieren oder zu wohnen. Selbigen muss klar sein, dass sie sich an einem Angriff auf einen Raum der radikalen Linken beteiligen, und dass dieser Angriff beantwortet werden wird. […] Das einzige auf das Kapitalanleger und Eigennutzer des Südcarres treffen werden, sind kaputte Scheiben, brennende Autos und kaputte Nasen. Verpisst euch aus Connewitz!« (Kiezmiliz 2019).

			In der politischen Debatte besteht weitgehend Einigkeit in der grundlegenden Ablehnung von Gewalttaten, nicht jedoch in der Bewertung solcher. Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) sprach angesichts der Gewalteskalation in Leipzig, die in der Silvesternacht 2019/20 in heftigen Ausschreitungen mit der Polizei gipfelten, von »linkem Terror«. Von dieser Aussage distanzierte sich Sachsens grüne Justizministerin Katja Meier: »Das ist die Wortwahl von Herrn Kretschmer. Ich bin da zurückhaltender. Einen Rechtsstaat sollte es auszeichnen, dass er mit Klarheit, auch mit Besonnenheit agiert« (Meier 2020). Unabhängig von Fragen der Beurteilung linker Gewalt verzerren die intensive politische Debatte um das Thema und das starke mediale Interesse an drastischen Ereignissen wie Straßenschlachten und Terrorismus das ­tatsächliche Bedrohungspotenzial. Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Jede politische motivierte Straftat ist eine zu viel und nicht ­kleinzureden. Das tatsächliche Aufkommen fällt allerdings deutlich geringer, als das enorme Ausmaß der Berichterstattung es suggeriert, zumal im Verhältnis zur gesamten Gewaltkriminalität, beispielsweise zu den massenhaften Vorfällen häuslicher Gewalt mitsamt eines riesigen Dunkelfeldes (vgl. Bundeskriminalamt 2016). Gleiches gilt für den Rechtsextremismus. 

			Das Ungleichgewicht zwischen Statistik politischer Straftaten und Be­­richterstattung hat wiederum negative Folgen für das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung. Will der Staat dem entgegenwirken und zeigen, Herr der Lage zu sein, verschiebt sich möglicherweise die Balance von Freiheit und Sicherheit einseitig: Die Preisgabe der Freiheit zur Abwehr von (links)extremistischen Bedrohungen kann dadurch unbeabsichtigt selbst zu einer Gefahr werden – und die Feinde der Freiheit hätten ihr Ziel erreicht, die Gesellschaften und das Modell der liberalen Demokratie nachhaltig negativ zu verändern.

			Anmerkungen

			
				
					18	So stellt der Hinweis auf eine »unterschätzte Gefahr« eine Art Standarduntertitel von Büchern zum Linksextremismus dar (siehe Moreau/Lang 1996; Knütter/Winckler 2002; Bergsdorf/Hüllen 2011).

				

				
					19	Als dritte Dimension nennen sie zudem eine »Kriminal-Gefährdung«. Diese wird im Folgenden vernachlässigt, da die Frage nach der strafrechtlichen Relevanz auf einer anderen Analyseebene liegt. 

				

				
					20	Allerdings gibt es auch Diktaturen, in denen zwar keine freien bzw. fairen Wahlen stattfinden, die jedoch einige grundlegende Menschen- bzw. Grundrechte anerkennen und schützen. Ein Beispiel dafür ist Singapur.

				

				
					21	Angaben des Bundesamts für Verfassungsschutz 2019. Die Mitglieder der linksextremistischen Zusammenschlüsse innerhalb der Partei Die Linke sind in diesen Zahlen enthalten.

				

				
					22	Siehe ausführlich Heitmeyer (2002–2011); Decker/Kiess/Brähler (2002–2018); Zick u. a.(2014–2019).

				

				
					23	Von Zustimmung sprechen die Autoren, wenn die Befragten auf einer vierstufigen Skala mit »Stimme voll und ganz zu« oder »Stimme eher zu« geantwortet haben.

				

				
					24	Die Amadeu-Antonio-Stiftung zählt mehr als doppelt so viele Todesopfer rechtsextremer Gewalttaten wie das Bundeskriminalamt. 

				

			

		


	
			9	Was tun?

			9.1	Instrumente der wehrhaften Demokratie und ihre Anwendung

			Was heißt es, wenn eine Demokratie »wehrhaft« oder »streitbar« ist? Es bedeutet, dass sie sich gegen ihre Feinde zur Wehr setzt, bevor diese die Demokratie abschaffen – mittels Gewalt oder auch mit legalen Mitteln. Denn Gewalt und Extremismus sind nicht deckungsgleich. Gewalttäter mögen zwar die innere Sicherheit herausfordern, müssen aber kein Pro­blem für die demokratische Stabilität sein. Und Demokratiefeinde, die nach Recht und Gesetz handeln, müssen kein Sicherheitsproblem sein, können aber die Demokratie gefährden (siehe Kapitel 8). Die Ausgestaltung der Bundesrepublik als wehrhafte Demokratie geht auf die Machterringung der Nationalsozialisten zurück, bei der blutige Straßenschlachten, Einschüchterung und politische Morde zwar eine wesentliche Rolle gespielt hatten, die aber ohne die einschlägigen Wahlerfolge, die Schwäche der Verfassung und die geringe Demokratieneigung der politischen Elite wohl ausgeblieben wäre. Exemplarisch für die Legalitätstaktik der Nationalsozialisten steht eine Äußerung Joseph Goebbels’ (1928) in der NSDAP-Zeitung Der Angriff: »Wir gehen in den Reichstag hinein, um uns im Waffenarsenal der Demokratie mit deren eigenen Waffen zu versorgen. Wir werden Reichstagsabgeordnete, um die Weimarer Gesinnung mit ihrer eigenen Unterstützung lahmzulegen. Wenn die Demokratie so dumm ist, uns für diesen Bärendienst Freifahrkarten und Diäten zu geben, so ist das ihre eigene Sache. Uns ist jedes gesetzliche Mittel recht, den Zustand von heute zu revolutionieren.«

			Die erste Arbeitssitzung des Parlamentarischen Rates, der das Grundgesetz ausarbeitete, eröffnete Carlo Schmid (SPD) am 8. September 1949 mit einer Rede, die prägend für die wehrhafte Demokratie werden sollte: »Ich für meinen Teil bin der Meinung, dass es nicht zum Begriff der Demokratie gehört, dass sie selber die Voraussetzungen für ihre Beseitigung schafft. Ja, ich möchte weiter gehen. Ich möchte sagen: Demokratie ist nur dort mehr als ein Produkt einer bloßen Zweckmäßigkeitsentscheidung, wo man den Mut hat, an sie als etwas für die Würde des Menschen Notwendiges zu glauben. Wenn man aber diesen Mut hat, dann muss man auch den Mut zur Intoleranz denen gegenüber aufbringen, die die Demokratie gebrauchen wollen, um sie umzubringen« (Parlamentarischer Rat 1948/49: 14).

			Der Instrumentenkasten der streitbaren deutschen Demokratie umfasst eine Reihe von Vorkehrungen, darunter die »Ewigkeitsklausel« (Art. 79 Abs. 3 GG), die den Schutz der Menschenwürde und der föderalen, sozia­len, rechtsstaatlichen und republikanischen Demokratie in Deutschland gewährt, das Widerstandsrecht (Art. 20 Abs. 4 GG), die Bindung von Forschung und Lehre an die Verfassungstreue (Art. 5 Abs. 3 GG) sowie die Treuepflicht von Angehörigen des öffentlichen Dienstes (Art. 33 Abs. 4 und 5 GG). Zu den »schärfsten Schwertern« gehören neben der Möglichkeit eines Parteiverbots nach Art. 21 Abs. 2 GG (das von der Exekutive oder der Legislative angestrengt, aber nur vom Bundesverfassungsgericht ausgesprochen werden kann)25 auch – für Einzelpersonen – die Verwirkung von Grundrechten nach Art. 18 GG26 sowie Vereinsverbote nach Art. 9 Abs. 2 GG27. Auch die Existenz von Verfassungsschutzbehörden zählt in den Bereich der wehrhaften Demokratie. 1950 gegründet, verfolgt etwa das Bundesamt für Verfassungsschutz – ein Nachrichten-, kein Geheimdienst – unter anderem den Auftrag, Informationen über Bestrebungen zu sammeln und auszuwerten, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind. 

			Alle diese Instrumente sind Ausdruck der drei Wesensmerkmale der wehrhaften Demokratie: 1) Wertgebundenheit, 2) Abwehrbereitschaft und 3) Vorverlagerung. Wertgebundenheit bezeichnet die Ablehnung eines Werterelativismus (»Anything goes«). Die streitbare Demokratie fühlt sich also bestimmten normativen Grundpfeilern verpflichtet – auch deren Schutz. Dazu zählen die bereits erwähnten Staatsstrukturprinzipien und die Würde des Menschen. Abwehrbereitschaft bezeichnet den prinzipiellen Willen des demokratischen Verfassungsstaates, die genannten Werte gegen Angriffe zu verteidigen. Damit ist eine gewisse Intoleranz beziehungsweise Illiberalität verbunden. Um sich zu schützen, greift die Demokratie also bewusst auf autoritäre Mittel (z. B. Parteien- und Vereinsverbote) zurück. Ansonsten könnte im Bundestag – ganz demokratisch – auch über die Abschaffung der Demokratie abgestimmt werden. Dieser Widerspruch zwischen Freiheit und Illiberalität kann nicht aufgelöst, aber gerechtfertigt werden, und zwar nach dem Prinzip »Keine Freiheit zur Abschaffung der Freiheit«. Das ist die Gegenposition zur Forderung »Alle Freiheit zur Abschaffung der Freiheit« und darf nicht verwechselt werden mit der Haltung »Keine Freiheit den Feinden der Freiheit«. Die Demokratie muss sich also keine Angriffe auf die ihr zugrunde liegenden Werte und Institutionen gefallen lassen, wohl aber hat sie die Freiheitsrechte aller Bürgerinnen und Bürger – also auch die der Extremisten – zu wahren.

			Was schließlich die Vorverlagerung des Demokratieschutzes angeht, so beschreibt sie den Umstand, dass gegen Extremisten nicht erst dann vorgegangen werden kann, wenn sie das Gesetz brechen (etwa durch Gewaltanwendung). Vielmehr soll deren Handeln schon dann gestört werden dürfen (nicht: müssen), wenn sie sich noch auf dem Boden des Gesetzes befinden. Auch hier tritt ein Dilemma der streitbaren Demokratie zutage: Denn im Kern unterwandert die Vorverlagerung das Rechtsstaatsprinzip, wird doch legales Verhalten sanktioniert. Dieses Dilemma lässt sich kaum auflösen, aber mit den Werten, denen sich die Demokratie verpflichtet fühlt, zumindest abschwächen. Die rechtsstaatlichen Gebote der Verhältnismäßigkeit und der Geeignetheit eines Eingriffs in Freiheitsrechte, aber auch das Opportunitätsprinzip, wonach kein »Verbotsmechanismus« greift, sondern zwischen Pro und Contra abgewogen werden soll, zählen hierzu.

			Mag das »Dienst- und Treueverhältnis« von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im öffentlichen Dienst vom Prinzip her unstrittig sein – schließlich ist es nicht angängig, dass Extremisten die Verwaltung unterwandern –, sieht es mit dem »Extremistenbeschluss«28 von 1972 anders aus (vgl. Rigoll 2013; Jesse 2016a). Im Grunde vereinheitlichte er nur das Vorgehen der Länder und des Bundes in Bezug auf die Treuepflicht des öffentlichen Dienstes – neues Recht wurde nicht geschaffen. Rechts- und Linksextremisten sollte der Zutritt in die Verwaltung verwehrt beziehungsweise – so er schon bestand – wieder verschlossen werden. Es ist aber auch weniger der Wortlaut des Beschlusses, der die Kritiker Sturm laufen ließ, als vielmehr seine Umsetzung. Moniert wurde, dass er praktisch vor allem politisch links Stehende betreffe, dass er es Lehrern, Post- und Bahnmitarbeitern unmöglich machen könne, ihren Beruf auszuüben, dass die Regelanfrage beim Verfassungsschutz ein unverhältnismäßiger Eingriff sei, dass bereits »Sympathisanten-Verdächtigungen« (Reichel 1985: 149) geahndet würden und dass der Staat »Gesinnungsschnüffelei« betreibe sowie Duckmäusertum fördere. Einige Kritikpunkte treffen zu, andere nicht.

			Einerseits: Der Vorwurf der Gesinnungsschnüffelei verfängt nicht, ging es doch nicht darum, linke oder rechte Strömungen im politischen Meinungskampf zu diskreditieren, sondern um den Schutz der Demokratie, wozu es gehört, Verfassungsfeinden den Zugang in ihren »Maschinenraum« zu verweigern. Was das Argument des »Berufsverbots« angeht: Was wiegt mehr – der Schutz der individuellen Karriere Einzelner, die Zweifel an ihrer Verfassungstreue aufkommen lassen, oder der Bestand der liberalen konstitutionellen Demokratie? Bereits zuvor war Lehrern, Post- und Bahnmitarbeitern bekannt, dass sie für die Demokratie einzutreten hatten. Die Ablehnungsquote betrug überdies nur etwa 0,1 Prozent – die praktische Relevanz des »Berufsverbots« blieb also überschaubar. Das Argument, der Beschluss führe zu Duckmäusertum, hatten wiederum schon Umfragen der 1970er-Jahre widerlegt. Wie groß kann der Druck überdies gewesen sein, wenn zur selben Zeit mehr als 350, meist kommunistisch gefärbte »Komitees gegen Berufsverbote« alles andere als duckmäuserisch gegen den Beschluss protestierten?

			Andererseits: Die Regelanfrage, der zufolge bei jeder Neueinstellung beim Verfassungsschutz nach belastendem Material gefragt wurde, schoss wohl in der Tat übers Ziel hinaus, die Verhältnismäßigkeit war nicht gewahrt. Nicht zuletzt deshalb sah mit Bayern 1991 das letzte ­Bundesland davon ab. Und auch wenn die Betroffenen bei schweren Vorwürfen die Möglichkeit hatten, diese in einer Anhörung zu entkräften sowie den Rechtsweg aufzusuchen, blieb anschließend immer noch das Stigma des Vorwurfs: Irgendetwas bleibt immer hängen. So oder so ist der »Extremistenbeschluss« Geschichte. Die Bedarfsanfrage, der zufolge Informationen zu Bewerbern nur dann eingeholt werden, wenn es Zweifel an deren Verfassungstreue gibt, ist zum Regelfall geworden. In den neuen Bundesländern wurde nach der Wiedervereinigung aus dem öffentlichen Dienst nur entlassen, wer für die »Stasi« gearbeitet hatte beziehungsweise dies ­verheimlichte.

			Was das Parteienverbot angeht, so waren bislang nur eine links- (KPD, 1956) und eine rechtsextreme Partei (Sozialistische Reichspartei – SRP, 1952) davon betroffen. Obwohl beide Verbote vier Jahre auseinanderliegen, wurden sie im Abstand von nur drei Tagen zueinander von der Bundesregierung beantragt, nämlich im November 1951. Wurde das lange Verfahren im Fall der KPD viele Jahre als Unwille der Richter interpretiert, ein Verbot auszusprechen, deuten jüngere Forschungsergebnisse indes auf eine massive Überlastung des Bundesverfassungsgerichtes sowie eine taktische Verzögerung durch die Bundesregierung im Fall der KPD beziehungsweise taktischen Druck im Fall der SRP hin (vgl. Foschepoth 2017).

			Obwohl es über sechs Jahrzehnte zurückliegt, hat das KPD-Urteil uns heute noch etwas zu sagen: Einerseits führte das Gericht vor Augen, dass es für ein Verbot nicht reiche, wenn man extremistisch denkt. Vielmehr müsse extremistisches Handeln den Ausschlag geben: »Eine Partei ist auch nicht schon dann verfassungswidrig, wenn sie diese obersten Prinzipien einer freiheitlichen demokratischen Grundordnung nicht anerkennt, sie ablehnt, ihnen andere entgegensetzt. Es muss vielmehr eine aktiv kämpferische, aggressive Haltung gegenüber der bestehenden Ordnung hinzukommen, sie muss planvoll das Funktionieren dieser Ordnung beeinträchtigen, im weiteren Verlauf diese Ordnung selbst beseitigen wollen« (Bundesverfassungsgericht 1956: RN 167). Die Demokratie darf, um sich zu schützen, mithin nicht in die Köpfe der Menschen schauen, sondern muss sie an deren Handeln messen.

			Andererseits bildete das KPD-Urteil einen – negativen – Referenzpunkt für das NPD-Verbotsverfahren 2017. 1956 hieß es noch: »Eine Partei kann nach dem Gesagten auch dann verfassungswidrig im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG sein, wenn nach menschlichem Ermessen keine Aussicht darauf besteht, daß sie ihre verfassungswidrige Absicht in absehbarer Zukunft werde verwirklichen können« (Bundesverfassungsgericht 1956: RN 172). 2017 nahm das Bundesverfassungsgericht von diesem Prinzip Abstand: »Ein Parteiverbot kommt […] nur in Betracht, wenn eine Partei über hinreichende Wirkungsmöglichkeiten verfügt, die ein Erreichen der von ihr verfolgten verfassungsfeindlichen Ziele nicht völlig aussichtslos erscheinen lassen, und wenn sie von diesen Wirkungsmöglichkeiten auch Gebrauch macht. Ist dies nicht der Fall, fehlt es an einem ›Darauf Ausgehen‹ im Sinne von Art. 21 Abs. 2 GG. An der hiervon abweichenden Definition im KPD-Urteil, nach der es einem Parteiverbot nicht entgegenstehe, wenn für die Partei nach menschlichem Ermessen keine Aussicht darauf besteht, dass sie ihre verfassungswidrige Absicht in absehbarer Zukunft werde verwirklichen können […], hält der Senat nicht fest« (Bundes­verfassungsgericht 2017: RN 156). Derartige juristische Kurskorrekturen sind selten, ein »Verbotsexzess« (Meier/Leggewie/Lichdi 2017: 46) wie seinerzeit bei der KPD kommt damit heute nicht mehr infrage. Indes verengt die Frage nach den Erfolgsaussichten der »Machtergreifung« die Spielräume von Parteienverboten: Eine Ein-Prozent-Partei wird nicht verboten, weil sie zu machtlos ist, eine 20-Prozent-Partei nicht, weil sie zu mächtig ist und allein der Verbotsantrag den meisten politisch inopportun erscheinen dürfte: Wie rechtfertigt man vor der Bevölkerung den Ausschluss einer Partei vom politischen Wettbewerb, die von einem Fünftel der Wähler unterstützt wird?

			Die Verwirkung von Grundrechten als Instrument der wehrhaften Demokratie spielt im Linksextremismus keine Rolle – und im Rechtsextremismus faktisch auch nicht. Bislang hat die Bundesregierung viermal einen Antrag auf Verwirkung von Grundrechten gestellt. Viermal handelte es sich um einschlägig bekannte Rechtsextremisten (Otto Ernst Remer, 1952; Gerhard Frey, 1969; Thomas Dienel, 2002; Heinz Reisz, 2002). Viermal sind die Anträge gescheitert. »Grundrechtsverwirkungen für Personen stellen sich anders als Parteien- und Vereinigungsverbote dar. Hier geht es um den Eingriff in die Rechte einzelner Personen. Dieses Instrument dürfte für die streitbare Demokratie eher ein Danaergeschenk sein. Zur Stabilisierung der liberalen Demokratie trägt es nichts bei, wohl aber zur Schwächung ihrer Liberalität« (Jesse 2006: 510).

			Bedeutsamer als Grundrechtsverwirkungen und Parteiverbote sind Vereinigungsverbote – insgesamt allerdings weniger für den Linksextremismus (vgl. Gerlach 2012). Bis 1964 gab es insgesamt 327 Verbote gegen 64 verschiedene Vereine, 40 davon waren linksextremistischer Natur. Die anfangs noch recht hohe Verbotszahl geht auf das bis 1964 geltende Legalitätsprinzip zurück: Verbote waren keine Ermessensentscheidung, sondern verboten wurde automatisch, was den Tatbestand nach Art. 9 Abs. 2 GG erfüllte. Dazu zählten viele Umfeldorganisationen der 1956 verbotenen KPD. Zudem wurden Verbote nicht durch den Bund ausgesprochen, sondern auch durch die Länder, die Präsidenten von Verwaltungsbezirken, Regierungspräsidenten, Polizeibehörden, Oberbürgermeister und Landräte. Der sogenannte Westdeutsche Flüchtlingskongress wurde beispielsweise von 18 verschiedenen Behörden verboten.

			Von den insgesamt nur noch 17 Verboten, die anschließend (1964–1990) ergingen, richteten sich nur zwei gegen den Linksextremismus, davon eines gegen einen deutschen linksextremen Verein (Sozialistischer Deutscher Studentenbund – Hochschulgruppe Heidelberg). Die gesunkene Verbotsneigung geht auf die Einführung des Opportunitätsprinzips mit Inkrafttreten des Vereinsgesetzes im Jahr 1964 zurück. Ob ein Verein mit einem Verbot überzogen wurde, unterlag nunmehr dem politischen Ermessen – mittlerweile auch des Bundes. Fragen des Demokratieschutzes gingen Hand in Hand mit solchen der inneren Sicherheit. Häufig wurde stärker auf die Militanz und Gewaltbereitschaft der Organisationen verwiesen als auf deren extremistischen Charakter.

			Nach 1990 setzte sich dieser Trend fort, wenngleich stärker gegen den Rechts- als gegen den Linksextremismus. Werden die ausländischen linksextremen Vereine abgezogen (z. B. die PKK), die in den Behörden unter der verwirrenden Kategorie »Ausländerextremismus« firmieren, bleibt nur ein einziges Verbot eines deutschen linksextremen Vereins:29 das des Internetportals linksunten.indymedia, das sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet habe und Strafgesetzen zuwidergelaufen sei.

			Die – von den vielfach als überzogen wahrgenommenen Verboten der Adenauer-Zeit abgesehen – zurückhaltende Verbotsneigung gegenüber dem Linksextremismus spricht nicht für eine wehrlose Demokratie, ein Nichtverbot nicht für Untätigkeit. Vielmehr sind Verbote nur selten opportun, weil sie eben die Ultima Ratio zum Schutz der Demokratie darstellen sollen. Das wirft ein schlechtes Licht auf die sonstige Verbotspraxis etwa beim Rechtsextremismus und Islamismus: Durch welches Vereinsverbot in der Vergangenheit wurde der Bestand der Demokratie nachweisbar geschützt? Verbote bedürfen besonderer Rechtfertigung, weil sie einen Eingriff in die politischen Freiheiten der Bürger – Extremisten oder nicht – darstellen. Meist überzeugt diese nicht. Zudem sind Vereinsverbote, wie der Blick auf den Rechtsextremismus zeigt, wegen Ersatzgründungen, dem Gang in den »Untergrund« (z. B. Freie Kameradschaften) und einfacher Umgehung (Ausweichen auf andere Medien) meist nutzlos. Vereinsverbote sollen Handlungsfähigkeit beweisen und besitzen Symbolcharakter (»Zeichen setzen« und »klare Kante zeigen«), was nicht unwichtig ist. Indes: Zu oft angewendet, schaden sie der Demokratie (wegen ihres illiberalen Charakters), deren Wehrhaftigkeit (wegen der sich abnutzenden Symbolik) und der Politik selbst (wegen ihres opportunistischen Verhaltens). Die Wirkung des Verbots von linksunten.indymedia beispielsweise dürfte, weil die Server im Ausland stehen, weil nur ein Portalableger verboten wurde und weil Alternativen allerorten verfügbar sind, verpuffen.

			9.2	Strafverfolgung

			Die Aufgabe von Partei- und Vereinsverboten sowie der Möglichkeit der Grundrechtsverwirkung ist es in erster Linie, Demokratie zu schützen, und nicht: Extremisten zu bestrafen oder illegales (z. B. gewaltsames) Handeln zu sanktionieren. Gleichwohl steht auch in diesem Bereich ein breites Inventar an Möglichkeiten zur Verfügung. Repressionsmaßnahmen kommen »dann in Frage, wenn Gesetzesverletzungen vorliegen, wenn Gewalt im Spiel ist, aber auch dann, wenn eine ernsthafte Gefährdung der Verfassungsordnung abzusehen ist« (Jaschke 2000: 22 f.). Sie kommen auf legislativer Ebene (z. B. Einführung neuer Straftatbestände und höherer Maximalstrafen), auf exekutiver Ebene (z. B. Erhöhung des Verfolgungsdrucks) sowie auf juristischer Ebene (z. B. Demonstrationsverbote) vor. Die Statistiken zur politisch motivierten Kriminalität (PMK) – auch am linken Rand – verdeutlichen seit Jahren die Notwendigkeit repressiver Maßnahmen. Diese sollen nicht etwa den Zulauf ins linksextremistische Lager stoppen oder primär die Demokratie schützen, sondern den Handlungskorridor einengen und die öffentliche Sicherheit gewährleisten.
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						Festnahme im Rahmen der Proteste gegen die Einweihung der Europäischen Zentralbank in Frankfurt am Main im März 2015, in deren Verlauf es auch zu schweren Ausschreitungen kam. Bildnachweis: imago images/Ralph Peters

					

				

			

			Beteiligt ist eine Vielzahl von Akteuren: das Bundeskriminalamt (BKA), der Bundesnachrichtendienst (BND), die verschiedenen Bundes- und Landesministerien, die Bundespolizei, Gerichte, Landeskriminalämter und -polizeien, der Militärische Abschirmdienst (MAD), Staatsanwaltschaften und der Verfassungsschutz. Sie arbeiten teils separat, teils in institutionalisierter Partnerschaft. Die wichtigste Institution in der Linksextremismusbekämpfung ist das Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ, gegründet 2012). Es beschäftigt sich auch mit Rechtsextremismus, »Ausländerextremismus« und Spionageabwehr – und zwar vor allem durch den kommunikativen Austausch zwischen den Behörden und durch Analyse. Das GETZ hat seinen Sitz in Köln.

			Seit Bestehen der Bundesrepublik hat es immer mal wieder legislative Anpassungen an die veränderten Gefährdungslagen durch Extremismus und Terrorismus gegeben: Zumeist wurden neue Straftatbestände eingeführt, um Lücken im Strafgesetzbuch zu schließen. Gleichsam den Kern bildet seit jeher der »Volksverhetzungsparagraf« (§ 130 StGB, bes. Abs. 1 und 2), der seit seinem Bestehen mehrfach erweitert wurde – jedoch in einer Form, die vor allem den Rechtsextremismus betraf: etwa durch die Präzisierung der ersten beiden Absätze im Jahr 1960 infolge des sprunghaften Anstiegs antisemitischer Straftaten ein Jahr zuvor, durch das 1994 eingeführte Verbot der Holocaustleugnung (Abs. 3) sowie das 2005 hinzugefügte Verbot der Verherrlichung des Nationalsozialismus (Abs. 4).

			Mit Strafe bewehrt sind daneben die Verbreitung von Propagandamitteln und die Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen (§ 86 StGB und § 86a StGB). Das meint etwa Abzeichen, Fahnen, Grußformeln, Parolen und dergleichen. Aus dem Linksextremismus sind davon betroffen: Symbole der KPD, das Abzeichen und das Hemd der DDR-Organisation Freie Deutsche Jugend (FDJ) sowie auch das PKK-Symbol (ein roter fünfzackiger Stern in einem grün umrandeten, gelben Kreis vor rotem Hintergrund). Allerdings stößt die Verfolgung solcher Delikte häufig an praktische Grenzen: Das Parteisymbol der KPD – Hammer und Sichel – diente und dient auch anderen kommunistischen Parteien zur Identifikation. Wie soll man nachweisen, dass es jemand just im Sinne der KPD (und nicht etwa der KPdSU) verwendet hat? FDJ-Symbolik wird in der Praxis – zu Recht – kaum verfolgt (vgl. Trips-Herbert 2014).

			Eine Reihe von Gesetzesveränderungen hatte die Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus – nicht durch den Linksextremismus – zum Anlass, darunter die 1998 eingeführte Möglichkeit zur Abhörung privater Wohnräume (»Großer Lauschangriff«), die jedoch nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im Jahr 2004 nur noch beim Verdacht auf besonders schwere Straftaten und zur Abwehr dringender Gefahren infrage kommt und deshalb überaus selten gewährt wird. Das Terrorismusbekämpfungs- (2002) und das Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz (2007) sind Reaktionen auf die Anschläge vom 11. September 2001 – ebenso wie die Debatte um den Einsatz der Bundeswehr im Innern. Die Diskussion um Videoüberwachung öffentlicher Räume folgte auf den Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz 2016. 

			Ebenfalls nicht in direktem Zusammenhang mit dem deutschen Linksextremismus stand die organisatorische Neuerung beim Bundesgrenzschutz (heute: Bundespolizei) im Jahr 1972. Als der Schwarze September, eine palästinensische Terroreinheit, zu den Olympischen Spielen in München elf israelische Sportler als Geiseln genommen hatte – alle kamen ums Leben –, gab der Innenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP) den Auftrag, eine Polizei-Spezialeinheit zu gründen: die Grenzschutzgruppe 9 (GSG 9). Bekanntheit erlangte die GSG 9 mit einem Einsatz im Jahr 1977: Vier Terroristen der Popular Front for the Liberation of Palestine – General Command (PFLP-GC) entführten das Flugzeug Landshut. Nach mehreren Zwischenstopps landete das Flugzeug in Mogadischu (Somalia), wo es von der GSG 9 gestürmt wurde – alle Geiseln blieben am Leben. Die PFLP-GC wollte ursprünglich unter anderem die Freilassung von elf Terroristen der RAF in Deutschland erreichen, mit der sie schon über Jahre kooperiert hatte. Im Jahr 1993 wurde das Vertrauen in die GSG 9 erschüttert: Die RAF-Terroristen Wolfgang Grams und Birgit Hogefeld sollten festgenommen werden. Während das bei Hogefeld gelang, beging Grams auf der Flucht Suizid. Zwischenzeitlich hieß es seitens der Medien, er habe sich nicht selbst umgebracht, sondern sei regelrecht von der GSG 9 exekutiert worden – ein haltloser Vorwurf, wie sich später zeigen sollte (vgl. Leyendecker 2020).

			Zudem gab mit der Roten Armee Fraktion (RAF) eine linksterroristische Organisation direkten Anlass für eine Reihe von Neuerungen in der deutschen Sicherheitsarchitektur: So wurde auf Betreiben des damaligen BKA-Präsidenten Horst Herold 1979 die Rasterfahndung eingeführt, um den RAF-Terroristen Rolf Gerhard Heißler zu stellen. Das Verfahren gehört seither zum Standardrepertoire der Polizei. Ähnlich sieht es mit dem »Kontaktsperregesetz« aus, das 1977 während des »Deutschen ­Herbstes« eingeführt wurde, um den Kontakt von Häftlingen untereinander und zur Außenwelt (einschließlich dem Strafverteidiger) zu verhindern. Voraussetzung: Der Gefangene muss verdächtigt oder verurteilt worden sein, eine terroristische Vereinigung gebildet zu haben (§ 129a StGB). Eingeführt wurde das Gesetz (§§ 31–38a EGGVG), um eine »Gefahr für Leben, Leib oder Freiheit einer Person« abzuwenden. Im Blick hatte der Gesetzgeber seinerzeit den Arbeitgeberpräsidenten Hanns Martin Schleyer, den die RAF entführt hatte. Um die Chancen seiner Befreiung zu erhöhen, wurde das Gesetz binnen weniger Tage verabschiedet – allerdings erfolglos. Schleyer wurde von der RAF getötet, das Gesetz gilt bis heute.

			Ähnlich kontrovers diskutiert wurde die Neuschöpfung des Straftatbestandes zur Bildung terroristischer Vereinigungen (§ 129a StGB) im Jahr 1976. Der Grundsatz »Wehret den Anfängen« war hier leitend, sollte doch die Möglichkeit eröffnet werden, nicht erst strafbare Handlungen, sondern schon vorbereitendes und unterstützendes Verhalten zu ahnden – ein Novum in der deutschen Rechtsgeschichte. Der Paragraf deckt seither nicht nur die Bildung, sondern auch die Bewerbung, die Mitgliedschaft und die bloße Unterstützung terroristischer Vereinigungen ab.

			Dieser Schritt in die Vorverlagerung des Staatsschutzes sollte keine Ausnahme bleiben. Mit der Einführung des Paragrafen 89a StGB (Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat) im Jahr 2009 trug der Gesetzgeber dem Umstand Rechnung, dass terroristische Gefahren immer seltener von einschlägigen Vereinigungen (wie der RAF), sondern vielmehr von Einzeltätern ausgehen, bei denen zwischen Vorbereitung, Versuch und Vollendung der Straftat meist nur recht wenig Zeit vergeht, in der sie gefasst werden können. Hinzu kommt der Mangel an Kommunikation, der es den Strafverfolgungsbehörden erschwert, Täter frühzeitig zu identifizieren. Deshalb sollte nunmehr nicht nur die Tat beziehungsweise der Versuch, sondern schon die Vorbereitung bestraft werden. Wenngleich man dabei vor allem islamistische und rechtsextreme »einsame Wölfe« im Sinn hatte, deckt der Paragraf auch organisatorisch ungebundene Täter am linken Rand ab. Im selben Atemzug wurden von der Großen Koalition 2009 die Aufnahme von Beziehungen (§ 89b StGB) und die Anleitung zur Begehung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat (§ 91 StGB) kriminalisiert. Die Paragrafen sind, so ihre Kritiker, vage: Sanktioniert würde nunmehr Verhalten, das für sich betrachtet unproblematisch ist. Der Staat versuche, in die Köpfe der Menschen zu schauen, subjektive und spekulative Kriterien würden zu Tatbestandsmerkmalen erhoben. Indem nicht die Handlung, sondern der Täter selbst – seine Pläne, sein politischer Standpunkt, seine Interessen et cetera – eine bestimmte Gewalttat erst problematisch (»staatsgefährdend«) erscheinen lässt, bewege sich der Rechtsstaat vom Tatstrafrecht zum Täterstrafrecht. Der Kauf diverser Chemikalien, die es für eine Sprengladung braucht, könne beispielsweise für den arglosen Chemiedoktoranden folgenlos bleiben, für den radikalen Islamisten, den »Reichsbürger« oder den Linksautonomen unter Umständen aber in einer Verurteilung münden (vgl. Uwer 2015).

			Anders als mit legislativen Maßnahmen, die meist Teil einer größeren Sicherheitsarchitektur sind, antwortet die Demokratie mit exekutiven und judikativen Maßnahmen auf akute Herausforderungen. Dazu zählen (neben Partei- und Vereinigungsverboten) Razzien in Wohnungen und Szenetreffs sowie schließlich Versammlungsverbote, die mit Vereinigungsverboten nicht zu verwechseln sind. Versammlungsverbote sollen eigentlich nicht der Repression politischer Extremismen dienen, sondern dem Schutz und der Sicherheit aller Beteiligten, da das Recht, unter freiem Himmel zum Beispiel zu demonstrieren und zu protestieren, als demokratisches Teilhaberecht besonderen Schutz genießt: Eingriffe in die Versammlungsfreiheit sind Grundrechtseingriffe. Möglich sind – neben kompletten Verboten einer Demonstration – Auflagen an die Anmelder, etwa mit Blick auf Termin- und Ortswahl, Kleidung, musikalische Umrahmung, Anzahl der Fahnen usw.

			In der Praxis wurde schon mehrfach die politische Einstellung der Demonstrierenden herangezogen, um ein Verbot durchzusetzen – meist gegenüber Rechtsextremisten (vgl. Jaschke 2000: 26-28), aber auch gegen Linksextremisten, wenn beispielsweise deren »staatsfeindliche« Einstellung moniert wurde. Das Bundesverfassungsgericht (2015: RN 1) setzte dieser Praxis allerdings Grenzen. Ihm zufolge »begründen eine feindliche Positionierung der Versammlungsteilnehmer gegenüber dem deutschen Staat und die Tatsache, dass diese die Polizei als Exekutive und Repräsentant staatlicher Macht in besonderem Maße als Übel ansehen, ebensowenig einen tragfähigen Gesichtspunkt für die Prognose einer drohenden Gewalttätigkeit der Versammlung, wie die zu erwartende Teilnahme einer erheblichen Zahl von Angehörigen der linksautonomen Szene«. Der Preis einer repressiven Gangart ist hoch: »Konsequenz dieser veränderten Taktik ist die faktische Einschränkung des Demonstrations- und Versammlungsrechts und die Verrechtlichung des Problems« (Jaschke 2000: 27).

			Bei Einschränkungen der Versammlungsfreiheit wie bei anderen Repressionsmaßnahmen und Vorkehrungen zum Schutz der Demokratie begeht diese einen Drahtseilakt zwischen Toleranz (als normativem Wesenskern) und Intoleranz (zum Selbstschutz). Mit der Maxime »Keine Freiheit den Feinden der Freiheit« gäbe die Demokratie ihren liberalen Charakter auf, weil sie die Grundrechte so mehr und mehr zur Disposition stellt und weil sie so das Problem unter Umständen verschlimmert (durch soziale Stigmatisierung, Märtyrerbildung, Radikalisierung und Verfestigung extremistischer Szenen). Die Maxime »Alle Freiheit den Feinden der Freiheit« wiederum kommt einer Selbstaufgabe gleich, wie die Weimarer Republik zeigt. Es muss demnach heißen: so viel Repression wie nötig, so viel Freiheit wie möglich.

			9.3	Prävention und politische Bildung

			»Prävention« meint im Zusammenhang mit politischem Extremismus Maßnahmen, die seiner Entstehung sowie (weiterer) Radikalisierung vorbeugen sollen. Unterschieden wird zwischen primärer, sekundärer und tertiärer Prävention (vgl. Frindte/Preiser 2007). Das Ziel der primären Prävention ist es, bei einzelnen Individuen (z. B. Weiterbildungsmaßnahmen für Lehrerinnen und Lehrer, Sensibilisierungsprogramme gegenüber politisch Interessierten sowie Schülerinnen und Schülern), in einschlägigen Institutionen (z. B. interkulturelle Kompetenztrainings bei der Polizei) oder sozialen Gruppen (z. B. Stadtviertelinitiativen, interkulturelle Jugendklubs) Bedingungen zu schaffen, die der Radikalisierung abträglich sind. Sekundäre Präventionsmaßnahmen haben gefährdete Risikogruppen im Blick – etwa linksextremismusaffine Jugendcliquen in einschlägigen Stadtteilen. Sie sollen für demokratieinkompatible Einstellungen, Meinungen, Handlungen und Ideologien sowie demokratische Alternativen sensibilisiert werden. Tertiäre Prävention wiederum richtet sich an straf- oder anderweitig auffällig gewordenen Personen. Dort kann es »nur noch« um die Senkung von Aggressionen, die Unterbrechung der ideologischen Radikalisierung, das Herauslösen aus extremistischen Gruppierungen gehen.

			Die staatliche (Links-)Extremismusprävention ist neben den Angeboten der Bundeszentrale für politische Bildung vor allem in zwei größeren Programmen implementiert: »Zusammenhalt durch Teilhabe« des Bundesinnenministeriums sowie »Demokratie leben!« des Bundesfamilienministeriums. In deren Mittelpunkt stehen Wissensvermittlung, Aufklärung, die Entwicklung präventiver pädagogischer Maßnahmen sowie deren Überführung in Regelstrukturen. Damit wenden sich die Programme mit einem phänomenübergreifenden Ansatz vor allem an Multiplikatoren. Insgesamt gibt es eine gewisse Schieflage: Im Bereich der Radikalisierungsprävention sind zum Beispiel 21 Maßnahmen gegen »rechtsextreme Orientierungen und Handlungen«, acht gegen »linke Militanz« und 46 gegen »islamistische Orientierungen und Handlungen« gerichtet. Die Schieflage ergibt sich nicht nur in quantitativer Hinsicht, sondern auch mit Blick auf die Bezeichnungen: demokratiefeindliche »Orientierungen und Handlungen« bei Rechtsextremismus und Islamismus, »Militanz« beim Linksex­tremismus. Die abweichende Begrifflichkeit dürfte taktisch motiviert sein, wie der Abschlussbericht für das Vorläuferprogramm von »Demokratie leben!«, »Initiative Demokratie stärken«, zeigt: »[D]ie Programmbezeichnung ›Linksextremismus‹ [erzeugte] erhebliche Schwierigkeiten sowohl in der pädagogischen Umsetzung als auch im Hinblick auf die öffentliche Akzeptanz. Dies führte dazu, dass Zielgruppenzugänge verstellt oder mindestens erschwert und Verstetigungsprozesse in vielen Fällen gar nicht erst angedacht wurden« (Leistner/Schau/Johansson 2014: 142).

			Den Eindruck, dass die Linksextremismusprävention ein gewisses Schattendasein fristet, bestätigt das BKA. In den Jahren 2014/15 entsprachen die zugehörigen 25 Projekte lediglich vier Prozent des gesamten Präventionsangebotes (vgl. Gruber/Lützinger 2017: 22). Und obwohl »sich das Angebot zwischen 2015 und 2018 […] mehr als vervierfacht hat (111 gegenüber 25 Projekten), […] machen die Projekte der Linksextremismusprävention mit einem Anteil von lediglich sieben Prozent im Gesamtkontext präventiver Maßnahmen nach wie vor einen überaus geringen Anteil aus« (Lützinger 2020: 99). Florian Gruber, Saskia Lützinger und Uwe Kemmesies (2017: 20) stellen der Präventionslandschaft im Linksextremismusbereich kein allzu gutes Zeugnis aus: Sie sei insgesamt »wenig konturiert und nicht sonderlich vielfältig«. Angesichts der Zunahme linksextremistischer Ausschreitungen (G20 in Hamburg 2017) müsse die Prävention links motivierter politischer Gewalt (nicht: Gewalt allgemein) eine größere Rolle spielen. »Klassische« Einzelprojekte überwiegen klar gegenüber Vernetzungsprojekten. Zudem richten sich die weitaus meisten Projekte – und zwar vornehmlich mithilfe von Informationsvermittlung (z. B. Vorträge, Broschüren) – an die Allgemeinbevölkerung: mittels Sensibilisierung, Aufklärung, Demokratie- und Toleranzförderung. Der Direktkontakt mit bereits radikalisierten Personen hat praktisch kaum Bedeutung – es gab nur zwei Projekte dieser Art, und zwar Aussteigerprogramme auf Bundesebene. Beim Programm des Bundesamtes für Verfassungsschutz scheint sich die Wirksamkeit aber in Grenzen zu halten: Zwischen 2014 und 2017 gab es lediglich 28 Kontaktversuche, wovon acht auf Scherzanrufe oder Anrufe von interessierten Journalisten und Wissenschaftlern entfielen (vgl. Deutscher Bundestag 2017b: 2). Allerdings überrascht die geringe Bedeutung von Aussteigerprogrammen (im Vergleich zu solchen für den Rechtsextremismus) angesichts der szenetypischen Aversionen gegenüber staatlicher beziehungsweise staatsnaher Einmischung nicht. Zudem: Der Ausstieg ist hier individuell deutlich einfacher zu bewerkstelligen, weil mit weniger Sanktionsdruck verbunden als in der rechtsextremen Szene (vgl. Lützinger 2020: 96 f.). Schwer wiegt dagegen insgesamt das Fehlen einer Wirkungsevaluation (vgl. Gruber/Lützinger/Kemmesies 2017: 20): Ob die Projekte überhaupt Radikalisierung, linksextremistische Einstellungs- und Sozialisationsmuster sowie Gewalt verhindern (bzw. eindämmen), ist wegen fehlender (allerdings auch unüblicher) Evaluationen nicht ermittelbar. Die Autoren kommen zum Schluss, »dass das ­Phänomenverständnis defizitär ist und so zwangsläufig die aktuelle Ausgestaltung ­präventiver Maßnahmen in diesem Phänomenfeld offenbar am tatsächlichen Bedarf vorbeizugehen scheint« (Gruber/Lützinger/Kemmesies 2017: 20).

			Marcus Kober (2019) vom Nationalen Zentrum ­Kriminalprävention bringt dies zur Schlussfolgerung, dass 1) bei den an die Allgemeinheit ge­­richteten Präventionsprojekten phänomenübergreifende Angebote fortzuführen sind, um das Vertrauen in die Demokratie zu stärken, der Gefahr der Stigmatisierung zu entgehen und die Beteiligungsbereitschaft zu erhöhen (wenngleich dadurch szenespezifische Radikalisierungsursachen in den Hintergrund rücken mögen). Selektive Prävention, die sich an linksextremismusaffine Gruppen richtet, sollte 2) die Ursachen, Folgen und Begründungsnarrative von Gewalthandeln (etwa im staatlichen Kontext) erörtern. Dieser Vorschlag trifft auf breite Zustimmung: »Denkbar sind beispielsweise auf die Zielgruppe zugeschnittene Formate, in denen grundsätzlich die Legitimität von Gewaltanwendung diskutiert wird. Wer sollte wann und warum Gewalt ausüben dürfen? Wie wird staatliche Gewalt in der Demokratie legitimiert und eingegrenzt? Wann dürfen Bürgerinnen und Bürger Gewalt einsetzen? Wann nicht? Und warum nicht? Das staatliche Gewaltmonopol könnte ebenso im Mittelpunkt von Formaten stehen wie das Protestinstrument des zivilen Ungehorsams mit all den damit einhergehenden Folgen« (Flümann 2020: 65). Angebote gegenüber bereits radikalisierten Personen schließlich, die bislang eher erfolglos verliefen, sollten nach Kober 3) mit Anreizen arbeiten, die eine Teilnahmewahrscheinlichkeit erhöhen: »Attraktivitätsmomente des Extremismus, wie Protest, Selbstinszenierung, Zugehörigkeit zu einer Avantgarde, Bekleidungs- und Sprachcodes, Männlichkeit und Kriegerethik, das Ausleben von Machtfantasien sowie Gemeinschaftserleben müssen reflektiert und bei der Ausgestaltung vergleichbar attraktiver Gegenangebote berücksichtigt werden« (Kober 2019: 26). Zumal bedürfen Aussteigerprogramme einer starken Vernetzung mit Akteuren aus Justiz, Polizei und Zivilgesellschaft, um auch komplexe, höchst individuelle Problemsituationen, die über die Deradikalisierung hinausgehen, lösen und so eine Vertrauens­basis schaffen zu können, so Kober. Als hilfreich habe es sich – unter Verweis auf das Aussteigerprogramm in Nordrhein-Westfalen – erwiesen, wenn die Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ähnliche Sozialisationserfahrungen (vergleichbare Familienverhältnisse oder selbst Aussteiger) wie die Angesprochenen hatten. All dies müsse flankiert werden durch eine klare Benennung der Präventionsziele: Was genau soll eigentlich unterbunden werden? Linksextreme Einstellungen? Das »Abdriften« in eine linksex­treme Szene? Gewalt – wenn ja: welche Formen? 

			In jedem Fall steckt die Linksextremismusprävention noch in den Kinderschuhen. Ihr darauszuhelfen, um so eine Gefahr für die Demokratie zu bannen, ohne Kritik an der Demokratie im Keim zu ersticken, ist und bleibt eine Gemeinschaftsaufgabe von politischer Bildung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Die – im Vergleich zum Rechtsextremismus – größere Kontroversität des Themas muss dabei nicht nur eine Gefahr (etwa für die Erfolgsaussichten der Prävention), sondern kann auch eine Chance bedeuten: Sie zwingt zur Auseinandersetzung mit dem Selbstverständnis der (wehrhaften) Demokratie.

			Anmerkungen

			
				
					25	»Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig.«

				

				
					26	»Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.«

				

				
					27	»Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.«

				

				
					28	Der häufig gebrauchte Begriff »Radikalenerlass« ist missverständlich. Zwar ging es im Beschluss um die »Beschäftigung von rechts- und linksradikalen Personen im öffentlichen Dienst«, gemeint war aber die Feindschaft gegenüber der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, mithin, was heute als Extremismus gilt. Dieser Begriff ersetzte erst im Verfassungsschutzbericht von 1973 den Radikalismus­begriff.

				

				
					29	 Stand: Juni 2020.
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